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Einleitung. 


$ 1. Begriff der Bekenntnisfreiheit. 


Fürstenau S. 1—8 -— Herrmann S. 7—10, 17—32 — Hinschius- 
Marquardsen S. 233 ff., 239, 245 f. — Kahl S. 289, 323 ff., 394 ff. — 
Kahl K.R. S. 267 f, 284 — v. Kirchenheim S. 52 ff. — Maassen 
S. 15—23, 272 — G. Meyer S. 731, 734 — Rieker S. 87 f., 242 ff. — 
v. Salis — v. Schulze I S. 387 £., II S. 454 — v. Stengel S. 548 f. — 
Stutz II S. 908, 910 f. — Wilda S. 161 ff. — Zorn K. R. S. 3—6, 208 ff 


Der Begriff der Bekenntnisfreiheit umfasst einmal die 
Freiheit des einzelnen, seinen religiösen Glauben oder auch 
die Ablehnung jeglichen Glaubens ohne äussere Nachteile 
zu offenbaren (individuelle Glaubens- und Gewissensfreiheit), 
zum anderen die Freiheit aller derjenigen, die den gleichen 
religiösen Glauben teilen, sich zu vereinen und gemeinsamen 
Gottesdienst zu halten (gesellschaftliche oder genossen- 
schaftliche Bekenntnisfreiheit, Kultus- oder Religionsfreiheit). 


a) Die individuelle Glaubens- oder Gewissensfreiheit 
äussert sich einmal negativ darin, dass sie einen Zwang zur 
Teilnahme an einer gegen das religiöse Gewissen ver- 
stossenden Handlung nicht zulässt, sodann positiv in der 
Befugnis eines jeden, seine religiöse Überzeugung frei 
zu äussern. Dementsprechend bedeutet Gewissenszwang, 
einen Menschen zur Teilnahme an einer religiösen Hand- 
lung wider seinen Willen mit Gewalt zu zwingen, ander- 
seits ihm die freie Äusserung seines Glaubens zu verwehren 
oder irgendwie zu erschweren, insbesondere auch mittel- 
bar durch seine Benachteiligung im bürgerlichen oder staats- 
bürgerlichen Leben. Wo eine solche Benachteiligung nicht 
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SERIEN, 


stattfindet, spricht man von Parität im staatsrechtlichen 
Sinne, die sich also als ein Teil der Gewissensfreiheit 
darstellt. !) 


b) In engstem Zusammenhange mit der individuellen 
Gewissensfreiheit, als mit ihr wesensverwandt undihre natür- 
liche Ergänzung, steht die gesellschaftliche oder genossen- 
schaftliche, die Kultus- oder Religionsfreiheit ?), die über 
den einzelnen hinausgehend einer Mehrheit von Personen 
eignet, die sich zu gemeinsamer Gottesverehrung vereinigen. 


Rechtsbegrifflich ist jede religiöse Vereinigung oder 
kurz Religionsgemeinschaft als ein „Verein“ zu kenn- 
zeichnen, als ein vom Wechsel der Mitglieder unabhängiger, 
mit eigenem Willen und eigener Organisation ausgestatteter 
Verband. Hiermit ergibt sich, daß die Religionsfreiheit 
eine Unterart der Vereinsfreiheit überhaupt ist und dass 
eine jede Religionsgemeinschaft an sich den für Vereine 
im allgemeinen geltenden Vorschriften untersteht, seien 
diese bürgerlich-rechtlicher oder seien sie öffentlich-recht- 
licher Natur. Um den religiösen Verein den für Vereine 
überhaupt bestehenden Bestimmungen zu entrücken, bedarf 
es jedesmal erst besonderer Vorschriften. °) Wie ein jeder 
Verein die Befugnis hat, sich eine Satzung und Organisation 
selbst zu schaffen (Autonomie), so auch der religiöse. Wie 
ferner die Rechtsstellung der Vereine überhaupt sehr mannig- 
fach sein kann, so auch die der religiösen. Es kann sich 
um einen nicht rechtsfähigenVerein, einen blossen „Religions- 
verein“, oder um einen rechtsfähigen Verein, eine sog. 
„Religionsgesellschaft“ i.e.S. oder Privatkorporation handeln, 
oder aber um eine Korporation des Öffentlichen Rechtes, 
um eine „Kirche“ im hergebrachten staatsrechtlichen Sinne. 


1) Kahl S. 396. Kahl K. R. S. 267. Kahl Parität S. 25. 


2) Diese Wesensverwandtschaft ist allerdings im Mittelalter in 
Theorie und Praxis nicht stets scharf erkannt worden. Vergl. Wilda 
S. 185, 19. 


3) Kahl S. 329. v. Schulze II S. 454 ff. 


ER 


Als Anstalten des öffentlichen Rechtes lassen sich hingegen 
auch die Kirchen jedenfalls nach preussischem Staatskirchen- 
rechte nicht auffassen. ?) 

c) Aus dem Begriffe der Bekenntnisfreiheit folgt die 
Freiheit des einzelnen, jederzeit von einer Religionsgesell- 
schaft zu einer anderen überzutreten, wie sich überhaupt 
jeder religiösen Gemeinschaft zu enthalten. Kann der 
einzelne jegliche Religionsgemeinschaft meiden, so darf 
folgerichtig auch niemand genötigt werden, mit einer 
bestimmten Kirche selbst nur insofern in Verbindung zu 
treten, als es sich um die Vollziehung bürgerlich not- 
wendiger Rechtsakte handelt, worin mittelbar immer ein 
Zwang liegen würde. Es ist deshalb begriffsmässig zu 
fordern, daß dergleichen Akte (Eheschliessung, Eides- 
leistung) ohne Beziehung auf ein religiöses Bekenntnis 
. zu gestalten sind.) 

d) Darauf abzielende Rechtsnormen kommen der Be- 
kenntnisfreiheit kraft Reflexwirkung des objektiven Rechtes 
zustatten. Ist aber die Bekenntnisfreiheit an sich als ein 
sog. subjektives Recht öffentlicher Art aufzufassen? Die 
Frage besteht gleichmässig für alle sog. Freiheitsrechte. 
Ihre Beantwortung hängt davon ab, wie das subjektive 
Recht überhaupt und wie speziell das subjektiv-öffentliche 
juristisch zu bestimmen sind. Darüber besteht große 
Meinungsverschiedenheit, auf die hier indes nicht näher 
einzugehen ist. Nur der Begriff der sog. Freiheitsrechte 
oder Grundrechte, wie sie in den modernen Verfassungen 
des 19. Jahrhunderts proklamiert werden, bedarf der 
besonderen Erörterung, da zu ihnen namentlich auch die 
Bekenntnisfreiheit gehört. Es ist nun mit Grund nicht 
zu bezweifeln, daß diese Freiheitsrechte nicht als ent- 
sprechend viele konkrete Einzelrechte des Individuums 
im Verhältnis zur Staatsgewalt zu verstehen sind, sondern 
daß sie sämtlich auf die allgemeine persönliche Freiheits- 





#4) Kahl S. 338 f. Greiff S. 44 f. 
5) Hinschius-Marquardsen S. 235 f., 245 f. v. Schulze II S. 475. 
v. Salis S. 27, 42. 
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sphäre des Menschen als nur einzelne Ausflüsse dieser 
zurückführen und mit dieser ihre erschöpfende Bedeutung 
darin finden, daß die Staatsgewalt sich jeder gesetzlich nicht 
zugelassenen Einwirkung auf ihre Sphäre zu enthalten hat. 
Es handelt sich um einen „negativen Status“, der positiv 
nur durch die allgemeinen Rechtssätze geschützt ist, „daß 
der einzelne einen Anspruch auf seine Anerkennung hat 
und den Staatsbehörden jede Störung desselben, d. h. 
jede Auflegung eines nicht gesetzlich begründeten Befehles 
oder Zwanges verboten ist“.®) Eine erhöhte praktische 
Bedeutung haben die sog. Freiheitsrechte neuerdings dadurch 
gewonnen, daß auch zu ihrem Schutze in partikularrechtlich 
verschiedenen Grenzen die besonderen Gerichtshöfe des 
öffentlichen Rechtes (Verwaltungsgerichte) berufen sind 
und deren noch weitere Fortbildung und Ausgestaltung 
im einzelnen sehr wohl angängig ist.”) Hervorzuheben 
ist anderseits, wie unter den Grundrechten gerade die 
Bekenntnisfreiheit insofern ihre Eigentümlichkeit hat, als 
ihre eine Seite, die rein innere Überzeugung, nach der 
Natur der Sache jeder rechtlichen Beziehung überhaupt 
unzugänglich ist.°) In diesem Sinne, aber auch nur in 
diesem, wird der Satz Tertullians °) „humani juris at naturalis 
potestatis est unicuique quod putaverit colere“ stets eine 
Wahrheit sein. Abgesehen von der rein innerlichen Seite 
steht es dagegen formell immer allein der Staatsgewalt 
zu, inwieweit sie die Bekenntnisfreiheit gewähren oder 
versagen will. 


6) Jellinek S. 94 ff., S. 105. 

?) Anschütz S. 535. Sartorius S. 112 ff. Laband S. 43. 

8) Vergl. schon $ 1 A. L.R. II, 11. 

9) Tertullianus ad Scapulam p. 498 (ed. Basil.1591) bei Wilda S. 167 


BEE 


$ 2. Verhältnisformen 
von Staat und Religionsgemeinschaften. 


v. Bonin S. 1--15 — Frantz S. 19 £., 23 f., 28 £f., 60 f. — Fried- 
berg S. 99 — Hinschius K. R. III S. 333 ff., 671 ff., 547 ff., 702 ff., 
722 ff. — Greiff S. 2—7, 21—32 — Herrmann S. 11—15, 323—58 — 
Hinschius-Marquardsen S. 189—230, 244 ff., 266—270 — Kahl S. 246 ff., 
315 ff. — Kahl K.R. S. 272—290 — Kahl, Toleranz S. 14—26 — 
v. Kirchenheim S. 34—36, 39—42, 56, 61 ff. — Maassen S. 95 ff. — 
G. Meyer S. 765—767 — Richter-Dove-Kahl S. 318—338 — Rieker 
Seite 7—40, 371 ff. — Rothenbücher S. 1—112 — v. Roenne II S. 370 ff. 
Schoen I S. 154 ff. — v. Schulze II S. 452 ff., 478 ff. — Simons — 
Stutz S. 817, 819, 827, 837, 842, 865 f., 903 ff., 913 ff. — Zöpfl II 
S. 831—839 — Zorn K. R. S. 29—31, 48—83, 97—104, 128—137, 216 ff. 


In den Vordergrund tritt das Verhältnis des Staates 
zu der gesellschaftlichen Bekenntnisfreiheit der Religions- 
gemeinschaften. Hierfür sind namentlich drei sog. kirchen- 
politische Systeme möglich und in der geschichtlichen 
Entwickelung verwirklicht worden: 

a) das System der Einheit von Staat und Kirche, sei es 
in der Form des sog. Staatskirchentumes, sei es in 
der Form des sog. Kirchenstaatstumes (Theokratie, 
Hierokratie); 

b) das System der Trennung von Staat und Kirche, das 
sog. Freikirchentum; 

c) das System der Kirchenhoheit. 

Die Bezeichnungen sind freilich nicht durchaus zu- 
treffend. Um ihren Gegensatz zu dem ersten Systeme schärfer 
zu zeichnen, wendet auch das zweite und dritte die Ausdrücke 
Kirche und Kirchenhoheit an, während statt ihrer die Begriffe 
Religionsgemeinschaft und Religionshoheit gemeint sind 
und richtiger zu setzen wären.!) 

a) Das erste System der Einheit von Staat und Kirche 
bedeutet die absolute Negation der Bekenntnisfreiheit in 
jeder Art. Es herrschte als Staatskirchentum je in besonderer 


1) Stutz S. 905. Kahl S. 310. Hinschius-Marquardsen S. 267. 


6 

Art der Ausgestaltung im oströmischen Kaiserreiche 
(Byzantinismus, römisches Staatskirchentum ®), nachmals 
in der fränkischen Monarchie und unter dem auf diese 
gegründeten abendländischen Kaisertume germanischer 
Nation bis um die Mitte des 11. Jahrhunderts, endlich 
nach der Reformation während des 16. bis 18. Jahrhunderts 
in den protestantischen Territorien Deutschlands (Terri- 
torialismus, evangelisches Staatskirchentum) und in Parallele 
hierzu unter dem kirchlichen Staatsabsolutismus in katho- 
lischen Ländern (Frankreich, Bayern, Österreich). Das 
System des Kirchenstaatstumes vollzieht sich zur Zeit der 
päpstlichen Weltmonarchie während des 11. bis zum Anfange 
des 14. Jahrhunderts (Gregor VII. bis Bonifaz VII.) und 
begegnet nach der Reformation auf evangelischer Seite in 
der Genfer Schriftheokratie, sowie im Bereiche der angli- 
kanischen Staatskirche (Hochkirche).°) Wo eine Einheit 
von Staat und Kirche besteht, sei es in der Form des 
Staatskirchentumes, sei es in der Form des Kirchenstaats- 
tumes (eivitas dei), ist die Bekenntnisfreiheit grundsätzlich 
ausgeschlossen und bei folgerichtiger Durchführung des 
Systems nicht einmal für die individuelle Gewissensfreiheit 
Raum. | 

Beide Richtungen verlangen Identität von Staats- 
angehörigen und Religionsangehörigen, das kirchliche Recht 
ist nur eine Seite des staatlichen oder umgekehrt, kirchliche 
Lasten sind zugleich staatliche Lasten. Selbst die private 
Rechtsfähigkeit leidet einschneidende Beschränkungen, wo 
das erforderte religiöse Bekenntnis fehlt. *) 

b) Grundsätzlich gegeben ist die Bekenntnisfreiheit 
unter dem Trennungssystem oder dem Systeme des Frei- 


2) Konstantin 355 _ auf dem Konzil zu Mailand: "Oreo ya 
Bovkoueı TODTo zavov vouLEod9w. Justinian 535 Nov. VII ec. 2:neque 
enim multum inter se differunt sacerdotium et imperium. 

3) Richard Hooker, Ecelesiastical Polity VIII sect. 2: there is not 
any man a member of the Commonwealth which is not also of the Church 
of England (bei Rothenbücher S. 29). 


#) Cod. 1, 5; I, 7; I, 11; Auth. Credentes Frid. II, Cod. I, 5. 
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kirchentumes („freie Kirche im freien Staate“) ), das Staat 
und Kirche unabhängig von einander stellt. Das Frei- 
kirchentum gilt nach der belgischen Verfassung vom 
25. Februar 1831°), am vollständigsten nach dem Staats- 
grundgesetze der Vereinigten Staaten von Nordamerika ’) 
und ist neuerdings auch in Frankreich durchgeführt 
(Trennungsgesetz vom 9. Dezember 1905). °) Eine jede 
religiöse Gemeinschaft ist nach diesem Systeme reiner 
Privatverein, ihr Recht lediglich internes Vereinsrecht und 
der Satzung eines jeden anderen Vereines gleichartig, 
ihre Geistlichen unterscheiden sich nicht von den Ange- 
stellten anderer Vereine. Notwendig bedingt dies System 
die grundsätzliche rechtliche Gleichstellung aller religiösen 
Verbände. Immerhin ist eine völlige Loslösung von Staat 
und Kirche auch in keinem jener Länder durchgeführt 
und wohl überhaupt kaum durchführbar. °) 


5) Programm Cavours: „libera chiesa in libero stato“ (in der 
Sitzung der Deputiertenkammer vom 25. März 1861). In Italien ist indes 
die Trennung von Kirche und Staat keineswegs praktisch durchgeführt. 
Hinschius-Marquardsen S. 225 ff. Rothenbücher S. 397, 409—424. 

6) Das hier in voller Schärfe ausgesprochene Prinzip ist aber 
insofern weitgehend durchbrochen, als nach Art. 117 der Konstitution 
die Besoldungen und Pensionen der (katholischen) Kultusdiener dem 
Staate zur Last fallen und jährlich in das Budget eingestellt werden. 
Kahl S. 296. Hinschius-Marquardsen S. 222 ff. (224). Rothenbücher 
S. 398 ff. Dieser zählt indes Belgien überhaupt nicht hierher, da er 
das Trennungssystem anders formuliert, S. 397 f., 457. 

7) Die Unionsverfassung vom 17. September 1787 bestimmt freilich 
ausdrücklich nur (Art. Vl1 3): No religious test shall ever be required 
as a qualification to any office or public trust under the United States 
und (Amendement I): Congress shall make no law respecting an 
establishment of religion or prohibiting the free exereise thereof. Hinschius- 
Marquardsen S. 222 ff. Rothenbücher S. 116 ff. 

8) Art. 1: La Republigue assure la liberte de conscience. Elle 
garantit le libre ewercise des cultes sous les seules restrictions edietees 
ci-apres dans linteret de lordre public. Rothenbücher S. 228 ff., ins- 
besondere S. 255 ff. (257). 

9) „In Amerika wird kirchliches Recht von den Gerichten an- 
gewendet, ist Christentum common! law, Blasphemie strafbar, Kirchen- 
eigentum steuerfrei, wird von Staatswegen der Sonntag geheiligt und 
Religion in den öffentlichen Schulen unterrichtet.“ Friedberg S. 105. 
Näheres und einzelne Berichtigungen s. bei Rothenbücher S. 135 ff, 
Kahl, Toleranz S. 24. 


8 


Nicht zu verwechseln mit der dem Freikirchentume 
entsprechenden sog. Freikirche im kirchenpolitischen Sinne 
ist die sog. Freikirche im religiösen Sinne, die treffend 
auch Freiwilligkeitskirche genannt wird und deren Eigenart 
darin besteht, daß die Zugehörigkeit zu ihr nur durch eigenen 
freiwilligen Entschluss des Beitretenden erworben wird. !°) 

c) Grundsätzlich möglich ist die Bekenntnisfreiheit 
nach dem Systeme der Kirchenhoheit. Dieses ist heute 
mehr oder minder vollkommen in allen deutschen Bundes- 
staaten !!), vorzüglich auch in Preussen, in Geltung. Es 
hat sich aus dem Systeme des Staatskirchentumes entwickelt 
und ist noch fortwährend in der Entwickelung begriffen. !?) 
Die Kirchenhoheit (jus maiestaticum circa sacra: Objekt 
sacra externa) ist nur ein Ausfluss der allgemeinen Staats- 
hoheit und stellt sich als Inbegriff der dem Staate über 
die Religionsgemeinschaften zustehenden Herrschaftsbefug- 
nisse dar, sie ist die Staatshoheit in ihrer besonderen 
Beziehung zu den Erscheinungen des kirchlichen und 
religiösen Lebens. Scharf von der Kirchenhoheit zu unter- 
scheiden sind die Kirchengewalt (jus in sacra, jus sacrorum: 
Objekt sacra interna) und ihre Handhabung durch das 
Kirchenregiment, die lediglich in dem inneren Vereins- 
verhältnis ihren Rechtsgrund hat'?) und deren Begriff 
erst auf dem Boden der protestantischen Kirche zur Ent- 
wickelung gelangt ist. 

Der Kirchenhoheit wird auf der Grundlage des West- 
fälischen Friedens herkömmlich ein dreifacher praktischer 
Inhalt zugewiesen: 

«) das jus advocatiae, 
8) das jus inspieiendi cavendi, 
y) das jus reformandl. 

10) Simons S. 5, 11. 

11) Nicht in Mecklenburg. 

12) Kahl S. 308. Zorn K..R. S. 7, 208 ff. v. Kirchenheim S. 51. 
A. A. v. Bonin S. 95. Anm..3, 

18) Zöpfl II S. 833. v. Schultze II S. 479. v. Roenne II S. 373. 
Der absolute Staat des 17. u. 18. Jahrhunderts war sich dieses Unter- 
schiedes allerdings nicht bewußt. v. Schulze II S. 695. Der Grund der 


Unklarheit liegt in der Identität des Inhabers der Kirchenhoheit und 
des Kirchenregimentes (Territorialsystem). 
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Das jus advocatiae bedeutet das Recht, gegenwärtig nicht 
mehr zugleich die Pflicht!‘) des Staates, die Religions- 
gemeinschaften in der ihnen einmal gewährten Rechts- 
stellung zu schützen. Ausgeübt im Verhältnis der Religions- 
gemeinschaften untereinander stellt sich das Schutzrecht 
als Teil der sog. kirchenrechtlichen Parität dar.') Das 
jus inspierendi cavendi begreift das oberste Aufsichtsrecht 
des Staates und die Anwendung etwa gebotener Vorkehrungs- 
und Abwehrmittel. Das jus reformandi endlich enthält das 
Recht der Staatsgewalt, nach Ermessen Religionsgemein- 
schaften abzuweisen (jus reprobandi) oder zuzulassen und 
im Falle der Zulassung nach den Graden der devotio 
domestica, exercitium religionis privatum, exercitium religionts 
publicum das Maß ihrer Kultusübung zu bestimmen (jus 
tolerandi, jus recipiendi). Das jus reformandi in diesem 
Sinne ist darnach das Recht, einerseits der Versagung, 
anderseits derGewährungundderBegrenzung derBekenntnis- 
freiheit, deren Umfang sich also je nach dem Maße der 
Ausübung des jus reformandi ergibt. Übt der Staat das 
jus reformandi nur zugunsten eines Bekenntnisses aus, so 
besteht eine Bekenntnisfreiheit überhaupt nicht; übt er 
es zugunsten einer bestimmten Anzahl von Bekenntnissen 
oder in der Art, daß er verschiedene Kultusberechtigungen 
festsetzt, so besteht eine Bekenntnisfreiheit in beschränktem 
Maße, verzichtet er auf das jus reformandi, so besteht 
volle Bekenntnisfreiheit. Die Entwickelung des jus refor- 
mandt ist die Entwickelung der gesellschaftlichen Religions- 
freiheit auf deutschem Boden, und insofern Anhänger einer 
reprobierten Religionsgemeinschaft einerseits zwar zur Aus- 
wanderung gezwungen werden können, anderseits aber 
auch dazu verstattet werden müssen, zugleich die Geschichte 
der individuellen Gewissensfreiheit. 1°) 


14) Kahl K.R.277. Kahl S.382, Nicht zutreffend v. Schulze II S.488f. 

15) Kahl K. R. S. 267 f. Kahl, Parität S. 27. Kahl S. 397. 

16) Kahl S. 292, 317; vergl. J. H. Boehmer jus eceles. Prot. vol. 
II 8 37: conseientiae libertas plena dieitur, quae liberum publicumque 
religionis ewercitium cum omnibus inde dependentibus effectibus habet; 
minus plena, quae publico liberoque exerecitio destituta vel privatis sacris 
vel devotioni domesticae relicta vel sola tolerantia nititur. 
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Abzulehnen ist die Auffassung, die das jus reformandi 
in seinem dargelegten kirchenhoheitlichen Sinne zu dem 
ihm voraufgegangenen jus reformandae disciplinae und Jus 
reformandi totius cultus (sog. Notepiskopat des Landes- 
herrn) in einheitlichen Zusammenhang zu bringen sucht. '‘) 
Diese beiden Rechte haben es vielmehr mit der Kirchen- 
verfassung und der Kirchenlehre zu tun, also gerade mit 
der der Kirchenhoheit (Religionshoheit) entgegengesetzten 
inneren Seite der Religionsgemeinschaften.!*) Ein wahrer 
Ausläufer des kirchenhoheitlichen jusreformandt ist dagegen 
das sog. jus reformandi privilegia, insofern die Staatsgewalt 
sich gegenwärtig namentlich in der „rechtlichen Klassi- 
fizierung“ („Prädizierung“) der Religionsverbände und in 
der Erteilung von Vorrechten im einzelnen betätigt. Diese 
Seite des jus reformandi ermöglicht, daß der Staat einer 
jeden Religionsgemeinschaft die ihr nach ihrer geschicht- 
lichen Entwickelung und nach ihrer Bedeutung für den 
Staat zukommende Rechtsstellung zuweist, sog. kirchen- 
politische Parität.') Er kann somit Bekenntnisfreiheit 
gewähren, ohne doch absolute Bekenntnisgleichheit fest- 
zusetzen. WelcheRechtsstellung im einzelnen einer Religions- 
gemeinschaft als ihr gebührend anzuweisen ist, ist allein 
eine Frage der Kirchenpolitik. 


Ohne zureichenden Grund wird neuerdings der weiteren 
Verwendung der überlieferten drei Kategorien der Kirchen- 
hoheit (Religionshoheit) widersprochen, weil diese auf ver- 
schiedenen Einteilungsprinzipien beruhend den Anforde- 
rungen der Systematik nicht entspreche und zur Aufnahme 
des Reichtumes der staatskirchenrechtlichen Entwickelung 
seit dem 18. Jahrhundert nicht mehr fähig sei.?)) Dem 
ist jedoch nicht beizustimmen. Denn einerseits steht der 
gegenwärtige Rechtszustand mit dem älteren Rechte in 


17) So Rieker S. 104, 125. v. Bonin S. 14, 39 ff., 52. 

18) Sartorius, kr. Vierteljahrsschrift 1907 S. 2832. Kahl S. 316. 

19) Kahl S. 395. Kahl K. R. S. 267. Kahl, Parität S. 25. 

20) So Hinschius-Marquardsen S. 269. Friedberg S. 105. Zorn K.R. 
S. 216 ff. Sartorius S. 1 ff. 
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nachweisbarem geschichtlichen Zusammenhange, dessen 
Kontinuität nicht unterbrochen werden darf, anderseits 
läßt sich allen Anforderungen der Systematik auch unter 
Beibehaltung jener drei Kategorien der Kirchenhoheit 
genügen, wofern sie nur mit den allgemeinen Funktionen der 
Staatshoheit überhaupt (Gesetzgebung, Rechtsprechung, Ver- 
waltung) in die entsprechende Beziehung gesetzt werden. ?!) 


21) Kahl S. 314. Kahl K. R. S. 273—278. G. Meyer S. 766 f. 
Note 2. Schoen I, 160 ff. 
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I. Die Entwickelung der Bekenntnis- 
freiheit. 


A; Die Entwickelung in Deutschland. 


v. Bonin S. 28—92, 94—113 — Eichhorn I S. 233—289 — Frantz 
S.53—57 — Fürstenau S. 9—73, 81, 84—88, 99—119, 178—193, 238 ff. — 
Greiff S. 8-13, 15—18. 19 f., 33—34 — Hinschius-Marquardsen 
S. 208 f., 228 ff. — Kahl S. 58, 176—186, 188—191, 316—318, 319 ff. 
G. Meyer S. 731—734, 767, 769 f. — Rieker S. 115 ff., 275 ff., 333 ff. 
— v. Roenne II S. 151 ff. — v. Schulze I S. 388 ff., II S. 481 ff., 491 ff. 
— Stutz S. 882—886, 897 — Zöpfl S. 839—844, 847—857 — Zorn, K. R. 
S. 142—161, 201 £. 


Grundlage für die Entwickelung der Bekenntnisfreiheit 
in Brandenburg—Preußen ist ihre Entwickelung in 
Deutschland. 

1. Bis zur Reformation bestand in Deutschland weder 
Religionsfreiheit noch selbst individuelle Gewissensfreiheit. 
Ein Zwangskirchentum schroffster Art herrschte, nur eine 
Kirche bestand zurecht, die römisch-katholische. Das 
Bekenntnis einer von dem hergebrachten Glauben ab- 
weichenden religiösen Anschauung stand unter schwerer 
Strafe, die zu vollstrecken das bracchtum saeculare des 
Staates berufen war. So bedrohte selbst der Sachsenspiegel, 
der in dem Streite von Staat und Kirche keineswegs den 
kirchlichen Ansprüchen folgte, den ungläubigen Christen- 
menschen mit dem Tode, ') und noch fast drei Jahrhunderte 
später bestimmt die Bamberger Halsgerichtsordnung von 
1507 den Feuertod für den vom geistlichen Richter dem 





1) Sachsenspiegel II, 138 7: („Svelk kersten man oder wif ungelovich 
is unde mit tovere umme gat oder mit vorgiftnisse, unde des ver- 
wunnen wird, den sal man uppe’r hort bernen“.) 
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weltlichen als Ketzer Überantworteten.?) Die blutigen Ver- 
folgungen der Albigenser und Waldenser, der Feuertod 
des Johann Hus in Konstanz (1415) legen hier ein beredtes 
Zeugnis ab. Nur die Juden, die mehr als Volksfremde, 
denn als Andersgläubige angesehen wurden, waren wie 
schon im römischen Reiche geduldet. °) 


2. Eine Änderung brachte erst die Reformation, all- 
mählich und in engen Grenzen. Auch nicht auf Anregung 
der Reformatoren selbst, die höchstens einer individuellen 
Gewissensfreiheit anhingen, sondern durch die der 
Reformation innewohnende Macht der Tatsachen. *) 


Beim ersten Auftreten der Reformation heischt zwar 
das alte Recht, nach dem ein jeder der römisch-katholischen 
Kirche angehören muß, strengste Befolgung. Das Wormser 
Edikt vom 8. Mai 1521°) spricht gegen Luther und seine 
Anhänger die Acht und Aberacht aus und befiehlt, sie 
niederzuwerfen und ihnen ihre Güter zu nehmen. Aber 
tatsächlich gelang es nicht mehr, das Edikt durchzuführen. 
Teils verhinderte dies die um sich greifende Volkstümlich- 
keit der Bewegung, teils standen auch die Landesherren 
der neuen Lehre nahe. Auch rechtlich verliert das Edikt 
alsbald seine Giltigkeit durch den Speierschen Reichsabschied 
von 1526.°) In ihm wird den Ständen des Reiches gestattet, 
das Wormser Edikt bis zur Entscheidung eines einstigen 
Generalkonzils oder wenigstens einer Nationalversammlung 
unausgeführt zu lassen, und einem jeglichen „in Sachen, 
so das Edikt zu Worms belangen möchten, für sich also 
zu leben, zu regieren und zu halten, wie ein jeder solches 
gegen Gott und Kaiserl. Majestät hoffet und vertrauet zu 
verantworten“. ($ 4 dd. R. A.) 


2) Art. 130 (in die CCC nicht mehr aufgenommen). 

3) Gierke I S. 437. Stobbe I S. 383. 

4) Wilda S. 176. Rieker S. 87 ff. Kahl, Parität S. 7 ff. Blunt- 
schli S. 21. Maaßen S. 272 ff. 

5) Im Auszuge bei Fürstenau S. 259. 

6) N. S. d. R. A. II 273£., im Auszuge bei Fürstenau S. 261. 
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Dieser Abschied ist freilich gleichsam nur ein Waffen- 
stillstand. Seine dauernde Bedeutung hat er aber insofern, 
als damit der ganzen späteren Entwickelung der Bekenntnis- 
freiheit die territoriale Richtung vorgezeichnet ist, indem 
jedem einzelnen Reichsstande in dieser Eigenschaft das 
Recht gegeben wird, nach eigenem Ermessen darüber zu 
befinden, ob er der alten Lehre treu bleiben oder sich der 
neuen Lehre zuwenden will. 

Seit dem Speierschen Reichstage von 1526 kam die 
religiöse Frage nicht mehr von der Tagesordnung der 
deutschen Reichstage. Durch ihr energisches gemeinschaft- 
liches Handeln gegen die Wiederaufnahme des Wormser 
Achtediktes auf dem zweiten Reichstage zu Speier von 
1529 und durch die Einreichung ihrer spezifischen Bekenntnis- 
schrift auf dem Reichstage zu Augsburg von 1530 erlangen 
die evangelisch-lutherischen Stände die Stellung einer ein- 
heitlichen Religionspartei gegenüber den Katholiken und 
zugleich ihre besonderen, dauernden historischen Namen 
(„Protestanten“, „Augsburgische Konfessionsverwandte‘). 

3. Einen vorläufigen Abschluß bezeichnet der Augs- 
burger Religionsfriede von 1555‘), der die Entwickelung 
bis zum Westfälischen Frieden beherrscht und diesem 
weitgehend als Grundlage dient. Auch nach dem Augs- 
burger Frieden ist die Bekenntnisfreiheit, soweit sie gewährt 
ist, streng auf die römisch-katholische und die evangelisch- 
lutherische Lehre beschränkt. Selbst die Anhänger Zwinglis 
und Kalvins, die Reformierten oder, wie sie von ihren 
Gegnern genannt werden, die Sakramentarier, sind von 
dem Frieden ausgeschlossen. „Doch sollen alle andere, so 
obgemelten beeden Religionen nicht anhängig, in diesen 
Frieden nicht gemeynt, sondern gäntzlich ausgeschlossen 
seyn“. (8 17 d. R. A.) 

Den weltlichen Reichsständen wird zugesichert, daß 
kein Stand den anderen um des Glaubens halber mit 
Gewalt überziehen oder dessen Kirchenordnung antasten 


?) N. S. d. R. A. III 14 ff, bei Zeumer Nr. 163, sowie auszugs- 
weise bei Fürstenau S. 280 ff. 
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solle. ($ 15 d. R. A.) Insoweit ist die Parität der evan- 
gelischen Lehre mit der römisch-katholischen reichsrechtlich 
gesichert, nicht bloß faktisch, sondern auch rechtlich. In 
den einzelnen Territorien hat der Landesherr (Reichsstand) 
zwischen den beiden Lehren ein Wahlrecht. Dies Recht 
haben an sich auch die geistlichen Reichsstände, jedoch 
nur für ihre Person; treten sie zur evangelischen Lehre 
über, so verlieren sie ihr beneficium (reservatum_ ecclesia- 
sticum). (818 d. R. A.) Nicht geordnet und daher sehr 
streitig war dabei die Frage, wie es sich in dem Falle 
verhalten sollte, daß das Kapitel wieder einen Anhänger 
der neuen Lehre wählte. °) 


Eine Ausdehnung des Wahlrechtes auf die Untertanen 
widersprach der hergebrachten grundsätzlichen Auffassung 
von dem ausschließlichen Bestehen einer Landeskirche. 
Cujus est regio, illtus est religio (cwjus regio, ejus religio). 
Nur in den freien und Reichsstädten, wo bisher schon die 
beiden Religionen friedlich nebeneinander bestanden haben, 
soll es dabei für alle „Bürger und andere Einwohner, 
geistlichs und weltlichs Stands“, bewenden, wie dies „beeder 
Religion Reichsständ halben verordnet und gesetzt worden“. 
($ 27 d. R. A.) In den (anderen) Territorien erlangen die 
Untertanen durch den Religionsfrieden eine nur sehr 
beschränkte Gewissensfreiheit. Fortan sollen sie nicht 
mehr zu dem Bekenntnis des Landesherren gezwungen 
werden, vielmehr dürfen sie in ein Land ihres Bekenntnisses 
auswandern (jus emigrandı) (8 24 d. R. A.), dies aber 
oft nur unter schweren wirtschaftlichen Nachteilen (flebile 
beneficium). Anderseits findet in der Praxis mehr und 
mehr das Recht des Landesherrn allgemeine Anerkennung, 
den Untertan, der sich nicht zur Religion des Landesherrn 
bekennen, sich „nicht reformieren lassen will“, zur Aus- 
wanderung zu zwingen. 


Dies Recht stellt sich als Ausfluß des jus reformandi 
des Landesherrn im staatsrechtlichen Sinne dar, das im 


3) vergl. v. Bonin S. 45. Fürstenau S. 40. Friedberg S. 101, 
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Friedensinstrumente zwar nirgends ausdrücklich erwähnt, 
aber sichtlich vorausgesetzt ist. „Indem es die Suspendierung 
der Ketzergesetze inbezug auf die evangelischen Stände 
des Reiches aussprach, hat es eben damit diesen auch das 
jusreformandi zuerkannt.“ °) Nicht jenes vorreformatorische 
jus reformandi im Sinne des Notepiskopats, sondern das 
reine formale Recht, im Lande die statthafte Religion und 
die Religionsübung des Landes innerhalb des vom Reiche 
zugelassenen Spielraumes zu bestimmen. Ein Ausfluß 
dieses Rechtes ist insbesondere das Recht, die Anhänger 
der anderen Religion, sei es der katholischen oder der 
protestantischen, entweder im Lande zu dulden oder zur 
Auswanderung zu nötigen. „Statt einer Zwangskirche 
gab es nunmehr zwei“. !°) 


Eine Erweiterung der Bekenntnisfreiheit enthält die 
dem Religionsfrieden angeschlossene sog. Deklaration 
Ferdinands I., die den Untertanen geistlicher Reichsstände 
(Ritterschaft, Städte, Kommunen) zusagt, sie sollten „unver- 
gewaltigt gelassen werden“, falls sie „lange Zeit und Jahr 
der Augsburgischen Konfession Religion, Glauben, Kirchen- 
gebräuche, Ordnung und Zeremonien Öffentlich gehalten 
und gebraucht“ hätten. Die Deklaration blieb indes 
praktisch wertlos, da sie einmal nicht in den Friedens- 
bestimmungen selbst enthalten war, anderseits die Worte 
„lange Zeit und Jahr“ eine tendenziöse Auslegung 
zuließen.!!) Sie ist aber ein Vorläufer des annus normalis 
im Westfälischen Frieden. 


Keineswegs hat der Augsburger Religionsfriede 
dauernden Frieden gestiftet. Steter Streit herrschte zwischen 
den beiden Religionsparteien über die Bestimmungen, die 
sich auf das reservatum ecclesiasticum und auf die De- 
klaration Ferdinands I. bezogen.. Auf Seite der Protestanten 
aber bestand oft heftiger Zwiespalt zwischen Lutherischen 


9) Rieker S. 118. 
10) Hinschius-Marquardsen S. 209. 
11) Fürstenau S. 42 ff. Eichhorn I S. 265. 


17 


und Reformierten in Glaubenssachen. Schließlich führten 
alle diese Mißhelligkeiten zu dem dreißigjährigen Religions- 
kriege, der nach Erschöpfung aller Parteien sein Ende im 
Westfälischen Frieden fand. 

4. Einen Abschluss in der Entwickelung der Bekenntnis- 
freiheit bedeutet für lange Zeit der Westfälische Friede '?), 
der zunächst als Staatsvertrag, seit 1654 infolge seiner 
Aufnahme in den Jüngsten Reichsabschied auch reichs- 
grundgesetzmäßig Geltung hatte. In Betracht kommen 
hier die Artikel V und VII des instrumentum pacis Osna- 
brugense (J. P. O.), die einmal die Vorschriften des Augs- 
burger Religionsfriedens feierlich bestätigen, sodann diese 
sehr bedeutsam fortbilden. 

Ausdrücklich werden jetzt die Reformierten in den 
Frieden einbezogen, nicht indes als eine dritte Religions- 
partei, sondern nur als eine Unterart der Augsburgisehen 
Konfessionsverwandten, denen sie in jeder Hinsicht gleich- 
gestellt werden, sodaß fortan die augsburgische Religion 
offiziell in zwei Konfessionen zerfällt.'?) Darüber hinaus 
aber wird der Kreis nicht erstreckt, alle Sekten sind also 
nach wie vor ausgeschlossen: „Sed praeter Religiones supra 
nominates nulla alia in Sacro Imperio Romano recipiatur 
vel toleretur“. (J. P. O. VII $ 2.,)'%) 

Die Parität der beiden Religionen wird für das Reich 
nunmehr offiziell und allgemein auf das bestimmteste 
anerkannt. „In reliquis omnibus autem (d. h. abgesehen 
von den besonders getroffenen Vereinbarungen) inter utri- 
usque Religionis Blectores, Principes, Status, omnes et singulos, 
sit aequalitas exacta mutuaque, quatenus formae rei publicae, 
constitutionibus Imperü et praesenti conventioni conformis 
est, da ut, quod uni parti justum est, alteri quoque sit 
justum.“ (V 81) 


12) N. S. d. R. A. III 574 ff., bei Zeumer Nr. 170, auszugsweise 
bei Fürstenau S. 289 ff. 

13) Stutz S. 887, J.P.O. VIL$ 1: „qui inter illos Reformati vocantur“. 

14) Solche Sekten waren insbesondere die Mennoniten (Menno 
1533 in den Niederlanden) und die Baptisten. 
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Das jus reformandi des Landesherren findet nunmehr 
auch seine ausdrückliche Hervorhebung und zwar als das 
jus reformandi ewercitium religionis und als ein bereits bis 
dahin allgemein geübtes (V $ 30).'%) Der geistliche Vor- 
behalt wird nunmehr für beide Parteien gleichmäßig dahin 
geordnet, daß über den Besitz der reichsunmittelbaren 
geistlichen Güter der 1. Januar 1624 (dies decretorius, 
Normaltag) entscheiden, im Falle des Religionswechsels 
des Inhabers aber dieser sein Recht sofort verlieren und 
von dem Kapitel oder sonstigen Wahlberechtigten eine 
andere Person derselben Religionspartei gewählt werden 
sole. der das Gut nach dem Normaljahre zusteht 
(V $$ 14, 15). 

Zugunsten der Bekenntnisfreiheit der Untertanen wird 
im Anschlusse an die Deklaration Ferdinands I. von 1555 
unter Festsetzung des Jahres 1624 (annus decretorius 
Normaljahr), also insoweit mit zeitlicher Beschränkung, im 
übrigen als dem Paritätsgrundsatze gemäß, bestimmt, daß 
diejenigen Untertanen protestantischer oder katholischer 
Stände, die in irgend einem Zeitpunkte des Jahres 1624 
das öffentliche oder private Exercitium ihrer Religion gehabt 
haben, dies auch in Zukunft samt den annexa ewercitii 
behalten sollen (V 88 31, 32). Wo den Untertanen ein 
solcher Besitzstand nicht zur Seite steht oder sie sich in 
Zukunft einer anderen Religion als derjenigen des Landes- 
herren zuwenden würden, sollen sie wie bisher das jJus 
emigrandi haben, anderseits aber, wie jetzt ausdrücklich 
festgesetzt wird, vom Landesherrn zur Auswanderung 
genötigt werden können (V $ 36)'%), in beiden Fällen 
indes in Besitz und Verwaltung ihrer Güter belassen werden 
(V $ 36). Wofern endlich der Landesherr von dem Aus- 
wanderungszwange keinen Gebrauch macht, sollen solche 
andersgläubigen Untertanen in Geduld getragen werden 

15) V 8 30: „Cum ejus modi Statibus immediatis cum jure Territoriüi 
et Superioritatis, ex communi per totum Imperium hactenus usitata prasi, 
etiam jus reformandi exercitium Religionis competat.““ 


16) V 8 36: „qui... . sua sponte emigrare voluerit aut a Territorü 
Domino jussus fuerit“. 
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und ohne alle Nachforschung und Störung ihrer Haus- 
andacht obliegen, sogar in benachbarten Territorien ihrer 
Religionsübung auch öffentlich nachgehen dürfen (V $ 34). 
Weiter darf den Tolerierten die Rechtsgleichheit in Handel 
und Gewerbe, sowie im Erbrechte, auch die bürgerliche 
Achtung und ehrliches Begräbnis nicht verkümmert werden. 
(V 8 35).'%) Ein in die Augen fallendes neues Zugeständnis 
an die Gewissensfreiheit: „patienter tolerentur, et cons- 
cientia libera domi devotioni suae, sine inquisitione aut 
turbatione privatim vacare, in vicinia vero, ubi et quoties 
voluerint, publico Ieeligionis ewercitio interesse vel liberos 
suos ewxwteris suae Religionis scholis aut privatis domi 
praeceptoribus instruendos committere non prohibeantur“. 
(V 834). Nurin den österreichischen Erblanden (Schlesien und 
Niederösterreich, mit einigen Ausnahmen)galtenabweichende 
einschränkende Bestimmungen (V $$ 38, 39).'?) 

Anlangend das Verhältnis zwischen den Lutherischen 
und Reformierten unter sich wird bestimmt, daß ein Aus- 
weisungsrecht überhaupt nicht besteht und daß stets Toleranz 
geübt werden muss. (VII 8 1.)!?) Im Verhältnis der beiden 
Konfessionen zu einander ist weiter festgesetzt, daß ein 
lutherischer oder reformierter Landesherr, der zur anderen 
Konfession übertritt oder ein Land durch Erbschaft oder 
sonst erwirbt, wo der Gottesdienst der anderen Konfession 
geübt wird, nicht berechtigt sein soll, an der Öffentlichen 
Religionsübung des Landes etwas zu ändern, sondern nur 
das Recht haben soll, auf eigene Kosten eine Hofkirche 
zu erbauen und sich einen Hofprediger zu halten. (VII$ 1.) 
Anderseits soll ihm in solchem Falle auch gestattet sein, 
Gemeinden seiner Konfession auf deren Antrag und Kosten 
die Religionsübung zu gestatten, mit der besonderen Garantie, 
daß ihnen ihre Religionsübung dann von keinem Nachfolger 
wieder entzogen werden darf. (VII $ 2.)°°) 
mv 8 35: sed in his et similibus pari cum concivibus jure habeantur, 
uequali justitia protectioneque tuti“, 18) vgl. unten S. 38. 

19) VIIS 1: „salva itidem cujusque conscientiae libertate“. 

20) VII $ 2: ‚„(religionis) exercitium, cui Princeps vel Dominus 
addietus est, a successoribus non auferendum“. 
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In Religionssachen und anderen Sachen, bei denen 
die Stände nicht als ein Corpus betrachtet werden können, 
soll die Entscheidung fortan nicht durch Stimmenmehrheit, 
sondern durch gütliche Verständigung geschehen: „in causes 
Religionis omnibusque alüs negotüs, ubi Status tanquam 
unum Corpus considerari nequeunt, ut etiam Catholicis et 
Augustanae Confessionis Statibus in duas partes euntibus, 
sola amicabilis compositio lites dirimat, non attenta votorum 
pluralitate (NV 8 52) (itio in partes; Corpus Evangelicorum 
und Corpus Catholicorum). 

5. Nach dem Westfälischen Frieden vollzieht sich die 
weitere Entwickelung der Bekenntnisfreiheit ausschließlich 
in den Territorien, wo sie im absoluten Staate unter dem 
Einflusse der mehr und mehr um sich greifenden natur- 
rechtlichen Anschauungen von Staat und Kirche erheblichen 
Zuwachs gewinnt. Als kurz vor seinem Untergange das 
alte deutsche Reich im Reichsabschiede vom 25. Februar 1803 
zur Sicherung der bestehenden Religionsübung in den 
Entschädigungsländern sich veranlaßt sieht, handelt es sich 
mehr um einen Akt des Ausgleiches als um einen wirk- 
lichen Fortschritt.?) Nach Art des Normaljahres wird für 
die Entschädigungsländer einerseits bestimmt, daß „die 
bisherige Religionsübung eines jeden Landes gegen Auf- 
hebung und Kränkung aller Art geschützt sein soll“, 
anderseits dem Läandesherrn jedoch freistehen soll (ent- 
gegen den Landesverfassungen), „andere Religionsverwandte 
zu dulden und ihnen den vollen Genuß bürgerlicher Rechte 
zu gestatten“. ??) 

Überall aber fußte die weitere Entwickelung im Anschluß 
an das jus reformandi exercitium religionis des West- 
fälischen Friedens auf den zugrunde liegenden, jetzt in 
Theorie und Praxis scharf ausgeprägten drei Richtungen 
oder Graden: dem jus reprobandi, dem jus tolerandi und 
dem jus recipiendi, zugleich den drei Entwickelungsstufen 
der Bekenntnisfreiheit überhaupt. Abgesehen von den 


21) Kahl S. 319. 
22) R. D. H. $ 63, mitgeteilt bei Zeumer Nr. 183. 
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durch das J. P. O. gesetzten, schon oben hervorgehobenen 
positiven Schranken ist ihr Inhalt im einzelnen folgender. 
Das jus reprobandi (Religionsbann) bedeutet das Recht des 
Landesherren, die Mitglieder derjenigen Religion, der weder 
Toleranz noch Rezeption gewährt wurde, auszuweisen. 
Reprobieren kann der Landesherr die andere (katholische 
oder evangelische) Religion, er muß es aber nicht tun. 
Ausgeschlossen ist die Reprobation zwischen den beiden 
protestantischen Konfessionen. Das jus tolerandi ist das 
Recht des Landesherrn zur Duldung andersgläubiger 
Untertanen. Gewährt der Landesherr einer Religion Toleranz, 
so ist er verpflichtet, ihren Anhängern die niedrigste 
Stufe der Religionsübung, die devotio domestica zu gewähren. 
Die andere Konfession muß der Landesherr tolerieren, die 
andere Religion darf er tolerieren. Inwieweit die Haus- 
andacht zu gestatten ist, ob ohne Hinzuziehung eines Geist- 
lichen als sog. devotio domestica simplex oder mit Zuziehung 
eines Geistlichen als sog. devotio domestica qualificata, steht 
im Ermessen des Landesherrn. Als Mindestmaß garantiert 
aber ist im Sinne des Westfälischen Friedens zweifellos 
nur die devotio simplew anzusehen.) Da in der Zuziehung 
eines Geistlichen immer schon die Kirche selbst handelnd 
auftritt, bildet die devotio domestica qualificata gewisser- 
maßen eine Übergangsform von Toleranz zur Rezeption. ?*) 
Das jus recipiendi ist das Recht des Landesherrn, den 
Anhängern der einen Religion oder Konfession den gemein- 
samen Gottesdienst (exercitium religionis) und dauernde 
Organisation zu gestatten. Rezipieren darf der Landesherr 
die eine Religion oder die eine Konfession. Ob er daneben 
auch die andere Religion oder die andere Konfession 
rezipieren durfte, kann fraglich sein.”) Mit Recht sagt 
Kahl: „nach dem Geiste des Westfälischen Friedens war 
im tiefsten Grunde das landesherrliche jus reformandi doch 


23) So die herrschende Ansicht, insbes. Kahl S. 317; a. A. v. Bonin 
S. 73 £. 

24) Kahl S. 317. 

25) vgl. Rieker S. 283—286. v. Bonin S. 77 ff. 
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nur zum Schutze der Einheit der Religion bestimmt“. ?°) 
Gleichwohl wird die Frage bejaht werden müssen, da dem 
jus reformandi in dem Friedensinstrumente eine Schranke 
in dieser Richtung nicht gesetzt ist. Allerdings findet sie 
eine ausdrückliche Erwähnung nur für den Fall, daß ein 
evangelischer Landesherr seine Konfession wechselt oder 
ein Land der anderen Konfession erwirbt. Aus der für 
diesen Fall getroffenen Anordnung darf aber nicht mit 
dem Schlusse vom Gegenteil gefolgert werden, daß die 
Rezeption der anderen Religion grundsätzlich unzulässig 
sein sollte. Es handelt sich bei jener Vorschrift nur um 
die nähere Regelung für einen besonders gearteten Fall. ?”) 
Verfehlt wäre auch die Annahme, daß die Rezeption zweier 
nicht schon friedensmäßig berechtigter Religionen oder 
Konfessionen neben einander erst durch den Reichs- 
deputationshauptschluß zugelassen sei. Denn dieser hat 
einmal nur lokale Bedeutung °®) und gestattet auch sachlich 
neben der Religionsübung derim Besitzstande vorgefundenen 
Religion nur die Duldung anderer Religionsverwandter, 
wenn auch unter voller Wahrung ihrer bürgerlichen und 
staatsbürgerlichen Rechte. Eine andere Frage ist die, 
ob beide Religionen oder Konfessionen auch zu gleich- 
artiger Religionsübung zugelassen werden können. ”’) 
In dieser Hinsicht kommt die gleichfalls schon im J. P. ©. 
unterschiedene Art der Religionsübung als ewercitium 
religionis publicum und ewereitium religionis privatum in 
betracht. 

Dieser Unterschied wird seit jeher meist in der äußeren 
Erkennbarkeit der Religionsübung durch öffentliche Zeichen 
(Kirchengebäude mit Türmen, Glockengeläute usw.) oder 


26) Kahl, Parität B. 21. 

27) v. Bonin S. 76 ff. 

28) Nur lokale Bedeutung bezügl. der von Frankreich an das 
Reich zurückgegebenen Landstriche hatte auch schon die sog. Religions- 
klausel des Ryswiker Friedens vom 30. Oktober 1697, die damals 
große Aufregung verursachte: religione tamen catholica in locis sic 
restitutis in statu quo nunc est remanante (Zöpfl II S. 850). 

29) v. Bonin S. 79 ff. 
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in der äußeren Nichterkennbarkeit durch dergleichen Zeichen 
gefunden. Das sind aber nur äußere Folgeerscheinungen 
des vorhandenen inneren Wertunterschiedes. In Wahrheit 
ist maßgebend, ob die eine oder die andere Religion oder 
Konfession im Lande (Staate) als die offiziell herrschende 
anerkannt und behandelt wird. Danach scheint die 
Zulassung mehrerer Religionen oder Konfessionen zu 
gleichartiger Öffentlicher Religionsübung schon an sich 
ausgeschlossen zu sein, und so ist es auch gewiß grund- 
sätzlich anzunehmen. Dafür spricht denn auch gerade 
der oben angeführte Fall, daß die Konfession des protestan- 
tischen Landesherrn, wo im Lande die andere Konfession 
das eweroitium publicum hat, zwar zum exercitium religionts 
zugelassen sein sollte, jedoch nur zum ewercitium privatum 
suo sumtu. Soweit hiervon im Friedensinstrumente Ab- 
weichungen vorkommen, wie im Falle des Normaljahres, 
handelt es sich um Anomalien, die notgedrungen als solche 
zugestanden werden mußten und eine Verallgemeinerung 
nicht gestatten. Grundsätzlich bleibt vielmehr davon aus- 
zugehen, daß nach dem Westfälischen Friedensinstrumente 
nur die Kombination von ewercitium religionis publicum 
und ewercitium privatum (innocuum) statthaft sein sollte, 
kurz ein sog. „unschädliches Simultaneum“. 

6. Mit der Auflösung des Reiches am 6. August 1806 
erlischt die alte Rechtsordnung, nur die wohlerworbenen 
Rechte bleiben unberührt. Die noch übrig gebliebenen 
Reichsstände erlangen auch formell die unbeschränkte 
Souveränität und damit zugleich die Kirchenhoheit in 
voller Unabhängigkeit. °°) 

Während der folgenden kurzen Rheinbundszeit ver- 
heißen dann die Akzessionsverträge zur Rheinbundesakte 
vom 12. Juli 1806 ?!) die Gleichstellung der beiden Religionen 
in Ausübung des Kultus und die Gleichheit ihrer Bekenner 
im Genusse der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte 
mit der stereotyp wiederkehrenden Formel: E. 


30) Kahl S. 319. 
31) Zeumer Nr. 185. 
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„lewercice du culte catholique, sera pleinement assimile 
a lewercice du culte lutherien (oder umgekehrt), et les 
sujets des deux religions jouiront sans restriction des 
memes droits civils et politiques.“??) 
Auf den zweiten Satz allein beschränkt sich dagegen 
die deutsche Bundesakte vom 8. Juni 1815 Art. XV1°®): 
„Die Verschiedenheit der christlichen Religionsparteien 
kann in den Ländern und Gebieten des deutschen 
Bundes keinen Unterschied in dem Genusse der 
bürgerlichen und politischen Rechte begründen.“ 
Die Tragweite dieser Bestimmung ist nicht zu überschätzen. 
Schon formell nicht, insofern dadurch nach der Natur jenes 
Bundesverhältnisses (Staatenbund) nur die Bundesglieder 
selbst und die Regierungen der einzelnen Staaten, nicht 
aber deren Untertanen unmittelbar berechtigt wie verpflichtet 
wurden. Sie sollte aber, wie aus den Verhandlungen des 
Wiener Kongresses®‘) klar hervorgeht, auch materiell 
lediglich den Angehörigen der anerkannten katholischen 
und evangelischen Religionsparteien in dem hergebrachten 
Sinne gelten, deren übliche Bezeichnung nach der Zwei- 
zahl nur aus dem Grunde vermieden wurde, weil es 
zweifelhaft erschien, ob mit Rücksicht auf die eingetretene 
Spaltung der evangelischen Religionspartei in die lutherische 
und reformierte Konfession nicht richtiger von drei Religions- 
parteien gesprochen werden müßte. Keineswegs lag es 
in der Absicht, auch nur den Anhängern christlicher Sekten 
den Vollgenuß aller bürgerlichen und politischen Rechte 
zu gewährleisten. Das jus reprobandi sollte unbeschränkt 
gegenüber den Sekten bestehen bleiben; ihnen ist also 
nicht einmal Gewissensfreiheit zugesichert. Lebhafter 
Streit erhob sich darüber, ob unter den verbürgten politischen 
Rechten auch das Recht der freien Religionsübung (über 
den Kreis der devotio domestica hinaus) zu verstehen, ob 
also den Zugehörigen der anerkannten zwei oder drei 
32) Fürstenau S. 86 f. 


88) Zeumer Nr. 189. 
3) Fürstenau S. 99 ff. 
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Religionsparteien nicht bloß die individuelle Gewissens- 
freiheit, sondern auch die gesellschaftliche Kultus- oder 
Religionsfreiheit garantiert sein sollte.) Auch das ist 
aber zu verneinen und in einem praktisch gewordenen 
Falle, in der Beschwerdesache des Kammerherrn v. der 
Kettenburg wegen beeinträchtigter Religionsfreiheit, der 
auf seinem Gute Matgendorf in Mecklenburg ohne Bewilligung 
der Regierung durch einen katholischen Geistlichen den 
Hausgottesdienst abhalten ließ, durch Beschluß der Bundes- 
versammlung vom 9. Juni 1853 verneint worden.°’®) Der 
einzelne hat ein Recht auf Teilnahme an der Religions- 
übung seiner Kirche, sofern nämlich diese ein Recht auf 
Religionsübung hat, aber kein Recht auf die Religions- 
übung seiner Kirche. 

In die Zeit des deutschen Bundes fallen die Reform- 
bewegung der Jahre 1848/49 und die konstituierende 
Frankfurter Nationalversammlung. Obschon die von ihr 
beschlossenen, größtenteils in die Reichsverfassung vom 
28. März 1849 (88 144-151) aufgenommenen sog. Grund- 
rechte des deutschen Volkes”) nur sehr vorübergehende, 
gesetzliche Geltung erlangt haben, so sind sie doch als 
der vollendetste Ausdruck der damals herrschenden An- 
schauungen und mit Rücksicht auf ihre vielfache Über- 
tragung in die partikularen Verfassungsurkunden von hervor- 
ragendem Interesse. Zu den Grundrechten gehört vorzüglich 
das Grundrecht der Bekenntnisfreiheit. Diese ist weitgehend 
und nach allen Richtungen gewährleistet. Sowohl als 
individuelle Gewissensfreiheit („jeder Deutsche hat volle 
Glaubens- und Gewissensfreiheit,* „durch das religiöse 
Bekenntnis wird der Genuß der bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte weder bedingt noch beschränkt“, nur 
„darf dasselbe den staatsbürgerlichen Pflichten keinen 
Abbruch tun“), nicht minder als gesellschaftliche Kultus- 
oder Religionsfreiheit („jeder Deutsche ist unbeschränkt 


35) vgl. v. Roenne II S. 152. 
36) Fürstenau S. 116. Zöpfl II S. 852. 
7) mitgeteilt bei Fürstenau S. 180 ff., bei Rieker S. 379 ff. 


in der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Übung 
seiner Religion“, „neue Religionsgesellschaften dürfen sich 
bilden; einer Anerkennung ihres Bekenntnisses durch den 
Staat bedarf es nicht“), endlich über die Bekenntnisfreiheit 
hinaus als Bekenntnisgleichheit („keine Religionsgesellschaft 
genießt vor anderen Vorrechte durch den Staat; es besteht 
fernerhin keine Staatskirche“). Damit war das jus reformandı 
beseitigt, selbst in seiner neueren Gestaltung als jus 
reformandi priviegia, und die gesamte geschichtliche 
Stellung der christlichen Kirchen auf deutschem Boden in 
dem Maße verleugnet, daß diese Ordnung der Religionen 
füglich nicht aufrecht erhalten werden konnte.°®) Fraglich 
ist nur, ob die Absicht der Grundrechte war, das Individuum 
nicht bloß von der Kirche, sondern auch von der Religion 
überhaupt zu emanzipieren, m. a. W. ob sie auch ein 
Recht der Religionslosigkeit gewähren wollten. Man kann 
dies bezweifeln.?’) Die weitere Entwickelung kehrte, nach 
Aufhebung der Grundrechte durch Bundesbeschluß vom 
23. August 1851, ausschließlich in die Einzelstaaten zurück, 
die den organischen Zusammenhang mit der gegebenen 
geschichtlichen Grundlage besser zu bewahren wußten. 

Der allgemeinen Entwickelung in den Einzelstaaten 
weit vorausgeeilt und vielfach vorbildlich war schon im 
18. Jahrhundert Brandenburg— Preußen. 

7. Auch im heutigen Deutschen Reiche ist das Staats- 
kirchenrecht der Gesetzgebung der einzelnen Gliedstaaten 
vorbehalten, die außerordentlich verschieden ist. Ebenso 
verhielt es sich nach der Verfassung seines Vorläufers, 
des Norddeutschen Bundes. 

Nur die individuelle Gewissensfreiheit hatte schon in 
einzelnen Gesetzen des Norddeutschen Bundes, die nach- 
mals zu Reichsgesetzen erhoben sind, zunächst in 
beschränktem Maße in dem Freizügigkeitsgesetze vom 
1. November 1867, *°) 


38) Kahl S. 322. Fürstenau S. 19. 
39) So Rieker S. 382. 
40) B. G. Bl. S. 55. 
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wonach „keinem Bundesangehörigen um des Glaubens- 
bekenntnisses willen der Aufenthalt, die Niederlassung, 
der Gewerbebetrieb oder der Erwerb von Grund- 
eigentum verweigert werden darf“ (8 1 Abs. 3), 


sodann in allgemeinster Weise in dem sog. interkonfessio- 
nellen Gesetze vom 3. Juli 1869*'), ohne die Beschränkung 
auf die rezipierten christlichen Konfessionen und selbst 
auf das Christentum überhaupt, Anerkennung gefunden: 


„Alle noch bestehenden, aus der Verschiedenheit des 
religiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschränkungen 
der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte werden 
hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung 
zur Teilnahme an der Gemeinde- und Landesvertretung 
und zur Bekleidung öffentlicher Ämter vom religiösen 
Bekenntnis unabhängig sein.“ 


Hiermit ist aber nur die individuelle Gewissensfreiheit, 
keineswegs die Religionsfreiheit als die Freiheit zur gemein- 
samen Ausübung der Religion für das ganze Reich gewähr- 
leistet. Es ist schlechthin nicht angängig, aus dem Gesetze 
vom 3. Juli 1869 auch die Zusicherung der Religionsfreiheit 
abzuleiten. Dem steht ebensowohl der Wortlaut, wie die 
bei den Verhandlungen des Reichstages klar zu Tage 
getretene Absicht des Gesetzgebers entgegen. Nur die 
Rechte des einzelnen Individuums sollten geordnet werden. 
Die Religionsfreiheit ist aber nicht ein solches Individual- 
recht, sondern das Recht einer Personenmehrheit, einer 
Religionsgemeinschaft. Nur soviel wird sich im Hinblick 
auf die freiere Richtung der Zeit und der modernen Ver- 
fassungsurkunden der Einzelstaaten aufstellen lassen, daß 
jetzt auch die Hausandacht, soweit sie wirklich nur die 
dauernd oder vorübergehend in einer Hausgemeinschaft 
verbundenen Personen vereint, als persönliche Religions- 
übung der individuellen Rechtssphäre unterfällt, und dies 
nicht bloß in ihrer einfachen Gestalt als devotio domestica 
simplex, Sondern auch als devotio domestica qualificata. 


#1). B..G.,B1=3:299; 
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So zumal da, wo eine bestimmte kirchliche Handlung nach 
der Kirchenordnung nur durch den Geistlichen vorgenommen 
werden kann.‘?) 


Eine Erweiterung der individuellen Gewissensfrei- 
heit „zur gesellschaftlichen Religionsfreiheit der Reichs- 
angehörigen“ und „zur Religionsfreiheit der Religions- 
gemeinschaften“ erstrebte der von der Zentrumspartei im 
Reichstage am 23. November 1900 eingebrachte sog. 
Toleranzantrag.*’) Darnach sollte innerhalb des Reichs- 
gebietes jedem Reichsangehörigen „volle Freiheit des 
religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religions- 
gemeinschaften, sowie der gemeinsamen häuslichen und 
öffentlichen Religionsübung“, den in einem Bundesstaate 
anerkannten Religionsgemeinschaften aber „die freie und 
öffentliche Ausübung ihres Kultus“ zustehen (88 1, 5). 
Demgegenüber wurde von dem Reichskanzler vorweg die 
Zuständigkeit des Reiches beanstandet, mit der Erklärung, 
daß die verbündeten Regierungen „sich außerstande sehen, 
diesem Antrage zuzustimmen, welcher die verfassungs- 
mäßige Selbständigkeit der Bundesstaaten auf einem 
Gebiete beschränken will, das sie der Zuständigkeit ihrer 
Landesgesetzgebung vorbehalten müssen.'*) In der tat ist 
die staatskirchenrechtliche Kompetenz des Reiches nach 
der Verfassungsurkunde vom 16. April 1871, wie früher 
nach der Verfassungsurkunde des Norddeutschen Bundes, 
nur eine beschränkte, mittelbare, insofern sie sich nur 
auf solche Gebiete zu erstrecken vermag, die der Aufsicht 
und Gesetzgebung des Reiches durch Art. 4 der Verfassung 
speziell überwiesen sind. Es hätte deshalb eines ver- 
fassungsändernden Gesetzes nach Maßgabe des Art. 78 
der Verfassung bedurft, dessen formale Zulässigkeit mit 
jener Erklärung des Reichskanzlers auch gewiß nicht in 
Zweifel gezogen werden sollte. Nur dessen materielle 


42) Kahl S. 323. Greiff S. 22, vgl. R. G. St. 31, 238. 
43) Kahl, Toleranzantrag S. 11 ff. 
44) Kahl, Toleranzantrag S. 3 ff., insbes. S. 9—11. 
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Berechtigung stand für die Regierung in Frage und sollte 
mit Bestimmtheit verneint werden. 

Allerdings untersteht der Gesetzgebung und Beauf- 
sichtigung des Reiches nach Art. 4 Ziffer 16 der Ver- 
fassungsurkunde speziell auch das Vereinswesen. Durch 
diese Bestimmung sollten aber, wie schon bei den damaligen 
Beratungen des Reichstages ausdrücklich klargestellt wurde, 
die Religionsgemeinschaften nicht mitbetroffen werden. 
Damit in Übereinstimmung verordnet denn auch gegen- 
wärtig das neue Reichsvereinsgesetz vom 19. April 1908 
8 24°°): | 

Unberührt bleiben die Vorschriften des Landesrechts 

über kirchliche und religiöse Vereine und Versamm- 

lungen, über kirchliche Prozessionen, Wallfahrten und 

Bittgänge, sowie über geistliche Orden und Kongre- 

gationen. 

Es handelt sich hier eben um ein Interessengebiet, 
das nach der Verschiedenheit der geschichtlichen und 
tatsächlichen Verhältnisse wahrhaft nur von dem Landes- 
rechte wahrgenommen werden kann. Die Kirchenhoheit 
muß den Gliedstaaten verbleiben. **°) 

Einzig auf dem Gebiete des katholischen Ordenswesens 
hat das Reich mit einer gesetzlichen Sonderbestimmung 
eingegriffen. Es geschah dies durch $ 1 des Reichsjesuiten- 
gesetzes vom 4. Juli 1872*°) (unten S. 73). Kraft der ihm 
zukommenden sog. Kompetenz-Kompetenz hat das Reich 
für eine einzelne Angelegenheit seine normale verfassungs- 
mäßige Zuständigkeit durch eine stillschweigende Ver- 
fassungsänderung ad hoc erweitert (Art. 78 R. V.).*?) 
Anders verhält es sich mit dem $ 2 desselben Gesetzes 
und mit dem sog. Expatriierungsgesetze vom 4. Mai 1874?) 


45) 7.07, BES, 101. 

46) Kahl S. 324; vgl. R. G. St. 39, 149. Die reichsgesetzliche Auf- 
stellung gewisser religiöser Grundrechte wäre indes hiermit wohl 
vereinbar; vgl. Kahl, Toleranz S. 27 ff. 

47) .R. G.BL S. 253. 

48) Giese S. 177 £. 

40)7R. 0. Bl. 8.240. 


(unten 8.73). Zur Erlassung der hier getroffenen Gesetzes- 
vorschriften war das Reich kraft seiner mittelbaren staats- 
kirchenrechtlichen Kompetenz allerdings ohne weiteres befugt 
und sogar ausschließlich zuständig, da es sich hierbei um 
Beschränkungen der reichsgesetzlich gewährleisteten Frei- 
zügigkeit und beim Expatriierungsgesetze zugleich um den 
Verlust der Reichsangehörigkeit handelte (Art. 4! R. V.). 

Auch bei Einführung des Bürgerlichen Gesetzbuches 
ist dann dem Landesrechte der Vorzug insoweit gewahrt, 
als nach Art. 84 des Einführungsgesetzes die landesgesetz- 
lichen Vorschriften, nach denen eine Religionsgesellschaft 
oder eine geistliche Gesellschaft Rechtsfähigkeit nur im 
Wege der Gesetzgebung erlangen kann, aufrechterhalten 
werden. So verhält es sich in Oldenburg, Waldeck, Lübeck, 
Elsaß-Lothringen und besonders in Preußen. °°) 

Nur in den Schutzgebieten des Reiches, in denen der 
Dualismus von Reich und Einzelstaat, sowie seine geschicht- 
liche Vergangenheit fehlen, ist nach dem Schutzgebiets- 
gesetze vom 25. Juli 1900 8 14°!) die Kirchenhoheit dem 
Reiche als Ausfluß der Schutzgewalt zuständig und den 
Angehörigen der im Deutschen Reiche anerkannten Religions- 
gemeinschaften, neben der Gewissensfreiheit und religiösen 
Duldung, freie und öffentliche Kultusausübung, das Recht 
der Erbauung gottesdienstlicher Gebäude und der Einrichtung 
von Missionen ohne jegliche gesetzliche Beschränkung 
noch Hinderung gewährleistet. 


50) vgl. unten S. 88. 
51) R. G. Bl. S. 812 (in der Fassung vom 10. September 1900). 
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B. Die Entwickelung in Brandenburg—Preußen. 


$ 1. Die Entwickelung bis zum Allgemeinen Landrecht. 


Bornhak S. 50, 56 ff., 145, 230—235 — Fürstenau S. 74-77 — 
Hinschius-Marquardsen S. 210 f. — Jacobson S. 1. ff., 332—95 — Kahl 
S. 61, 128, 186—188, 268 — Kahl, Parität S. 1923 — G. Meyer 
S. 732—768 — Mirbt S. 1—18 — Pierson S. 68 ff. — Rieker S. 38, 
125 ff., 178 ££., 257 f., 290 £f., 307 ff. — v. Roenne II S. 12 ff. — 
Schoen I S. 11—65, 161—167 — v. Schulze II S.494 ff., 525 ff. — Stutz 
S. 865 f., 873 ff. — Zorn S. 1-36 — Zorn K. R., S. 174 ff. 


1. Das Kurfürstentum Brandenburg gehörte nicht zu 
den deutschen Territorien, die sich alsbald der Reformation 
anschlossen. Obschon im brandenburgischen Volke die 
neue (evangelische) Lehre bald Eingang fand, hatte die 
katholische Kirche in dem Kurfürsten Joachim I. (1499 
bis 1535) einen beharrlichen Anhänger. Erst nach dessen 
Tode, als die protestantische Lehre bereits schärfer durch- 
gebildet und reichsrechtlich nicht mehr aufzuhalten war, 
führt Kurfürst Joachim I. in der Mark Brandenburg die 
Reformation in der Form des Luthertumes ein. Am 
1. November 1539 läßt sich Joachim in der Hofkirche 
(Nikolaikirche) zu Spandau durch den Bischof von Branden- 
burg, Matthias v. Jagow, der sich schon früher der neuen 
Lehre zugewandt hatte, das Abendmahl in beiderlei Gestalt 
reichen und bekundet damit seinen Übertritt. Im nächsten 
Jahre 1540 erläßt der Kurfürst eine „Kirchenordnung im 
Churfürstentum der Marken zu Brandenburg, wie man sich 
beide mit der Leer und Zeremonien halten soll.“ Diese 
von Luther und von den märkischen Ständen gebilligte 
Ordnung wurde im ganzen Kurfürstentume eingeführt. 
In der Neumark, die im Jahre 1571 an Brandenburg 
zurückfiel, hatte Johann von Küstrin, Joachims I. Bruder, 
bereits 1537 die Reformation mit Luthers Beirat eingerichtet 
und eine eigene Kirchenordnung erlassen, die aber durch 
die kurfürstliche ersetzt wurde. Für diese gelang es sogar 
die kaiserliche Bestätigung zu erlangen. 
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Besonders günstig lagen die Verhältnisse für die Ein- 
führung der Reformation gerade in Brandenburg. Hier 
hatte sich die landesherrliche Gewalt, als die alte mark- 
gräfliche, von vornherein kräftiger gestaltet und nament- 
lich auch der Kirche gegenüber maßgebenden Einfluß 
gewonnen, zumal seit Papst Nikolaus V. im Jahre 1447 
dem Kurfürsten Friedrich I. für dessen Unterstützung in 
dem Streite über die Dekrete der Konzilien zu Konstanz 
und Basel das Nominationsrecht für die märkischen Bistümer 
(Brandenburg, Havelberg, Lebus) verliehen hatte!), ein 
ursprünglich nur persönliches, später aber festgehaltenes 
Privileg. So konnte es geschehen, daß die Bischöfe von 
Havelberg und Lebus, obschon sie persönlich dem alten 
Glauben getreu blieben, sogar in ihren Bistümern belassen 
wurden, zumal noch immer ihr Übertritt zur Reformation 
zu erwarten stand, anderseits neben ihnen nun Konsistorien 
als Organe der Kirchenverwaltung geschaffen wurden. 
Die endgültige Feststellung jener Einrichtungen erfolgte 
jedoch erst durch die Visitations- und Konsistorialordnung 
von 1573°%), die ein abschließendes Bild der älteren 
märkischen Kirchenverfassung gibt und hinsichtlich der 
kirchlichen Baulast noch gegenwärtig in praktischer Geltung 
geblieben ist.?) 

Mit der Einführung der Kirchenordnung von 1540 ist 
in Brandenburg die evangelische Kirche die Landeskirche 
geworden, Brandenburg ist ein evangelischer Konfessions- 
staat. Eine Bekenntnisfreiheit besteht grundsätzlich nicht, 
die evangelische Kirche ist Zwangskirche. Zwar werden 
die wenigen Katholiken, die hier und da noch im Lande 
verblieben waren, tatsächlich in ihrem Glauben ungestört 


!) Diese hatten denn auch ihre Standschaft nicht auf dem Reichs- 
tage, sondern auf dem brandenburgischen Landtage. (Rieker S. 38.) 

2) C.C.M. Bd. 1 Abt.1 S. 292. Richter II S. 358. 

3) R.G. 2.31, 204 ff. Eine andere Frage ist die nach dem Umfange 
dieser Baulast, die neuerdings lebhaften Streit insbesondere für die 
Stadt Berlin hervorgerufen hat; vgl. Weise in der Deutschen Zeit- 
schrift für Kirchenrecht Bd. 13, S. 161 ff. (Urteil des Kammergerichts 
vom 13. März 1903) und v. Kirchenheim S. 316 f. 
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gelassen.*) Grundsätzlich aber wird die Glaubensfreiheit 
nur als Auswanderungsfreiheit gewährt. Nach ihrer Vor- 
rede soll die Kirchenordnung allenthalben unverrückt und 
unverändert gehalten und keine andere Predigt oder Gottes- 
dienst als in Übereinstimmung mit dieser Kirchenordnung 
geduldet werden. 

„Ist aber jemands des eigensinnigen gemüts, und wie 

Paulus sagt, zenkisch, der sich unserer Christlichen 

Ordnung zu vergleichen nicht gedenckt, den wollen wir 

also hiemit gnediglich erleubt haben. sich an die zu 

oerter begeben, da er seins gefallens gebaren möge.“ ?) 

Es ist das jus emigrandi, das hiermit der Kurfürst 
seinen Untertanen zugesteht und das im Augsburger 
Religionsfrieden reichsgesetzliche Festlegung erfährt. 

2. Durch zwei Umstände wird in der Folge die Ent- 
wickelung der Bekenntnisfreiheit in Brandenburg-Preußen 
sehr erheblich gefördert. Erstlich durch den Übertritt des 
Kurfürsten Johann Sigismund zur reformierten Konfession, 
zweitens in noch wirksamerer Weise infolge der fort- 
währenden Vergrößerung Brandenburgs durch Territorien 
mit gemischter oder katholischer Bevölkerung. Geistig 
getragen wird die ganze spätere Entwickelung durch die 
ebenso staatskluge wie weitherzige Auffassung der Hohen- 
zollern in religiösen Dingen. Was in Brandenburg-Preußen 
schon vor und nach dem Westfälischen Frieden erreicht wird, 
gewinnt für die allgemeine Entwickelung in Deutschland 
besondere Bedeutung. 

a) Als der Kurfürst Johann Sigismund, wohl nicht 
minder aus religiöser Überzeugung, wie aus politischer 
Erwägung, im Laufe des Jülich-Cleveschen Erbstreites im 
Dezember 1613 zur reformierten Konfession übertrat und 
diesen Übertritt in der confessio Marchica fidei Johannis 
Sigismundi (Mai 1614), seinem Glaubensbekenntnisse, recht- 
fertigte, folgten nur wenige seiner Untertanen seinem Bei- 
spiele. Wohl hätte der Kurfürst jetzt von seinem jus 





4) Pierson S. 72. 
5) Richter I S. 323 (825). 
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reformandi zur Einführung der reformierten Lehre in 
Brandenburg Gebrauch machen können. Statt dessen gibt 
er dem heftigen Widerstande der märkischen Stände nach‘) 
und verzichtet auf die Ausübung seines Reformations- 
rechtes. Das Ergebnis ist ein Vergleich des Landesherrn 
mit den Ständen, enthalten in dem Landtagsreverse vom 
5. Februar 1615.°) Darin wird den Anhängern der luthe- 
rischen Lehre volle Aufrechterhaltung des bestehenden 
Zustandes garantiert: 

„Ihro Christliche Gnaden maßen sich die Herrschaft 

über die Gewissen mit nichten an, obwohl Sie sich 

sonsten der Einführung der Religion als des höchsten 

Regals frei und ohne alle Limitation vermöge aller 

Rechte gebrauchen könnten.“ 

Anderseits wurde den Reformierten durch Revers vom 
6. Februar 1615°) die offene freie Übung der reformierten 
Konfession zugesichert, unbeschadet der den Lutheranern 
zustehenden Rechte (Grundsatz des sog. unschädlichen 
Simultaneums). Nicht ohne Kämpfe setzt sich in den 
folgenden Jahrzehnten die Gleichberechtigung der Refor- 
mierten auch in den anderen hohenzollernschen Territorien 
durch. Insbesondere für das Herzogtum Preußen gelang 
es erst dem Großen Kurfürsten nach dem Wehlauer Ver- 
trage (1657) durch eine Spezialassekuration mit den Ständen 
vom 9. Juli 1663 eine beschränkte Gleichberechtigung 
beider Konfessionen durchzusetzen.) 

Um den Hader der Lutheraner und Reformierten zu 

begegnen, hatte Johann Sigismund durch Verordnung vom 
24. Februar 1614 befohlen: 
„daß allenthalben gute Bescheidenheit und Moderation 
von denen Geistlichen auf den Kantzeln und sonsten, 
Ergerniß, Verwirrung der Gewissen und Benach- 
teiligung der Kirche zu verhüten, gebrauchet und 
geführet werden solle.“ !°) 


6) Hahn S. 117 ft. 7) Mylius, C. C.M. VI S. 357. 
8) Gercken, Cod. Dipl. Brand. VII. S. 33. (v. Mühler S. 123; 
Jacobson S. 5.) 9) Jacobson S. 3. 10) Jacobson S. 5. 
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Dies sog. Toleranzedikt, sowie die confessio Marchica und 
die bezeichneten Landtagsreverse erscheinen als die 
bemerkenswerten Anfänge der Unionsbestrebungen, die 
nachmals den Hohenzollern zur Familientradition wurden. 

Noch im Jahre 1599 hatte die Geraische Verständigung, 
die Grundlage des Geraer Hausvertrages (1603), des zweiten 
großen Hausgesetzes der Hohenzollern, die „kalvinischen 
Irrtümer“ streng verboten. Der Konfessionswechsel Johann 
Sigismunds bedeutet einen vollständigen Umschwung. Mit 
der Gleichberechtigung der beiden Konfessionen, deren 
„Anverwandte in gleichen Schutz, Schirm und Protektion 
aufgenommen sein sollen,“ hat Brandenburg-Preußen als 
das erste größere deutsche Territorium den streng lutherisch- 
konfessionellen Charakter des Landes durchbrochen. 

Reichsgesetzlich war zur Zeit des Übertrittes des 
Kurfürsten Johann Sigismund die reformierte Konfession 
noch nicht anerkannt. Ihre Anerkennung im Westfälischen 
Frieden ist hauptsächlich auf Betreiben des Großen Kur- 
fürsten zurückzuführen. Ebenso sind ihm zu danken die 
toleranten Bestimmungen des Friedens im Verhältnis der 
beiden Konfessionen zueinander, für welche die branden- 
burgische Regelung vorbildlich war.'!) 

b) Noch bedeutsamer trägt die fortgesetzte Vergröße- 
rung Brandenburg-Preußens durch Territorien mit religiös 
gemischter oder katholischer Bevölkerung zur Beförderung 
der Bekenntnisfreiheit bei. Die Folge der Erwerbungen 
ist die, daß in den betreffenden Territorien die eine und die 
andere Religion oder Konfession zur freien Religions- 
übung nebeneinander zugelassen und darin auch belassen 
wird. 

So geschieht es in den beiden hohenzollernschen Vor- 
ländern noch zu Zeiten Johann Sigismunds, im Herzogtume 
Preußen und in den Ländern der Jülischen Erbschaft. 
Im Herzogtume Preußen, dem ehemaligen Ordenslande, 
hatte im Jahre 1525 Albrecht von Brandenburg die 


11) Mirbt S. 10. Kahl, Parität S. 21. Kahl S. 268. Hinschius- 
Marquardsen S. 209. 
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Reformation eingeführt. Gerade in Preußen war jedoch 
die katholische Kirche von vornherein weitgehend gesichert. 
Als der Kurfürst Johann Sigismund im Jahre 1618 end- 
giltig in den Besitz des Landes gelangte, stand Preußen, 
das auch nie zum Deutschen Reiche gehörte, noch unter 
polnischer Lehnshoheit. Eine Forderung der polnischen 
Lehnsherren war aber stets dahin gegangen, daß die 
katholische Religionsübung uneingeschränkt zuzulassen sei. 
So war durch Vertrag vom 16. November 1611 den Katholiken 
in Preußen freie Religionsübung, Zutritt zu allen Ämtern 
und Erbauung einer katholischen Kirche in Königsberg 
gewährt.!?) Nach Aufhebung der polnischen Lehnshoheit 
im Wehlauer Vertrage (1657) wird hieran nichts geändert. '?) 
Übrigens war und blieb Preußen fast rein protestantisch. 
Weiter führte der Erwerb von Cleve, Mark und Ravens- 
berg (Vertrag von Xanten 1614) den hohenzollernschen 
Fürsten katholische Untertanen zu. Von diesen Territorien 
war das Herzogtum Cleve und die Grafschaft Mark vor- 
wiegend katholisch, während in der Grafschaft Ravensberg 
das lutherische und reformierte Bekenntnis überwog. Auch 
hier werden den Katholiken ihre hergebrachten Rechte: 
„alles, was sie an ewercitium religionis, Kirchen, Kapellen, 
Schulen und Renten, sie haben Namen wie sie wollen, 
gegenwärtig besitzen,“ 
neben den Evangelischen belassen.'t) Auch später ist 
niemals seitens der neuen hohenzollernschen Landesherren 
der Versuch gemacht, den Katholiken ihre Rechte auch 
nur zu schmälern. Wie denn das Patent eines anderen 
Hohenzollern, des Markgrafen Georg Wilhelm, des kurfürst- 
lichen Statthalters in Cleve, vom 19. Mai 1614 den Grundsatz 
der Religionsfreiheit kundgibt: 
„So sind Wir dennoch darum zumal nicht gemeint 
gewesen, wie auch noch nicht, daß Wir einem oder 


12) Lehmann I S. 36 (Zorn S. 20). 

13) Lehmann I S. 105 f. (Zorn S. 20). 

14) Rezess vom 9. September 1666. v. Schulze II S. 526. Jacobson 
S. 65 ff. 
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dem anderen in sein christlich Gewissen (über welches 

Gott der Allmächtige allein sich die Herrschung vor- 

behalten) greifen und beleidigen, sondern vielmehr 

dieselben bei ihrer Religionsfreiheit lassen und wider 
andere, so sie zu drücken unterstehen mochten, 
schützen wollen.“ !?) 

Die nächsten Erwerbungen geschahen unter dem Großen 
Kurfürsten. Durch den Westfälischen Frieden gelangen das 
Herzogtum Hinterpommern nebst dem Bistume Kammin, 
sowie die früheren Bistümer Magdeburg, Halberstadt und 
Minden an Brandenburg. Von diesen Ländern war Hinter- 
pommern mit Kammin fast rein protestantisch, ebenso war 
der evangelischen Religion in Magdeburg nach dem ihr 
hier durchaus vorteilhaften Besitzstande des Normal- 
jahres 1624 die Herrschaft gesichert. Gemischter Religion 
war die Bevölkerung der früheren Bistümer Halberstadt 
und Minden, in denen ebenfalls das Normaljahr entschied 
und den Evangelischen wenigstens überwiegend günstig 
ist. Der Große Kurfürst bekennt sich zur individuellen 
Gewissensfreiheit: 

„Wir seind Gott Lob des Verstandes, daß Wir Uns über 

die Gewissen Unserer Untertanen keines Imperi an- 

maßen, sondern dasselbige Gott allein anheimstellen.“'®) 
Er beruft Katholiken in seine nächste Umgebung und in 
hohe staatliche Stellen und strebt die Errichtung einer 
paritätischen Universaluniversität an. Wo es das staatliche 
politische Interesse fordert, gewährt auch der katholischen 
Religionsübung freien Raum. Dagegen kann er sich als 
überzeugter Anhänger der evangelisch-reformierten Lehre 
nicht entschließen, in den alten protestantischen Territorien 
Brandenburg und Pommern den Katholiken die freie 
Religionsübung zu gestatten.!!) Dem widerstreben denn 
auch in Brandenburg die Stände, denen der Große Kurfürst 


15) Lehmann I, Nr. 1 (Zorn S. 17). 
16) Lehmann I, 54 Nr. 4 (Zorn S. 14). 
17) Politisches Testament des Grossen Kurfürsten bei Lehmann I, 


S. 102 (Zorn S. 25). 
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in einem Landtagsrezesse von 1653 Art. 2 verspricht: „daß 
den Katholiken weder Öffentliche noch private Religions- 
übung gestattet werden dürfe“. Zu einer einheitlichen 
Regelung fehlte damals auch noch die Voraussetzung eines 
einheitlichen preußischen Staates, obschon gerade der 
Große Kurfürst die Zusammenfassung seiner Länder in 
ein administrativ, militärisch, finanziell undreligiös „präzises“ 
Staatsganze plante.!?) 

3. Ein fast ausschließlich katholisches Land erwarb 
Brandenburg unter dem Könige Friedrich Wilhelm I. durch 
den Frieden von Utrecht 1713 in dem Fürstentume Geldern. 
Auch hier werden den Katholiken ihre hergebrachten 
Rechte gelassen und die kirchliche Verfassung nicht ange- 
tastet. Die katholische Kirche bleibt hier die herrschende 
Landeskirche, nur daß fortan auch den Evangelischen 
freie Religionsübung gesichert ist. Immerhin hat bis zum 
Regierungsantritte Friedrichs des Großen das katholische 
Kirchenwesen in Brandenburg-Preußen nur eine verhältnis- 
mäßig untergeordnete Bedeutung. Dies ändert sich durch 
den Erwerb Schlesiens (1740) und den Erwerb Westpreußens 
durch die erste Teilung Polens (1772). 

Das Normaljahr des Westfälischen Friedens kommt 
für diese Länder nicht in betracht, da Polen überhaupt 
nicht zum Reiche gehört hatte'”), für Schlesien?‘) aber 
das Normaljahr ausdrücklich ausgeschaltet war. Immerhin 
hatte der Kaiser den Evangelischen Schlesiens einige 
Zugeständnisse gemacht.?') Darnach sollten die Herzöge 
von Brieg, Liegnitz, Münsterberg und Oels, sowie die Stadt 
Breslau ihre von dem Kaiser vor dem Kriege erteilten 
Rechte und Privilegien und das exercitium Augustanae 
Confessionis behalten. In allen übrigen Herzogtümern 
Schlesiens (in reliquis ducatibus, qui immediate ad Cameram 
regiam spectant) sollten die protestantischen Untertanen 


18) Kahl, Parität S. 20. 
19) Schroeder S. 390. 
20) Jacobson S. 42 ff. 
21) J. P.O. V. SS 38-41. 
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ihrer Religion wegen nicht zur Auswanderung genötigt 
werden, auch den öffentlichen Gottesdienst ihrer Religions- 
partei in locis vicinis extra territorium besuchen dürfen. 
Aus besonderer Gnade hatte endlich der Kaiser den 
schlesischen Protestanten erlaubt, drei Kirchen auf ihre 
Kosten zu erbauen. Diese sog. Friedenskirchen sind denn 
auch den Friedensbestimmungen gemäß vor den Mauern 
von Schweidnitz, Jauer und Glogau erbaut worden. Beim 
Erlöschen des alten piastischen Herrscherhauses 1675 
waren indes vom Kaiser selbstin den erstgenannten Gebieten 
im Laufe eines Menschenalters 114 evangelische Kirchen 
eingezogen worden.??) 

Daß die Katholiken in Schlesien und Westpreußen 
nach dem Erwerbe dieser Länder durch Friedrich den 
Großen in ihren hergebrachten Rechten belassen wurden, 
anderseits auch auf die Sicherstellung der evangelischen 
Kirche Bedacht genommen wird, entspricht ebensowohl den 
politischen Interessen, wie den schon bis dahin befolgten 
Grundsätzen. Für Schlesien hatte dies schon der Berliner 
Frieden vom 28. Juli 1742?°?) ausdrücklich zugesichert: 

„Se. Majestät der König von Preußen wird die katho- 
lische Religion in Schlesien ın statu quo erhalten, 
jedoch mit gänzlichem Vorbehalt der den Protestanten 
zu verstattenden unbeschränkten Gewissensfreiheit 
und der dem Souverän des Landes kompetierenden 
Gerechtsamen.“ 
Nicht anders wird in dem Westpreußischen Besitzannahme- 
edikte vom 13./28. September 1772?!) den neuen Unter- 
tanen verheißen: 

„sie samt und sonders bei ihren Besitzungen und 

Rechten in Geistlichem und Weltlichem, besonders 

die der römisch-katholischen Kirche zugetanenen bei 
dem freien Gebrauch ihrer Religion zu lassen, zu 
schützen und zu handhaben.“ 





22) Jacobson S. 45 f. Schoen I S. 34 f. 
23) bei v. Schulze II S. 527. Jacobson S. 47, Note 34a, 
24) bei Drache S.9 £, 
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Wesentlich neue Bahnen waren hiermit nicht ein- 
geschlagen. Dagegen eröffnet Friedrich der Große der 
Religionsfreiheit in doppelter Hinsicht neuen Raum: mit 
der Zulassung der katholischen Religionsübung in den alt- 
protestantischen Ländern, sodann mit der Duldung von 
Sekten. „Mit Friedrich dem Großen bestieg die Aufklärung 
den preußischen Königsthron.“?) Im Gegensatze zum 
Großen Kurfürsten steht er auch in seinen persönlichen 
religiösen Anschauungen durchaus ungebunden, wie seine 
vielfach überlieferten Äusserungen zeigen. Nur das Staats- 
wohl ist für ihn Richtschnur und Grenze. 


„Es gibt keine Religion, die in betreff der Moral sich 
wesentlich von der anderen unterscheidet, also können 
sie dem Staate alle gleich sein, der folglich einem 
jeden die Freiheit läßt, auf dem Wege zum Himmel 
zu gehen, der ihm gefällt. Guter Staatsbürger soll 
er sein, das ist alles, was man ihm verlangt.“ 

„Der falsche Religionseifer ist ein Tyrann, der die 
Provinzen entvölkert, die Toleranz eine liebende 
Mutter, die sie pflegt und ihr Gedeihen fördert. Die 
Religionen müssen alle toleriert werden, und muß 
der Fiskal nur das Auge darauf haben, daß keine 
der anderen Abbruch tue, denn hier muß ein jeder 
nach seiner Facon selig werden.“ ?°) 


So nimmt der König keinen Anstand, den Katholiken auch 
in den altprotestantischen Provinzen Religionsfreiheit zu 
gewähren. Insbesondere in den Städten gibt er ihnen das 
exercitium religionis; er erlaubt den Bau der katholischen 
St. Hedwigskirche in Berlin und schenkt selbst den Bau- 
platz?%), auch den katholischen Gemeinden in Potsdam, 
Spandau, Frankfurt a. O., Stettin, Magdeburg, Halle und 


25) Mirbt S. 14. 

26) Die letzte Äusserung findet sich in einer Randverfügung des 
Königs zu einem Immediatberichte des geistlichen Departements vom 
22, Juni 1740 (Lehmann II S. 4); vgl. im übrigen Fürstenau S. 76 
Note 2. Rieker S. 293 Note 1. Mirbt S. 15. 

27) Lehmann II Nr. 772, IH Nr. 77 (Zorn S. 29). 
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Tilsit, die aus den katholischen Soldatengemeinden hervor- 
gegangen waren, gestattet er freie Religionsübung. Der 
zwischen den einzelnen Landesteilen infolge der geschicht- 
lichen‘ Entwickelung bestehende Unterschied beginnt zu 
verblassen, und dann führen die freiheitlich- religiösen 
Anschauungen des Königs zur Aufnahme oder doch zur 
Duldung von Sekten, entgegen den Bestimmungen des 
J. P. 0.) So gewährte er den Herrnhutern auf ihr 
Nachsuchen durch die Generalkonzession von 1742 förmliche 
Aufnahme, d. h. das Recht der freien Niederlassung in 
den Preußischen Staaten, die freie Übung öffentlichen 
Gottesdienstes und die Handhabung ihrer Kirchenzucht 
und ihrer Kirchenverfassung nach den Grundsätzen ihrer 
Religion; um ihre Aufnahme nicht als Übertretung des 
Sektenverbotes im Westfälischen Frieden erscheinen zu 
lassen, erkannte Friedrich ausdrücklich an, „daß ihre Lehre 
nichts wider die im römischen Reiche und Unserer darin 
und außer demselben liegenden Landen tolerierter Religionen 
mit sich führe.“ Daneben gewährt er auch anderen Sekten, 
wie den griechischen Katholiken, den Unitariern, den 
Schwenkfeldern, den Böhmischen Brüdern, den Sozinianern 
u. a. zum mindesten Duldung. Ja nach der Teilung Polens 
trägt Friedrich der Große sich mit dem Plane, in West- 
preußen muhammedanische Kolonien anzusiedeln, um das 
Land zu bevölkern und wirtschaftlich zum Wohle des 
Staates zu heben. 

4. Den Übergang zu den umfassenden staatskirchen- 
rechtlichen Vorschriften des Preußischen Allgemeinen Land- 
rechtes vermittelt das unter dem Nachfolger Friedrichs 
des Großen, dem Könige Friedrich Wilhelm I, für das’ 
ganze Staatsgebiet erlassene sog. Wöllnersche Religions- 
edikt vom 9. Juli 1788?°), dessen Urheber der bekannte 


28) Anderen kleineren Landesherren gegenüber war der Grund- 
satz des J. P.O. VII $ 2 noch im Anfange des 18. Jahrhunderts streng 
durchgeführt worden (Fürstenau S. 76). 

29) N. C. C. VIII 3 Nr. 12, mitgeteilt bei Fürstenau S. 298 f£. 
Hinschius-Marquardsen S. 210. E. Foerster I S. 38-43. 
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preußische Staatsmann Johann Christoph v. Wöllner®®) 
war. Hier werden zum erstenmal und ausdrücklich die 
reformierte, die lutherische und die römisch-katholische 
Religion als „die drei Hauptkonfessionen der christlichen 
Religion“ offiziell nebeneinander und einander gleich- 
gestellt. Sie 
„sollen in ihrer bisherigen Verfassung, nach den von 
Unseren gottseligen Vorfahren vielfältig erlassenen 
Edikten und Verordnungen in Unseren sämtlichen 
Landen verbleiben, aufrecht erhalten und geschützt 
werden“ (8 1). 
Damit sind die offiziellen Religionen des Reiches, die 
römisch-katholische Religion und die beiden Schwester- 
konfessionen der evangelischen Religion, nunmehr zu den 
offiziellen Religionen des Staates Preußen erhoben. 
Daneben aber 
„soll die den Preußischen Staaten von jeher eigen- 
tümlich gewesene Toleranz der übrigen Sekten und 
Religionsparteien ferner aufrecht erhalten, und nie- 
manden der mindeste Gewissenszwang zu keiner Zeit 
angetan werden, solange ein jeder ruhig als ein 
ruhiger Bürger des Staates seine Pflichten erfüllet, 
seine jedesmalige besondere Meinung aber für sich 
behält und sich sorgfältig hütet, solche nicht aus- 
zubreiten oder andere dazu zu überreden und in 
ihrem Glauben irre oder wankend zu machen“ ($ 2). 
Als „öffentlich geduldete Sekten“, also als eine besonders 
begünstigte Art von Sekten, werden dann aufgeführt, 
„außer der jüdischen Nation die Herrnhuter, Mennonisten 
und die Bömische Brüdergemeinde®!), welche unter landes- 
herrlichem Schutze ihre gottesdienstlichen Zusammenkünfte 
halten und diese dem Staate unschädliche Freiheit ferner- 
hin ungestört behalten sollen.“ Dagegen sollte in Zukunft 
dafür gesorgt werden, daß „nicht andere der Christlichen 


30) Geboren als Sohn eines Landpfarrers 1732 in Döberitz bei 
Spandau. 
3) vgl. über diese Schoen I S. 168 Note 1. 
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Religion und dem Staate schädliche Conventiceula, unter 
dem Namen „gottesdienstliche Versammlungen“ gehalten 
werden.“ ($ 2). Schließlich wird der Übertritt von 
einer Konfession zur anderen freigegeben, nur soll der 
Behörde von der Religionsveränderung Anzeige gemacht 
werden ($ 3). 

Zum Bereiche der inneren Kirchengewalt und mithin 
nicht hierher gehören die Bestimmungen des Ediktes nebst 
dessen Ergänzungen, die zur Aufrechterhaltung des rechten 
Dogmas gegenüber den damals weit verbreiteten Ideen 
der Aufklärungszeit der Lehrfreiheit der Geistlichen und 
Lehrer mit äußerster Schärfe entgegentreten. Sie wurden 
sogleich lebhaft bekämpft und sind bald nach der Thron- 
besteigung König Friedrich Wilhelms III. unter Entlassung 
ihres Urhebers wieder aufgegeben worden. 

Dagegen sind die kirchenhoheitlichen Grundsätze des 
Ediktes keineswegs intolerant zu nennen und in der Folge 
im wesentlichen beibehalten worden. 


S$S?2. Das Allgemeine Landrecht und spätere Sondergesetze. 


v. Bonin S. 91—94, 105 f. — Bornhak S. 320-323, 428 f. — 
E. Foerster I S. 23—38, II S. 26—54, 238—321 — Fürstenau S. 77—80, 
83, 121—168, 177 — Greiff S. 13—15, 18 f. — Jacobson S. 23 ff. — 
Kahl S. 61, 191, 279, 318 ff. — Mirbt S. 18 ff. — Niedner S. 100—112 
— Rieker S. 296 ff., 307 £f., 326 ff. — v. Roenne II S. 153 f£., 375 f£. 
— Schoen I. S. 65 f., 155—158, 166-168, 203 ff. — v. Schulze II 
S. 471 f., 482, 498 ff. — Stutz S. 888 — Wilda S. 266 ff. — Zorn 
S. 36 ff. — Zorn K. R., S. 177 ff., 184—186. 


Auf der Grundlage des Wöllnerschen Religionsediktes 
und unter dem Einflusse der naturrechtlichen Anschauungen 
trifft Teil II Titel 11 des Allgemeinen Landrechtes für die 
Preußischen Staaten vom 5. Februar 1794 eine einheitliche 
ausführliche Regelung des Staatskirchenrechtes. „Schon 
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unter Friedrich II. vorbereitet, war es auch in seinem 
staatskirchenrechtlichen Teile durchaus im Geiste dieses 
Königs abgefaßt.!) Durch die Anfangsparagraphen des 
11. Titels des II. Teiles wurde insbesondere die Lage der 
Bekenninisfreiheit geordnet. 


1. An die Spitze gestellt ist der große Grundsatz der 
individuellen Gewissensfreiheit:?) 

„Die Begriffe der Einwohner des Staates von Gott 
und göttlichen Dingen, der Glaube und der innere 
Gottesdienst können nicht Gegenstand von Zwangs- 
gesetzen sein ($ 1). Jedem Einwohner im Staate 
muß eine vollkommene Glaubens- und Gewissens- 
freiheit gestattet werden“ ($ 2). 


Damit begibt sich der Staat endgiltig seines Religions- 
bannes; ein Ausweisungsrecht der Religion halber besteht 
keinem Einwohner gegenüber mehr. Als Ausfluß der 
individuellen Gewissensfreiheit betrachtet das Allgemeine 
Landrecht auch den häuslichen Gottesdienst, der jedem 
Hausvater nach seinem Gutbefinden selbst unter Teilnahme 
von Mitgliedern anderer Religionsparteien freistehen soll, 
wofern es sich nur nicht um heimliche Zusammenkünfte, 
welche der Ordnung und Sicherheit des Staates gefährlich 
werden könnten, handelt (88 7—9). Nicht minder wird 
als Folge der Gewissensfreiheit das Recht des Übertrittes 
von einer Religionspartei zur anderen anerkannt, sei es, 
daß dieser durch ausdrückliche Erklärung erfolgt, sei es, 
daß er in genügend schlüssiger Art in der Teilnahme an 
solchen Religionshandlungen, wodurch eine Partei sich von 
der anderen wesentlich unterscheidet, hervortritt (88 40—42). 
Einen Austritt aus jeder Religionsgemeinschaft überhaupt 
kennt jedoch auch das Allgemeine Landrecht noch nicht.°) 





1) Kahl S. 191 £. 

2) E. Foerster I S. 25, 30 ff. 

3) Auch der Übertritt vom Christentume zum Judentume wurde 
in der Folgezeit durch wiederholte Kabinettsorders für unstatthaft 
erklärt (Fürstenau S. 78 Note 3, 162 ff, 
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2. Der fortschreitende Standpunkt des Allgemeinen 
Landrechtes zeigt sich aber vorzüglich in den Bestimmungen, 
die über die gesellschaftliche Religionsfreiheit oder Kultus- 
freiheit getroffen sind. 

„Mehrere Einwohner des Staates dürfen sich unter 
dessen Genehmigung zu Religionsübungen verbinden 
(s 10).° 
Auf dieser Grundlage gelangt das Allgemeine Landrecht 
zu dem allgemeinsten Begriffe der Religionsgesellschaften 
($ 10), die es in Kirchengesellschaften, d. h. solche, die 
sich zur Feier des öffentlichen Gottesdienstes verbunden 
haben (8 11), und in geistliche Gesellschaften, die nur zu 
gewissen anderen besonderen Religionsübungen vereinigt 
sind (8 12), einteilt. 
„Jede Kirchengesellschaft ist verpflichtet, ihren Mit- 
gliedern Ehrfurcht gegen die Gottheit, Gehorsam gegen 
die Gesetze, Treue gegen den Staat und sittlich gute 
Gesinnungen gegen ihre Mitglieder einzuflößen (8 13).“ 
Die Kirchengesellschaften aber werden wieder gegliedert in 
a) unerlaubte ($$ 14—16), 
b) öffentlich aufgenommene (privilegierte) (88 17—19), 
c) geduldete (genehmigte) ($$ 20—26). 
Die Verwerfung, Aufnahme und Duldung (Genehmigung) 
steht hierbei überall nur dem Staate zu. Indes ist besonders 
zu beachten, daß unter Kirchengesellschaft nach dem 
Allgemeinen Landrechte nicht die Gesamtheit der im 
Königreiche sich zum gleichen Glauben Bekennenden, also 
nicht etwa die römisch-katholische, die lutherische, die 
reformierte Kirche, wofür das Gesetz vielmehr den Aus- 
druck „Religionspartei“ verwendet, sondern nur die einzelne 
lokale Kirchengemeinde zu verstehen ist. „Es gibt keine 
allgemeine Kirchengesellschaft im Staate“, so äußert Suarez, 
„sondern nur einzelne besondere Gesellschaften, die durch 
kein äußeres Band durcheinander verknüpft sind. Selbst 
die unttatem ecclesiae, die von den Katholiquen salviert 
wird, kann man höchstens nur in Ansehung des Lehr- 
begriffs oder im theologischen, nicht aber im politischen 
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und rechtlichen Verstande gelten lassen“. „Die Distinktion 
zwischen Kirche und Kirchengesellschaft verstehe ich nicht. 
Kirche, abgesondert von Kirchengesellschaft, scheint mir 
ein dunkler Begriff zu sein, von dem sich die Eigenschaft 
einer persona moralis nicht präzidieren läßt“.*) 

a) „Unerlaubt“ ist eine Kirchengesellschaft, deren 
Religionsgrundsätze dem obigen $ 13 zuwider sind ($ 14). 

b) Die vom Staate „öffentlich aufgenommenen Kirchen- 
gcsellschaften“ haben die Rechte privilegierter Korporationen 
($ 17). Es sind dies die drei Hauptkonfessionen nach dem 
Edikte vom 9. Juli 1788.°) Als Korporationen sind ihre 
Einzelgemeinden eine moralische Person (8 81 II, 6), nur 
sie sind „Rechtsgrößen“.°) Nur ihnen steht die Religions- 
übung mit den äußeren Kennzeichen der Öffentlichkeit 
(Glockengeläute, Türme, Prozessionen) zu. Die von ihnen 
zur Ausübung ihres Gottesdienstes gewidmeten Gebäude 
werden Kirchen genannt und sind als privilegierte Gebäude 
des Staates (öffentliche Sachen) anzusehen ($ 18). Ihre 
Geistlichen haben mit anderen Beamten im Staate gleiche 
Rechte ($ 19). 

c) „Geduldete Kirchengesellschaften“ sind solche, die 
der Staat ausdrücklich genehmigt, denen aber die Rechte 
öffentlich aufgenommener Kirchengesellschaften nicht bei- 
gelegt sind. „Damit erhält der bloß negative Begriff der 
Duldung einen positiven Zusatz: das bloße Ignorieren, 
faktische Tolerieren, nicht förmliche Verwerfen wird in 
ein positives Genehmigen, Konzessionieren verwandelt und 
fortgebildet. Der Name der bloß geduldeten Kirchen- 
gesellschaft ist daher jetzt nicht mehr zutreffend und nur 
noch geschichtlich zu verstehen.’) Die geduldeten Kirchen- 
gesellschaften sind nur erlaubte Privatgesellschaften, d. h. 





*) Materialien zum A.L. R. Bd. XIV S. 121 ff. Niedner S. 108 ff. 
Jacobson S. 26. Drache S. 8. Rieker S. 296 f. E. Foerster I, 26 £., 
insbes. Note 2. 

6) vgl. O0.V.G. 8, 167. 

6) E. Foerster S. 18. 

?) Rieker S. 315. 
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Gesellschaften, die nach außen hin keine juristische Person 
darstellen, sondern nur im Verhältnis zu ihren Mitgliedern 
die inneren Rechte der Korporationen haben (8$ 13, 14 II, 6). 
Sie können daher auch Vermögen (Grundstücke, Kapitalien) 
auf ihren Namen nicht erwerben, wofern der Staat ihnen 
nicht dies besonders erlaubt. Den geduldeten Kirchen- 
gesellschaften ist die freie Ausübung ihres Privatgottes- 
dienstes gestattet ($ 22); sie können insbesondere gottes- 
dienstliche Zusammenkünfte in gewissen, dazu bestimmten 
Gebäuden anstellen und die ihren Religionsgrundsätzen 
gemäßen Gebräuche sowohl in diesen Zusammenkünften 
als in den Privatwohnungen der Mitglieder ausüben ($ 23). 
Nicht gestattet ist ihnen, sich der Glocken zu bedienen 
oder öffentliche Feierlichkeiten außerhalb der Mauern ihres 
Versammlungshauses anzustellen ($ 25); die von ihnen 
zur Feier ihrer Religionshandlungen bestellten Personen 
genießen als solche keine besonderen persönlichen Rechte 
(8 26). 

Zwischen diesen beiden Arten von Kirchengesellschaften 
stand tatsächlich noch eine dritte, die mehr Rechte besaß, 
als die bloß geduldeten, aber geringere als die Kirchen. 
Es sind dies die öffentlich geduldeten Sekten des Religions- 
ediktes von 1788, die Herrnhuter, Mennonisten und die 
Bömische Brüdergemeinde. Diesen steht ein ewercitium 
religionis quasi publicum zu, ihre Rechte und Verhältnisse 
im einzelnen bestimmen sich nach den ihnen erteilten 
Privilegien (vgl. $ 22 A. L. R. II, 6). 

„So schützte das Preußische Allgemeine Landrecht die 
Glaubens-, Gewissens- und Kultusfreiheit in viel weiterem 
Umfange, als es damals noch in irgend einem europäischen 
Lande erhört war. Das preußische Gesetz ist zur Magna 
Charta der Bekenntnisfreiheit für die deutsche Nation 
geworden“.®) Indem aber der Staat nach dem Gesagten 
in der Lage war, jedesmal nach seinem Befinden die 
Kirchengesellschaften zu unterscheiden und die eine vor 


8) Bluntschli S. 34. 
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der anderen zu bevorrechten, setzt die Umgestaltung des 
älteren jus reformandi exereitium religionts in die neue 
Form des jus reformandt privilegia ein, das also gerade 
in Preußen seine erste Ausbildung erfahren hat.”) 

In den ersten Jahrzehnten des nächsten Jahrhunderts 
folgten die anderen deutschen Staaten in ihren Verfassungs- 
urkunden dem Beispiele Preußens. Zumal tat dies auch 
Bayern mit seinen Religionsedikten vom 24. März 1809 
und vom 26. Mai 1818, die sich besonders weitgehend an 
das Allgemeine Landrecht anschlossen.!”) 

3. Als geistliche Gesellschaften, deren Mitglieder sich 
mit anderen Religionsübungen als der Seelsorge haupt- 
sächlich beschäftigen, sollen nach $ 939 A. L.R. I, 11 
die vom Staate aufgenommen Stifter, Klöster und Orden 
verstanden werden. Diese haben unter dem Namen der 
Kapitel und Konvente mit anderen Korporationen im Staate 
gleiche Rechte ($ 940). Im einzelnen fallen darunter 
namentlich die Klostergesellschaften (88 1057-1069). Sie sind 
geistliche Korporationen, deren Mitglieder zu gemeinschaft- 
lichem Leben und gemeinschaftlicher Religionsübung nach 
gewissen von der Kirche bestätigten Regeln durch feier- 
liche Gelübde sich verpflichtet haben ($ 1057). Aus dieser 
Umschreibung ergibt sich, das sämtlichen Klostergesell- 
schaften des A. L. R. juristische Persönlichkeit zukam.!!) 

4. Dank seiner umfassenden Kodification konnte Preußen 
mehr als 50 Jahre sich auf einige Sondergesetze beschränken. 

a) Aus Anlaß der Dreihundertjahrfeier der Reformation 
vollzieht König Friedrich Wilhem III. gemäß der Kabinets- 
order vom 27. September 1817 die bereits von vielen seiner 
Vorfahren, von dem Kurfürsten Johann Sigismund bis 
zum Könige Friedrich Wilhelm I. erstrebte, „wahrhaft 
religiöse“ Vereinigung der beiden getrennten protestan- 
tischen Kirchen, der lutherischen und reformierten, zu 


9) v. Bonin S. 9. 

10) Fürstenau S. 121, 130, v. Bonin S. 105. Rieker S. 338, 347. 
Kahl S. 204 ff. Hinschius-Marquardsen S. 211. 

11) Giese S. 169. 
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einer einheitlichen „evangelisch-christlichen Kirche.“ Nur 
die unierte Kirche und die römisch-katholische gelten in 
den neun alten Provinzen der Monarchie, als im Geltungs- 
gebiete der Union, fortan als Öffentlich aufgenommene 
Kirchengesellschaften, aus der Dreizahl der christlichen 
Hauptkonfessionen des Religionsediktes von 1788 ist eine 
Zweizahl geworden. An die Stelle der landrechtlichen 
Bezeichnung „protestantische Kirchengesellschaften des 
Augsburgschen Glaubensbekenntnisses“ (8 39 II, 11) tritt 
laut der Kabinettsorder vom 3. April 1821 amtlich der 
Name „evangelische Kirche“.!?) Sachlich bedeutet die 
preußische Union indes nur eine sog. Kultus- (u. Ver- 
fassungs-) Union im Gegensatze zur Lehrunion.'?) 

Da gleichwohl viele Lutheraner, die sog. Altlutheraner 
sich von der unierten Kirche unter Einrichtung eigener 
gemeinschaftlicher Andachtsübungen getrennt hielten und 
trotz aller Maßnahmen Friedrich Wilhelms IH. (militärische 
Expedition gegen die Kirchengemeinde Hönigern im Kreise 
Namslau, Versagung der Auswanderungserlaubnis, will- 
kürliche polizeiliche Haft)!*) zum Anschlusse an die Union 
nicht zu bewegen waren, erteilte ihnen schließlich Friedrich 
Wilhelm IV. durch die Generalkonzession vom 23. Juli 18451?) 
„in Anwendung der in Unserer Monarchie bestehenden 
Grundsätze über Gewissensfreiheit und freie Religions- 
übung“* das Recht, zu besonderen Kirchengemeinden 
zusammenzutreten und einen Verein dieser Gemeinden 
unter einem gemeinsamen, dem Kirchenregimente der 
evangelischen Landeskirche nicht untergebenen Vorstande 
zu bilden (Ziffer 1)."%) Zur Bildung einer jeden einzelnen 





12) Jacobson S. 12. Schoen I S. 211. O0. V.G. 38, 438; 43, 167; 
52, 244 (250). 

E70). V. U..00, 29 (39); 02, 244 (251 IT). 

14) E. Foerster II S. 240 ff. 

15) G. S. S. 516, vgl. Schoen I, S. 214 Note 3 und neuerdings 
Ges. v. 23. Mai 1908 G. S. S. 155, s. unten S. 59 Note 15, S. 84, 
102, 132 £. 

16) Oberkirchenkollegium in Breslau, s. minist. Ausführungs- 
instruction vom 7. August 1847 M. Bl. d. i. V. S. 317; O. V. G. 38, 439. 


4 


Mae 


Gemeinde ist jedoch die besondere Genehmigung des 
Staates notwendig, die gemeinschaftlich den Ministern der 
geistlichen Angelegenheiten, des Innern und der Justiz 
zusteht (Ziffer 2). Eine solche Kirche hat die Rechte einer 
moralischen Person. Sie kann daher Grundstücke auf 
ihren Namen mit Genehmigung des Staates erwerben, sowie 
eigene dem Gottesdienste gewidmete Gebäude besitzen, 
welchen jedoch der Name und die Rechte der Kirchen 
($ 18 Titel 11 Teil II des Allgemeinen Landrechtes) nicht 
beizulegen sind (Ziffer 3). Den Amtshandlungen ihrer 
Geistlichen (Taufen, Konfirmationen, Aufgeboten und 
Trauungen) wird volle bürgerliche Wirkung zugestanden 
(Ziffer 6). 

b) Eine anders geartete religiöse Bewegung entstand 
in den vierziger Jahren des 19. Jahrhunderts aus der 
Opposition gegen die bestehenden kirchlichen Ordnungen 
und alles Positive überhaupt. Diese freireligiöse Bewegung, 
die einen ziemlich bedeutenden Umfang annahm und zu 
dem Abfalle der sog. freien evangelischen Gemeinden, der 
Deutschkatholiken oder Christkatholiken des Leipziger und 
des apostolischen Bekenntnisses führte!”), hatte in doppelter 
Hinsicht weitere ergänzende Bestimmungen zur Folge. 
Einmal wurde nunmehr die dem Allgemeinen Landrechte 
noch unbekannte Möglichkeit des Austrittes aus einer 
Kirchengesellschaft ohne Übertritt zu einer anderen vom 
Staate genehmigten Gesellschaft eröffnet, anderseits mußten 
Ersatzvorschriften bezüglich der Ordnung der Zivilstands- 
verhältnisse getroffen werden, soweit die dafür innerhalb 
der anerkannten Kirchengesellschaften vorgesehenen Amts- 
handlungen der Geistlichen in Wegfall traten. Die Möglich- 
keit des Austrittes gewährt das Kgl. Patent vom 30. März 1847, 
die Bildung neuer Religionsgesellschaften betreffend.!?) 
In ihm bestätigt der König zunächst seinen unabänderlichen 
Willen, einerseits „den geschichtlich und nach Staats- 
verträgen bevorrechteten Kirchen, der evangelischen und 


17) Vgl. v. Kirchenheim S. 111. 
ed 9 © EN Rn = 0 2 
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der römisch-katholischen, nach wie vor kräftigsten landes- 
herrlichen Schutz angedeihen zu lassen und sie in dem Ge- 
nusse ihrer besonderen Gerechtsame zu erhalten,“ anderseits 
allen seinen Untertanen „die in dem Allgemeinen Land- 
rechte ausgesprochene Glaubens- und Gewissensfreiheit 
unverkümmert aufrecht zu erhalten, auch ihnen nach 
Maßgabe der allgemeinen Landesgesetze die Freiheit der 
Vereinigung zu einem gemeinsamen Bekenntnisse und 
Gottesdienste zu gestatten“ (Abs. 2). Im unmittelbaren 
Anschlusse hieran wird sodann bestimmt, daß diejenigen, 
welche in ihrem Gewissen mit dem Glauben und Bekennt- 
nisse ihrer Kirche nicht in Übereinstimmung zu bleiben 
vermögen und sich demzufolge zu einer besonderen 
Religionsgesellschaft vereinigen oder sich einer solchen 
anschließen, die volle Freiheit des Austrittes haben sollen . 
(Abs. 3). Am gleichen Tage mit dem Patente ergeht die 
Verordnung betreffend die Geburten, Heiraten und Sterbe- 
fälle, deren bürgerliche Beglaubigung durch die Ortsgerichte 
erfolgen muß!?). Darnach soll die bürgerliche Beglaubi- 
gung der Geburts-, Heirats- und Sterbefälle, die sich in 
solchen geduldeten Religionsgesellschaftens ereignen, bei 
denen den zur Feier ihrer Religionshandlungen bestellten 
Personen die Befugnis nicht zusteht, auf bürgerliche 
Rechtsverhältnisse sich beziehende Amtshandlungen mit 
zivilrechtlicher Wirkung vorzunehmen, durch Eintragung 
in ein gerichtlich zu führendes Register erfolgen (& 1). 
Das Gleiche gilt für solche Personen, die aus ihrer Kirche 
ausgetreten sind und keiner vom Staate genehmigten 
Religionsgesellschaft angehören (8 16). Auch die näheren 
Förmlichkeiten des Austrittes regelt die Verordnung. Der 
Austritt aus der Kirche kann nur durch eine vor dem 
ordentlichen Richter des Ortes persönlich zu Protokoll 
abzugebende Erklärung erfolgen?’), der mindestens vier 
Wochen vorher in gleicher Art eine Erklärung dafür voraus- 
zugehen hat, daß der Austritt beabsichtigt werde ($ 17). 


19).G. S.'S. 125: 
20) Vgl. unten S. 129. 
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Als Anlage ist dem Patente eine zwar nur vom Staats- 
ministerium verfaßte, aber zweifellos rechtswirksame®!') 
Zusammenstellung der im Allgemeinen Landrechte ent- 
haltenen Bestimmungen über Glaubens- und Religions- 
freiheit beigefügt. Mit Rücksicht auf die erwähnte frei- 
religiöse Bewegung wurden diese aber durch Einführung 
einer neuen Art von Religionsgesellschaften erweitert, 
nämlich solcher, die sich mit Genehmigung der Obrigkeit 
(Verwaltungsbehörde) bilden, im Gegensatze zu der im $ 20 
des Allgemeinen Landrechtes II, 11 und in der Zusammen- 
stellung Ziffer 4 vorgesehenen Genehmigung durch den 
Staat. Sie gelten bis zur Erteilung der Genehmigung als 
reine Privatgesellschaften und stehen unter fortwährender 
Aufsicht des Staates, der sie verbieten kann, sobald sich 
findet, daß sie anderen, gemeinnützigen Absichten und 
Zwecken hinderlich oder nachteilig sind ($ 4 A.L. R. II, 6). 
Es sind dies die sog. faktisch geduldeten Religionsgemein- 
schaften, eben jene Dissidenten der evangelischen und 
katholischen Kirche. *?) 

c) Hinsichtlich der Juden?) kommt zunächst in betracht 
das Edikt vom 11. März 1812°), das durch das spätere 
Gesetz über die Verhältnisse der Juden vom 23. Juli 1847 ?°) 
abgelöst wurde. Jenes Edikt bezog sich indes nur auf 
die damals in Preußen wohnhaften, mit Generalprivilegien, 
Naturalisationspatenten, Schutzbriefen und Konzessionen 
versehenen Juden und deren Familien.”) Sie sind als 
„Einländer und preußische Staatsbürger“ zu achten, wofern 
sie binnen 6 Monaten festbestimmte Familiennamen 
annehmen und bei Führung ihrer Handelsbücher und im 
Rechtsverkehre sich der deutschen oder einer anderen 


PT VAL iR 

22) Jacobson S. 132 ff., Wilda S. 276, v. Roenne II S. 161, 
Anmerk. 3d, Fürstenau S. 142 ff. 

23) Vgl. Stobbe I S. 384—398. 

24) G.18.,S, 17. 

NG. D. Dr203- 

26) Deshalb war auch der Übertritt zum Judentume folgerichtig 
nicht angängig, s. Fürstenau S. 162 ff.; a. A. v. Bonin S. 104. 
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lebenden Sprache bedienen. Das Gesetz von 1847 bestimmt 
sodann, daß die jüdischen Untertanen im ganzen Umfange 
der Monarchie neben gleichen Pflichten auch gleiche 
bürgerliche Rechte haben sollen ($ 1). Zu einem unmittel- 
baren oder mittelbaren Staatsamte, sowie zu einem Kommu- 
nalamte soll dagegen ein Jude nur dann zugelassen werden, 
wenn mit einem solchen Amte die Ausübung einer richter- 
lichen, polizeilichen oder exekutiven Gewalt nicht verbunden 
ist. Von der Leitung und Beaufsichtigung der christlichen 
Kultus- und Unterrichtsangelegenheiten sollen die Juden 
ausgeschlossen bleiben (8 2). Über ihre Zulassung zu den 
Lehrämtern an den Universitäten werden besondere Bestim- 
mungen getroffen, insbesondere sind sie darnach von der 
Lehrtätigkeit in der juristischen Fakultät ausgeschlossen. 
Dagegen können sie an Kunst-, Gewerbe-, Handels- und 
Navigationsschulen zugelassen werden, im übrigen bleibt 
ihre Anstellung als Lehrer auf jüdische Unterrichtsanstalten 
beschränkt ($ 2). Beibehalten wird die Verpflichtung der 
Juden zur Führung bestimmter Familiennamen und zum 
Gebrauche der deutschen Sprache oder der sonst üblichen 
Landessprache ihres Wohnortes (88 5, 6). Für das Groß- 
herzogtum Posen bleibt die Unterscheidung in naturalisierte 
und nicht naturalisierte Juden bestehen (8 24). Die 
einzelnen Synagogengemeinden erhalten in bezug auf ihre 
Vermögensverhältnisse die Rechte juristischer Personen 
($ 37). Endlich werden die Zivilstandsverhältnisse der 
Juden geregelt (8 8ff). 


d) Über die Rechtsverhältnisse der Mennoniten in den 
westlichen Provinzen und in Brandenburg erging eine 
Kabinetts-Order vom 16. Mai 1830°%). Darnach wird den 
dortigen Mennoniten, welche die Militärpflicht verweigern, 
zwar Befreiung von dieser gewährt, sie müssen dann aber 
eine Steuer (sog. Mennonitensteuer) zahlen und sind unfähig 
zur Anstellung im unmittelbaren Staatsdienste sowie zum 
Erwerbe von Grundstücken, die nicht bereits im Besitze 


27) v. Roenne II S. 90 f. Fürstenau S. 137 f. 
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von Mennonitenfamilien waren. Die Quäker oder sog. Sepa- 
ratisten sollen wie die Mennoniten behandelt werden. 
Ähnliche Bestimmungen galten für die Mennoniten in den 
anderen preußischen Provinzen. ?*®) 

Überall zeigt sich das jusreformandi privilegia wirksam, 
insbesondere bieten dafür die einzelnen Konzessionen die 
Handhabe. 


258) Insbesondere das sog. Gnadenprivilegium vom 29. März 1780 
in Ost- und Westpreußen, s. v. Roenne II S. 90 f. Im Herzogtume 
Preußen waren die Mennoniten schon von Friedrich Wilhelm I. durch 
Resicript vom 22. März 1722 zugelassen. Schoen I S. 163 Note 2. 


Du 


II. Der heutige Stand der Bekenntnis- 
freiheit. 


$S 1. Die Preußische Verfassungsurkunde. 


Arndt, V. U. — Fürstenau S. 193 ff. — Hue de Grais $$ 274, 
292, S. 398—421. — Kahl S. 191 ff. — v. Schulze I S. 392 ff., II S. 
483 f. — v. Stengel S. 550 ff. — v. Roenne II, S. 157—173, 376 ff. — 
Schoen I S. 168 £. 


Die maßgebende Norm für den Stand der Bekenntnis- 
freiheit in Preußen ist heute der Art. 12 der Preußischen 
Verfassungsurkunde vom 31. Januar 1850), der bestimmt: 

„Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Ver- 
einigung zu Religionsgesellschaften (Art. 30, 31) und 
der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
übung wird gewährleistet. Der Genuß der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig 
von dem religiösen Bekenntnisse.“ 

Damit ist die Bekenntnisfreiheit in Preußen nach allen 
Seiten gewährleistet. Zurückgelangt ist die Entwickelung 
zu dem Grundsatze jenes Mailänder Religionsediktes?) der 
Kaiser Konstantin und Lizinius vom Jahre 313: 

„vel in primis ordinanda credidimus, ut daremus et 
Christianis et ommibus liberam potestatem sequendi 
religionem, quam quisque voluisset, ut nulli omnino 
facultatem abnegandam putaremus, qui vel observationt 
Christianorum vel ei religioni mentem suam dederat, 
quam ipse sibi aptıssimam esse sentiret.“ 


1) G.S. S. 17. 

2) „Eines der vornehmsten Ereignisse der Weltgeschichte“ (Ranke); 
„eine wahre magna charta der Religionsfreiheit* (Maassen S. 64). 
Zorn K. R. S. 26—28. Kahl Parität S. 5. 


Ein Grundsatz der freilich mit der Erhebung des Christen- 
tumes zur Staatsreligion im 4. Jahrhundert auf lange Zeit 
verloren gegangen war. 

1. Verfassungsmäßig gewährleistet ist die individuelle 
Gewissensfreiheit. Ein Zwang zu einem bestimmten 
Religionsbekenntnisse oder selbst nur zu einem Religions- 
bekenntnisse überhaupt besteht nicht mehr, weder unmittel- 
bar noch mittelbar. Insbesondere der Genuß der bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Rechte ist unabhängig von 
dem religiösen Bekenntnisse. So ist Art. 12 der Vorläufer 
des oben erwähnten interkonfessionellen norddeutschen 
Bundesgesetzes vom 3. Juli 1869, dessen Geltung demnächst 
auf das Reich übertragen ist.°) 

Eine andere Frage ist die, ob ein freiwilliger Verzicht 
auf bürgerliche oder staatsbürgerliche Rechte aus religiösen 
Gründen für zulässig zu erachten ist. Ein derartiger Ver- 
zicht galt nach deutschrechtlicher Auffassung‘), die sich 
namentlich auf das Preußische Allgemeine Landrecht 
(88 1199 ff. A. L. R. II, 11) übertragen hat, im Falle des 
feierlichen Klostergelübdes, nach dessen Ablegung Mönche 
und Nonnen in Ansehung aller weltlichen Geschäfte als 
verstorben angesehen werden und fortan vermögens- und 
erbunfähig sein sollen (monachus mundo mortuus. sog. 
Klostertod).°) Hieran wurde durch die Preußische Ver- 
fassungsurkunde nichts geändert, sowenig durch Art. 10 
wie durch Art. 12, da jener nur den bürgerlichen Tod 


3) Namentlich konnten den Juden schon nach Art. 12 die ständischen 
Rechte nicht vorenthalten werden; vgl. Allerh. Erlass vom 23. Mai 
1860 (M. Bl. d. i. V. S. 142 ff.) Fürstenau S. 200. 

*) Sachsenspiegel I, 25: $ 1. de pape delet mit dem bruder unde 
nicht die monik. $ 3. Begift sik aver en man, de to sinen jaren 
komen is, he hevet sik van lantrechte unde van lenrechte geleget. 
Schwabenspiegel, cap. XXVII: Begif sich aber ein Knabe über vier- 
zehen iar, der hat sich von landrehte und lehenrehte erlediget und 
von erbeteile; siniu lehen sint dem herren ledie und sinen nehsten 
magen wirt daz erbe. Und ein innefrowe hat daz selbe reht, so si 
kumt über zwelf iar. (Ausgabe von Gengler 1875.) 

5) Anders das kanonische Recht, das die vermögensrechtliche 
Persönlichkeit nicht untergehen, sondern auf das Kloster übergehen 
lässt. Vgl. Gierke I S. 357, 364 f£.. Kahl, Handelsgesellschaften S. 4; 
Dernburg Pr. P. R. IS. 80 f. 
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als Strafe beseitigt‘), und dieser nur auf staatliche Beschrän- 
kungen bezogen werden kann, die vom Willen des Betroffenen 
unabhängig sind. Geändert wurde hieran auch nichts 
durch das Bundesgesetz vom 3. Juli 1869. Eine Änderung 
ist vielmehr erst mit der Kodifikation des B. G. B. ein- 
getreten (vgl. Art. 55 E. G. B. G. B.), das die Verfügung 
über die Rechtsfähigkeit ihrem Subjekte schlechthin ent- 
zogen hat und damit die Zulässigkeit eines derartigen 
Verzichtes auch seitens der Mönche und Nonnen bei 
Eintritt ins Kloster verworfen hat. (vgl. Pr. A. G.B. G. B. 
Art. 89 Z. 1c.) Aufrechterhalten sind dagegen bezüglich 
ihrer, die landesgesetzlichen Vorschriften, welche die 
Wirksamkeit von Schenkungen und Zuwendungen von 
Todeswegen an Mitglieder religiöser Orden oder ordens- 
ähnlicher Kongregationen von staatlicher Genehmigung 
abhängig machen.‘) Von diesem Vorbehalte ist jedoch 
in Preußen so wenig im Ausführungsgesetze zum B. G. B. 
wie seither sonst Gebrauch gemacht worden. Die Rechts- 
lage hat sich somit für Preußen gegenwärtig einfach dahin 
gestaltet, daß die Zugehörigkeit zu einem Orden in bürgerlich 
rechtlicher Hinsicht ohne jeden Einfluß ist.°) Bestehen 
geblieben ist kraft Art. 59 E. G. B. G. B. nur die lehns- 
rechtliche Sonderbestimmung, wonach Ordensangehörige 
zur Nachfolge in Lehnsgüter unfähig sind.’) Eine Unfähig- 
keit zur Nachfolge in Familienfideikommisse ist dagegen 
gesetzlich nicht mehr vorgeschrieben, da die 88 1199 ff., 
A. L. R. II, 11 reichsrechtlich außer Geltung gesetzt sind 
und eine landesgesetzliche Sonderbestimmung für Familien- 
fideikommisse nicht besteht.!%) Sie könnte jedoch nach 
Art. 59 8) E. G. B. G. B. jederzeit getroffen werden. 


6) Striethorst, Archiv Bd. 40, 229. R. G. Z. 41, 298. 

7) Art. 9 E.G.B. G. B. 

8) Vgl. hierüber im einzelnen Giese S. 369 ff. 

9) 88 55, 370 ff. Ar L.R. 1.18, Giese S. 371 f. 

10) Giese S. 372 Note 7. Eine ganz andere Frage ist die, ob 
Ordensmitglieder von der Nachfolge in Fideikommisse nach dem 
Willen des Stifters als ausgeschlossen zu gelten haben, was in jedem 
einzelnen Falle zu prüfen und wohl regelmäßig zu bejahen sein wird. 
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2. Verfassungsmäßig nicht minder gewährleistet ist 
die gesellschaftliche Bekenntnisfreiheit (Religions- oder 
Kultusfreiheit). 

a) Das gilt zunächst für die Bildung von Religions- 
gemeinschaften überhaupt. Einem jeden Staatsbürger steht 
es frei, sich mit seinen Glaubensgenossen zu gemeinsamer 
Religionsübung zu verbinden, ohne daß eine staatliche 
Prüfung des Bekenntnisses und der Vereinsverfassung 
stattzufinden hätte. Ebensowenig bedarf es zur Bildung 
einer Religionsgemeinschaft der Genehmigung des Staates. 
Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften 
ist ein Teil der gesetzlich gewährleisteten Vereinsfreiheit 
(Art. 30). Die Bildung neuer Religionsgemeinschaften 
vollzieht sich daher lediglich in den Formen, die für die 
Entstehung von Vereinen überhaupt vorgeschrieben sind. 
Aus der Befugnis des einzelnen, sich von jeder religiösen 
Gemeinschaft loszusagen, folgt hier die Zulassung auch 
eines Atheistenvereins. „Auch der religionslose Mensch 
genießt Religionsfreiheit“.!') Das jus reformandi des 
Staates als Zulassungsrecht überhaupt gehört somit in 
Preußen der geschichtlichen Vergangenheit an. 

b) Gewährleistet ist die Religionsfreiheit als Freiheit 
der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Gottes- 
verehrung. Eine jede religiöse Gemeinschaft darf ihre 
Kultusübung nach eigenem Belieben einrichten. Es besteht 
kein staatskirchenrechtliches Hindernis, daß ein religiöser 
Verein sich einen Prediger bestellt, der Taufen und Trauungen 
vornimmt, Sakramente spendet und sich dabei eines Ornates 
bedient.'?) Freigegeben ist auch der religiöse Unterricht, 
soweit es sich nur um einen Bestandteil der gemeinsamen 
Religionsübung handelt. Die Erteilung des Religions- 
unterrichtes durch einen eigenen Prediger ist dem Art. 12 
der Verfassungsurkunde und nicht etwa dem Art. 22 in 
Verbindung mit der Kabinettsorder vom 10. Juni 18341?) 
unterzuordnen. '*) 


11) y, Salis S. 12, 12.0, V. G. 16, 386. 
13) 6. S. S. 135. 14) 0. V. G. 22, 396. 
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c) Die bisherigen Abstufungen in der äußeren Art 
der Kultusübung sind durch Art. 12 beseitigt. Religions- 
gemeinschaften, die inbezug auf die äußere Kultusübung 
als solche privilegiert sind, gibt es nicht mehr. Der Unter- 
schied zwischen öffentlicher Religionsübung (exereitium 
religionis publicum) und Privatgottesdienst (ewereitium 
religionts privatum) ist damit in Preußen insoweit gefallen, 
als er sich auf die Kultusausübung selbst beschränkt. 
Nicht zutreffend ist die Ansicht, daß grundsätzlich auch 
heute noch die äußerlichen Zeichen der Erkennbarkeit der 
Kultusübung nicht allen Religionsgemeinschaften zustehen. 
Es ist vielmehr anzunehmen, daß dergleichen Zeichen, 
wie Kirchtürme, Glocken, Prozessionen usw., die herkömmlich 
als äußere Merkmale der öffentlichen Religionsübung galten, 
mit dieser selbst freigegeben sind.!’) Richtig ist zwar, 
daß das Allgemeine Landrecht solche Zeichen den bloß 
geduldeten Kirchengesellschaften versagte und daß auch 
heute noch ein rechtlich ausgeprägter Wertunterschied 
zwischen den einzelnen Religionsgemeinschaften besteht. 
Soweit jedoch dieser Unterschied sich nur auf die äußere 
Kultusübung als solche bezog, hat ihn Art. 12 bewußt 
ausgeglichen. Sollte er bestehen bleiben, so hätte dies 
die Verfassungsurkunde sicherlich besonders zum Ausdrucke 
gebracht, wie es in anderen Gesetzgebungen (Bayern, 
Baden, Bremen) seinerzeit geschehen ist.!%) Ein Vorrecht 
der evangelischen und der katholischen Kirche dahin, daß 
nur ihnen zustände, in der hergebrachten Form und mit 
den hergebrachten Zeichen Gotteshäuser zu bauen, besteht 
nicht mehr. Es erscheint selbst nicht angängig, anstelle der 
nach dem A.L.R. öffentlich aufgenommenen Kirchengesell- 


15) Richter-Dove-Kahl S. 323. Fürstenau S. 235. Herrmann 
S. 40, 41. A. A. anscheinend v. Bonin S. 130. A. M. bezüglich der 
Glocken anscheinend auch R. G. Z. 56, 25 (26). Für diesen Stand- 
punkt liesse sich freilich das kürzlich ergangene Gesetz vom 23. Mai 
1908 (G. S. S. 155), betreffend die Altlutheraner verwerten, insofern 
darnach diesen der Gebrauch der Glocken „fortan“ ausdrücklich frei- 
gegeben ist (Art. II). 

16) Kahl S. 328, 343 f., 233; Kahl K.R. S. 274 £.; Greiff S. 29 ff. 
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schaften jetzt etwa allen mit Korporationsrechten versehenen 
Religionsgemeinschaften !”), anderseits nurihnen jene Zeichen 
zubilligen zu wollen, da eine derartige Einschränkung im 
Gesetze selbst keinen Anhalt findet. Staatskirchenrechtlich 
steht somit nichts im wege, daß auch eine katholisch- 
apostolische Gemeinde ein gottesdienstliches Gebäude mit 
einem Turme und mit einem Kreuze als Turmspitze baut 
oder daß sie sich bei ihrem Gottesdienste der Glocken 
bedient.!”) Aucheinerstaatskirchenrechtlichen Genehmigung 
zur Erbauung eines gottesdienstlichen Gebäudes als solchen 
bedarf es nicht.!”) Für statthaft zu erachten wäre eben- 
sowohl der Bau einer muhammedanischen Moschee. Zu- 
lässig ist auch das Veranstalten eines Leichenbegängnisses, 
bei dem ein dissidentischer Prediger im Ornate seiner 
Gemeinschaft mitwirkt.?®) 

Alles das freilich nur vorbehaltlich derjenigen allge- 
meinen Schranken, die außerhalb des Gebietes der staat- 
lichen Kirchenhoheit liegen. 


$S 2. Die Schranken der Bekenntnisfreiheit. 


Delius S. 534—548 — Fürstenau S. 220 ff. — Kahl S. 292—296, 
362 — v. Schulze II S. 483 — Stutz S. 911 — v. Roenne II S. 172 — 
Wilda S. 237—242. 


1. Dreifacher Art sind die hauptsächlichen Schranken, 
die der nach Art. 12 der Verfassungsurkunde grundsätzlich 
anerkannten Bekenntnisfreiheit durch die staatliche Rechts- 


17) Vgl. hierzu O. V. G. 19, 104. 

18) Thudichum, Kirchenrecht Bd. I S. 115; Schoen I S. 168. 
Richter-Dove-Kahl S. 323. Schoen im Verwaltungsarchiv Bd. VI S. 165, 
181. 0. V.G. 31, 423 (426) und 43, 164 (175) lässt die Frage offen. ' 

19) 0. V.G. 37, 439. Vgl. jedoch wegen der Bezeichnung gottes- 
dienstlicher Gebäude als „Kirchen“ für Altpreußen O. V. G. 43, 164 
(s. unten S. 108). 

20). O0. V. G. 16, 386; 31,418 (421). K> G4J. 21, 04 985:29, °C. W. 
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ordnung gezogen sind. Es handelt sich um Schranken 
allgemeiner Natur, um spezielle Schranken der Vereins- 
gesetzgebung und um andere Schranken polizeilicher Natur. 
a) Eine Schranke allgemeinster Natur bildet die Un- 
verletzlichkeit der staatlichen Rechtsordnung selbst. Un- 
bedingte Befolgung fordern stets die staatlichen Gesetze, 
niemand darf sich unter Berufung auf die Bekenntnis- 
freiheit über staatliche Vorschriften hinwegsetzen. So 
forderte schon der Westfälische Friede Gehorsam und Unter- 
werfung unter die Landesgesetze auch von den Angehörigen 
der geduldeten Religionsparteien: 
„sed einsmodi Landsassit. Vasalli et Subditi, in caeteris 
offieium suum cum debito obseqwio et subjectione adim- 
pleaut, nullisque turbationibus ansam praebeant.“ ®) 


Dasselbe bestimmte $ 146 der deutschen Reichsverfassung 
vom 28. März 1849 und bestimmt jetzt nach ihrem Vor- 
bilde in fast gleicher Form der Schlußsatz des Art. 12 
der Preuss. Verfassung: 

„Den bürgerlichen und siantshuhgenähen Pflichten 
darf durch die Ausübung der Religionsfreiheit kein 
Abbruch geschehen.“ 

Diese Schranke folgt aus dem Wesen des Staates von 
selbst. Jede staatliche Ordnung würde aufgelöst sein, 
falls jedermann sich unter Berufung auf sein Gewissen 
und seine religiöse Überzeugung von der Beachtung der 
staatlichen Gesetze selbst entbinden und sich der Erfüllung 
seiner Verbindlichkeiten eigenmächtig entziehen könnte. 
Der Schlußsatz des Art. 12, der dies noch ausdrücklich 
hervorhebt, hat somit materiell nur deklaratorische Be- 
deutung. 

Allgemeine Befolgung erheischt vor allen Dingen das 
Strafgesetz. Die Bekenntnisfreiheit gibt niemandem das 
Recht, straflos den Verboten und Geboten zuwider zu 
handeln, die der Staat zum Schutze der staatlichen, der 
gesellschaftlichen und der individuellen Rechtsgüter gegen 


») 3..P. O9 VG534. 
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Verletzung und Gefährdung unter Strafandrohung aufge- 
stellt hat. Strafbar ist als Doppelehe nach $ 171 St.-G.-B. 
die Vielweiberei, die nach manchen religiösen Anschau- 
ungen erlaubt (Islam) oder sogar geboten ist (Mormonen). ?) 
Strafbar wäre ein sakrales Menschenopfer oder ein ritu- 
aler Mord nach 8$ 211, 212 R.-St.-G.-B. in gleicher Weise, 
wie die vorsätzliche Tötung eines Menschen überhaupt. 

Eine strafrechtliche Sonderschranke gegenüber dem 
Mißbrauche der Kultusfreiheit durch Geistliche oder andere 
Religionsdiener, die staatliche Angelegenheiten in einer 
den öffentlichen Frieden gefährdenden Weise und unter 
den im Gesetze näher bestimmten sonstigen Umständen 
zum Gegenstande einer Verkündigung oder Erörterung 
machen, bildet der während des Kulturkampfes erlassene 
8130 aR.St.G.B. (sog. Kanzelparagraph oder lex Lutziana 
nach dem bairischen Ministerpräsidenten v. Lutz).”) Nach 
der Strafbestimmung des $ 67 des Ges. v. 6. Februar 
1875) darf ferner kein Geistlicher oder Religionsdiener 
zu den religiösen Feierlichkeiten einer kirchlichen Ehe- 
schließung schreiten, bevor ihm nachgewiesen wird, daß 
die Ehe vor dem Standesbeamten geschlossen ist, es sei 
denn, daß eine lebensgefährliche, einen Aufschub nicht 
gestattende Erkrankung eines der Verlobten vorliegt.°) 
Auch damit ist der Kultusfreiheit eine besondere Schranke 
gezogen. 

Niemand darf sich den ihm durch staatliche Vor- 
schriften auferlegten persönlichen oder sachlichen Leistungen 
entziehen. Jeder Staatsbürger hat der allgemeinen Wehr- 
pflicht zu genügen (Art. 57 R. V.) und darf nicht, weil 
seine religiöse Überzeugung ihr widerstreitet (Mennoniten), 
die Erfüllung dieser Pflicht verweigern. Niemand darf 
sich unter Berufung auf sein Gewissen der Pflicht ent- 


2) Über die mormonische Vielweiberei in Nordamerika vgl. Fried- 
berg S. 109 Note 50. Rothenbücher S. 133 f. 

3) Rösch S. 16 ff. Kahl 361 f. Schoen I S. 186. 

4) G. S.S. 23. 

5) Art. 46 III E. G. B. G. B.; vgl. Rösch S. 142 £f. 
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ziehen, zur eidlichen Bekräftigung seiner Aussage Gott 
als Zeugen der Wahrheit anzurufen. Niemand darf sich 
aus religiösen Gründen der Steuerpflicht‘) oder der Schul- 
pflicht (Art. 21 Pr. V. U.; 88 43 ff. A. L. R. II, 12) ent- 
ziehen. Kein Erziehungsberechtigter darf seine Kinder 
dem Schulbesuche aus religiösen Gründen fernhalten, auch 
der jüdische Hausvater hat seine Kinder an jedem Sonn- 
abende (Sabbathe) in die Schule zu schicken. Insbesondere 
sind Dissidenten‘) gehalten, ihre Kinder an dem öffent- 
lichen Religionsunterrichte teilnehmen oder ihnen ander- 
weit religiösen Unterricht in der gesetzlichen Art erteilen 
zulassen. (81117 AufIzsıRoH II, VA2y1 Artı521 1 Pr. VEOU.).9) 
Niemand darf auch seine Kinder von dem Religions- 
unterrichte der Volksschule aus dem Grunde fernhalten, 
weil der Unterricht nicht in ihrer Muttersprache gehalten 
werde (polnischer Schulstreik).. „Wenn eine Religions- 
gesellschaft die Bestimmung der Unterrichtssprache im 
Religionsunterrichte zum Glaubenssatze erheben wollte, 
so würde dies für den Staat nicht bindend sein; denn 
die Wahl der Unterrichtssprache wird vom Staate bestimmt, 
dessen Veranstaltung die Schule ist.“ °) 

Es ist nicht zu leugnen, daß die strenge Unter- 
werfung unter die Staatsgesetze unter Umständen zum 
Gewissenszwange führen kann. Aufgabe des Staates wird 
es dann sein, den Konflikt möglichst zu vermeiden oder 
einzuschränken, soweit dies mit dem allgemeinen Staats- 
wohle und der Gerechtigkeit gegenüber den anderen 
Staatsbürgern verträglich bleibt. „Es erscheint angemessener, 
durch Ausnahmegesetze, Dispensationen oder dergl. Hilfe 
zu schaffen, als sonst ehrenwerte und tüchtige Leute zu 
nötigen, entweder aus Furcht vor nachteiligen Folgen von 


6) Daher auch nicht der Schullast, da die ‘Schule selbst bei 
Konfessionalität Staatsanstalt ist. O. V. G. 24, 125. 

?) Über den Begriff s. K. G. J. 21 C. 42. 

8) Hue de Grais S. 425. Kahl, Toleranz S. 30. v. Kirchenheim 
S: 95." KG. J. 14, 368; 22:C.: 74; 32 C. 37. 

9) O0. V. G. 20, 183. R. G. St. 40, 55 (58). 
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Pflichten und Überzeugungen, die ihnen heilig gelten, 
sich loszusagen oder die Härte von Zwangsmaßregeln über 
sich ergehen zu lassen.“!’) Wieweit der Staat mit der- 
artigen Maßnahmen gehen darf, ist eine schwierige Frage 
der Staatspolitik. Auch die deutsche und preußische 
Gesetzgebung zeigt ein weitgehendes Entgegenkommen in 
dieser Richtung. So hat zwar Art. 57 R. V. die Befreiung 
der Mennoniten und Quäker von der Wehrpflicht auf- 
gehoben, indes ist noch heute durch $ 1 Abs. 2 des 
Kriegsdienstgesetzes vom 9. November 1867 in Verbindung 
mit der Kabinetts-Order vom 3. März 1868 der Militärbehörde 
die Möglichkeit gegeben, Wehrpflichtige solcher Religions- 
gesellschaften unter Berücksichtigung ihrer Glaubenssätze 
als Sanitätssoldaten, Trainfahrer oder Schreiber zu ver- 
wenden. Zur Vermeidung des kanonischen defectus plenae 
lenttatis bestimmt das Gesetz vom 8. Februar 1890), daß 
Militärpflichtige römisch-katholischer Konfession, die sich 
dem Studium der Theologie widmen, in Friedenszeiten 
während der Dauer des Studiums bis zum 1. April des 
siebenten Militärjahres zurückgestellt werden und, falls 
sie bis dahin die Subdiakonatsweihe empfangen haben, 
der Ersatzreserve überwiesen werden und von Übungen 
frei bleiben.'?) Reichsrechtlich ist der Landesgesetzgebung 
vorbehalten, den Mitgliedern solcher Religionsgesellschaften, 
die den Eid als Anrufung Gottes verwerfen, den Gebrauch 
gewisser Beteuerungsformeln anstelle des Eides zu ge- 
statten ($ 484 Z. P. O., $ 64 St. P. O.). So ermöglichen 
in Preußen die Kgl. Verordnung vom 11. März 1827 den 
Mennoniten und die Kabinetts-Order vom 19. November 
1836 den Philipponen die Bekräftigung ihrer Aussage vor 





10) Wilda S. 240. 

DIRIGADI' 8.03 Vol Mesa Sat. 

12) Evangelische Theologen sind von der Militärpflicht nicht 
befreit, werden indes im Beurlaubtenstande und in der Ersatzreserve 
zum Dienste mit der Waffe nicht herangezogen, sofern sie ein geist- 
liches Amt bekleiden; dasselbe gilt für Geistliche einer jeden mit 
Korporationsrechten versehenen Religionsgesellschaft. $65 des Reichs- 
militärgesetzes vom 2. Mai 1874. R. G. Bl. S. 45. 
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Gericht auf andere Weise.'?) Anderseits wird strafrechtlich 
der Gebrauch dieser Beteuerungsformeln der Ableistung 
des Eides gleich geachtet ($ 155 St. G. B.). Umgekehrt 
ist es wieder trotz der reichsrechtlichen Interkonfessionalität 
der Eidesformel'*) nicht für unzulässig zu erachten, daß 
der Schwörende besondere seiner Konfession entsprechende 
Zusätze anfügt, insofern diese mit Genehmigung des 
Gerichtes gemacht werden.'?) Die Befreiung vom Religions- 
unterrichtszwange erstrebte der Toleranzantrag des Zentrums 
von 1900, und dem wird auch von evangelischer Seite 
vielfach das Wort geredet.!‘) 

b) Notwendige Schranken zugleich der Bekenntnis- 
freiheit bilden die Schranken der Versammlungs- und Ver- 
einsfreiheit, die nach Art. 29, 30 Pr. V. U. selbst eines der 
vornehmsten Grundrechte ist. Das würde sich auch ohne 
besondere Gesetzesvorschrift von selbst verstehen, ist aber 
durch die Bezugnahme des Art. 12 auf den Art. 30, der 
seinerseits wieder auf den Art. 29 zurückweist, noch be- 
sonders klargestellt. Nach Art 29 sind alle Preussen be- 
rechtigt, sich ohne obrigkeitliche Genehmigung in ge- 
schlossenen Räumen friedlich und ohne Waffen zu ver- 
sammeln, während Versammlungen unter freiem Himmel 
einer vorgängigen Erlaubnis bedürfen. Nach Art. 30 haben 
alle Preußen das Recht, sich zu solchen Zwecken, die den 
Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, in Gesellschaften zu 
vereinigen (Abs. 1), nur politische Vereine dürfen Be- 
schränkungen und vorübergehenden Verboten unterworfen 
werden (Abs. 3). Zur näheren Ausführung dieser Vor- 
schriften sollte ein Gesetz ergehen (Abs.2). Dies Gesetz ist die 
„unter Zustimmung beider Kammern“ erlassene Kgl. Ver- 
ordnung über die Verhütung eines die gesetzliche Freiheit 
und Ordnung gefährdenden Missbrauches des Versammlungs- 


13) Hue de Grais S. 420. v. Kamptz, Jahrbuch 49, S. 175. 

14) 8483 2.P. 0,8 6. St. P. O. Fürstenau S. 188, 248, 

15) R. G. St. 10, 186. Weismann S. 180. a. A. v. Kirchenheim 
S. 9. 
16) Kahl, Toleranz S. 29. v. Salis S. 23 ff. 
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und Vereinigungsrechtes vom 11. März 1850.17) Soweit diese 
Verordnung die kirchlichen und religiösen Versammlungen 
und Vereine angeht, hat auch das neue Reichsvereinsge- 
setz vom 19. April 1908 '%) ihre Geltung unberührt ge- 
lassen. Dies muß selbst in sofern gelten, als darnach religiöse 
Vereine und Versammlungen landesgesetzlich weiterhin 
Beschränkungen unterworfen sind, deren die Vereine 
und Versammlungen mit weltlichen Zwecken reichsgesetzlich 
jetzt entledigt sind. Denn das Reichsvereinsgesetz hat 
sich gegenüber kirchlichen und religiösen Vereinen und 
Versammlungen jeder Einflußnahme grundsätzlich enthalten 
wollen und die etwaige Ausgleichung der Landesgesetz- 
gebung überlassen, die bisher in Preußen nicht eingegriffen 
hat. ?°) 

Die Verordnung vom 11. März 1850 gibt zunächst 
eingehende beschränkende Sondervorschriften über solche 
Versammlungen, in denen öffentliche Angelegenheiten 
erörtert oder beraten werden sollen (88 1, 3 bis 7), und 
über solche Vereine, die eine Einwirkung auf Öffentliche 
Angelegenheiten bezwecken ($ 2 Abs. 1 und 2). Im 
Hinblick hierauf erhebt sich die Frage, ob als dergleichen 
Vereine und Versammlungen ohne weiteres insbesondere 
alle kirchlichen und religiösen Vereine und Versammlungen 
anzusehen sind. Die Frage ist zu bejahen. Sie ist für 
die kirchlichen und religiösen Vereine mit Korporations- 
rechten im Gesetze selbst ausdrücklich bejaht, indem die 
korporierten religiösen Vereine von den gesetzlichen Beschrän- 
kungen (88 1, 2 Abs. 1, 2) besonders ausgenommen sind 
($ 2 Abs. 3). Daraus ergibt sich mit dem Schlusse vom 
Gegenteil als Folge, daß die kirchlichen und religiösen 
Vereine ohne Korporationsrechte und deren Versammlungen 
den beschränkenden Bestimmungen der Verordnung (Anzeige 
der Versammlung, Einreichung der Statuten und des Mit- 
gliederverzeichnisses bei der Ortspolizeibehörde, Über- 





17) G. 8.8. 9. 
18) 8 24 R. G. Bl. S. 151. Siehe oben S. 29. 
19) Delius S. 58. 
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wachung der Versammlung durch die Ortspolizeibehörde) 
allerdings unterliegen. So ist die Frage denn auch von 
jeher in der Rechtslehre?®) und in der Rechtsprechung, 
sowohl des früheren preußischen Obertribunals”') wie jetzt 
des Oberverwaltungsgerichtes ?’), namentlich auch mit Rück- 
sicht auf die Entstehungsgeschichte des Gesetzes entschieden 
worden. Einen abweichenden Standpunkt hat freilich 
neuerdings das Kammergericht eingenommen.?) Das 
Kammergericht erkennt zwar an, daß die Religion als eine 
wesentliche Grundlage der ganzen sozialen und staatlichen 
Ordnung betrachtet werden müsse und daß daraus folge, 
daß Vereine, die eine Einwirkung auf die Religion, d. h. 
die religiösen Interessen der Gesamtheit oder eines großen 
Teiles der Gesamtheit bezwecken, den Bestimmungen des 
$ 2 unterstehen. Dagegen sei eine solche Absicht dort 
nicht vorhanden, wo es sich lediglich um die Einwirkung 
auf das Verhalten der Vereinsmitglieder selbst in religiöser 
und kirchlicher Beziehung handele. Darnach soll also die 
Frage jedesmal nach Lage des einzelnen Falles zu ent- 
scheiden sein. Diese Anschauung ist indes nicht als richtig 
anzuerkennen und würde auch in ihrer praktischen An- 
wendung auf große Schwierigkeiten stoßen. 

Noch weiter gehenden Beschränkungen unterwirft die 
Verordnung solche Vereine, die bezwecken, politische 
Gegenstände in ihren Versammlungen zu erörtern. Diese 
sog. politischen Vereine dürfen keine Frauen, Schüler oder 
Lehrlinge als Mitglieder aufnehmen und an ihren Ver- 
sammlungen und Sitzungen dergleichen Personen nicht 
teilnehmen lassen (8 8). Es ist daher weiter zu fragen, 
ob ein kirchlicher oder religiöser Verein auch jedesmal 
als ein politischer Verein im Sinne des Gesetzes zu gelten 
hat. Diese Frage ist unbedenklich zu verneinen.?'!) Als 


20) Fürstenau S. 220 ff. Delius S. 525 f. 

21) Obtr. 76, 398. 

22) 0. V. G. 22. 404; 42, 411. 

23) K. G. J. 25 C 25; 31 C 33 (anders K. G. J. 9, 274). 
24) a. A. nur v. Roenne II S. 159 Anm. 1. 
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Gegenstände der Politik sind nur anzusehen die Angelegen- 
heiten des Staates, soweit sie dessen innere Verfassung 
und Verwaltung sowie die Stellung der Untertanen und 
die Verhältnisse zu anderen Staaten betreffen. Diese 
Gegenstände sind aber ihrer ganzen Natur nach wesentlich 
verschieden von den religiösen Gegenständen.?”°) Anderen- 
falls wäre die Konsequenz, daß Frauen, Schüler und Lehr- 
linge von den gottesdienstlichen Zusammenkünften aus- 
geschlossen wären. Immerhin ist anzuerkennen, daß unter 
Umständen ein religiöser Verein zugleich zu einem poli- 
tischen werden kann. 

Öffentliche Versammlungen unter freiem Himmel be- 
dürfen nach der Verordnung der vorgängigen schrift- 
lichen Genehmigung der Ortspolizeibehörde, die 48 Stunden 
vorher einzuholen ist, indes nur versagt werden kann, 
wenn aus der Abhaltung der Versammlung Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung zu befürchten ist (8 9). 
Diesen Versammlungen werden öffentliche Aufzüge in 
Städten und Ortschaften oder auf Öffentlichen Straßen 
gleichgestellt ($ 10 Satz 1). Durch die Ausnahme des 
S 2 Abs. 3 nicht betroffen, bestehen diese Beschränkungen 
auch für die mit Korporationsrechten versehenen Religions- 
gesellschaften. Deshalb bedürfen der Genehmigung auch 
ein evangelischer oder katholischer Prediger zur Abhaltung 
einer Predigt im Walde oder zur Feier des Gottesdienstes am 
Totensonntag auf dem Kirchhofe selbst. Dagegen bedürfen 
weder der vorgängigen Genehmigung noch selbst einer An- 
zeige gewöhnliche Leichenbegängnisse, sowie die Züge der 
Hochzeitsversammlungen, wo diese hergebracht sind, °°) kirch- 
liche Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge, wenn sie 
in einer an dem betreffenden Orte ?”) hergebrachten Art 
stattfinden (8 10 Satz 3). Soweit dagegen Leichenbegäng- 


25) Erk. des Obtr. v. 7. April 1853 in Goltdammers Archiv I 
S. 380. Fürstenau S. 222 £. 

26) Jetzt reichsrechtlich entsprechend bestimmt durch $ 9 Abs. 2 
des Reichsvereinsgesetzes. 

27) O. V. G. 36. 429. 
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nisse als „ungewöhnliche“ anzusehen sind, d. h. soweit 
sie über den Zweck der Leichenbestattung unter religiösen 
Feierlichkeiten hinausgehen oder durch die besondere Art 
ihrer Ausführung die öffentliche Ordnung gefährdet wird °®), 
soweit kirchliche Prozessionen, Wallfahrten und Bittgänge 
nach Ort, Zeit, Form und Bedeutung ?®) nicht hergebracht 
sind, bedürfen auch sie der polizeilichen Genehmigung, 
wobei es gleichgiltig ist, ob es sich um einen einfachen 
religiösen Verein oder um eine Religionsgesellschaft mit 
Korporationsrechten handelt. Unwesentliche Abweichungen 
von der hergebrachten Art können freilich nicht in betracht 
kommen ’"), wie es auch unerheblich ist, ob die Prozession 
schon beim Inkrafttreten des Vereinsgesetzes hergebracht 
war oder ob die hergebrachte Art sich erst später her- 
ausgebildet hat. °!) 

Eine Sprachenbeschränkung für öffentliche Versamm- 
lungen kennt das preußische Recht nicht, sowenig die 
Verfassung wie das Vereinsgesetz. ?’) Dabei ist es also 
zugunsten der Versammlungen religiöser Vereineabweichend 
von $ 12 des Reichsvereinsgesetzes verblieben. 

c) Sonstige polizeiliche Schranken der Bekenntnis- 
freiheit ergeben sich in vielfacher Hinsicht aus der all- 
gemeinen Rechtsvorschrift des oft genannten $ 10 des 
Allgemeinen Landrechtes II, 17, der umfassend verordnet: 


„Die nötigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung 
der dem Publiko oder einzelnen Mitgliedern desselben 
bevorstehenden Gefahr zu treffen, ist das Amt der 
Polizei.“ 
So bedarf im einzelnen die Errichtung eines gottesdienst- 
lichen Gebäudes der baupolizeilichen Genehmigung, wie 
28):0. V.G. 31, 418; K. G. J. 12, 238; 13, 370; 19, 303; 21,..C 8. 
29) K. G. J. 10, 252. Delius S. 540. 
80) 0. V. G. 36, 429 (431). A. A. K. G. J. 10, 252. 
31) O0. V. G. 36, 429 (430). A. A. Obtr. bei Oppenhoff, Recht- 
sprechung Bd. 19, 298. 
32) 0. V. G. 1, 347; 43, 432 (437). 
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die Errichtung eines anderen Gebäudes.’’) So ist die 
Polizeibehörde im sicherheitspolizeilichen Interesse un- 
bedenklich für befugt zu erachten, auch eine religiöse 
Versammlung von einem Raume fernzuhalten und die 
Ausübung des Gottesdienstes in diesem Raume zu unter- 
sagen, falls dem Versammlungsgebäude der Einsturz droht.**) 
Aus demselben Gesichtspunkte erscheint es rechtlich zu- 
lässig, daß die Polizeibehörde die äußerste Grenze der 
Zahl der Versammlungsteilnehmer bestimmt, deren Inne- 
haltung sie im sicherheitspolizeilichen Interesse zu er- 
zwingen berechtigt ist, wenn der besondere bauliche Zu- 
stand des zur Gottesverehrung bestimmten Raumes die 
Annahme rechtfertigt, daß die Versammlung einer größeren 
Anzahl Menschen, als an sich Platz finden könnte, eine 
Gefährdung der Versammelten mit sich bringen würde.°) 
So kann die Polizei bei Überfüllung einer Kirche neue 
Kirchgänger zurückweisen und sie an der Teilnahme am 
Gottesdienste hindern, wenn durch massenhaftes Nach- 
strömen des Publikums eine Gefährdung der zum Gottes- 
dienste bereits Versammelten eintreten würde.’®) So steht 
der Polizeibehörde die gleiche Befugnis im gesundheits- 
polizeilichen Interesse zu, falls der betreffende Ver- 
sammlungsraum mit einer Ansteckungsgefahr behaftet ist 
oder sonst Gefahr für die Gesundheit der Versammlungs- 
teilnehmer besteht.?) Auch die übermässige Benutzung 
der Glocken kann ein Einschreiten der Ortspolizei auf 
grund des $ 10 A. L. R. I, 17 rechtfertigen. Dagegen 
verstößt das Einläuten des Gottesdienstes, gleichviel welcher 
Religionsgemeinschaft, an sich noch nicht gegen die öffent- 
liche Ruhe und Ordnung, sondern allenfalls nur gegen 
die äußere kirchliche Ordnung, deren Schutz jedoch in 
Preussen regelmäßig nur der Landespolizei zusteht.’®) Aus 





a) 0. 


V. G. 37, 439 (443). Vgl. SS 65 ff. A.L.R.L 8. 
34) 0. V. G. 6, 370 (873); 42, 411 (416). 
35), 0.1V+G#6370.1373): 
36) 0. V. G. 42, 411; 6, 370. Arndt S. 115. 
BT,OFVSG-16, 310 (373); 11382 BSTT). 
8) O. V.,G. 31, 423 (426);.8Snten S.2125°8. 
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dem Gesichtspunkte des $ 10 A. L. R. II, 17 kann weiter 
ein Einschreiten der Polizeibehörde selbst gegenüber her- 
gebrachten kirchlichen Prozessionen, Wallfahrten oder 
Bittgängen gerechtfertigt erscheinen. Durch $& 10 des 
Preußischen Vereinsgesetzes, der in dieser Hinsicht nach 
S$ 24 des Reichsvereinsgesetzes noch in Geltung steht, ist 
es nicht ausgeschlossen, daß auch einer nur in der 
hergebrachten Weise stattfindenden kirchlichen Pro- 
zession oder Wallfahrt auf grund anderer gesetzlicher 
Bestimmungen entgegengetreten wird. Keineswegs steht 
die Bestimmung des $ 10 dem Erlasse einer polizei- 
lichen Anordnung für den Fall entgegen, wenn die 
hergebrachte Prozession oder Wallfahrt ausnahmsweise 
und nach den besonderen Umständen des Einzelfalles die 
öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden oder durch 
den mit ihnen verbundenen nicht gemeinen Gebrauch der 
öffentlichen Straßen den Verkehr hemmen sollten. °®’”) Denn 
die Ausnahmebestimmung des 8 10 beruht nur auf der 
Erwägung, daß diese Aufzüge, eben weil sie seit Jahren 
stattgefunden haben, in der Regel zu einem polizeilichen 
Einschreiten keinen Anlaß geben werden. Nicht hat damit 
ein subjektives Recht verliehen werden sollen, insbesondere 
kein Recht, durch das jene kirchlichen Aufzüge von jeder 
beschränkenden oder untersagenden Einwirkung der Polizei 
befreit wären. Eine Störung der Öffentlichen Ordnung 
durch eine Prozession oder Wallfahrt kann insbesondere 
auch dann gegeben sein, wenn durch diese nur der Gottes- 
dienst einer im Staate öffentlich aufgenommenen anderen 
Religionsgesellschaft gestört wird, da staatsrechtlich der 
öffentliche Gottesdienst einer solchen Religionsgesellschaft 
Gegenstand (Teil) der öffentlichen Ordnung ist.‘') Als ein 
Teil der öffentlichen Ordnung im Sinne des $ 10 A.L.R.II, 17 
hat aber im Preußischen Staate nach seiner geschichtlichen 
und verfassungsmäßigen Gestaltung (Art. 14 V. U.) die 
christliche Religion schlechthin zu gelten. Darnach er- 


39) 0. V..G. 23, 409 (414). 
40) O. V. G. 23, 409 (415); 36, 429 (434). 
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scheint die Polizei auch befugt, die öffentliche Aufführung 
eines Theaterstückes, das einen Angriff auf die christliche 
Religion enthält, auf grund des $ 10 A.L.R. II, 17 zu 
verbieten.*!) Nicht minder kann die Polizeibehörde gegen 
religiöse Versammlungen im Interesse der öffentlichen 
Ordnung einschreiten, wo das Singen von Liedern religiösen 
Inhaltes nach weltlichen Melodien von Liedern bekannten 
obszönen Inhaltes stattfindet, dagegen bildet das Zugrunde- 
legen von weltlichen Melodien bei Liedern religiösen 
Inhaltes an sich einen Grund zu polizeilichem Einschreiten 
nicht (Heilsarmee).*‘) Eine ähnliche Schranke der Be- 
kenntnisfreiheit und zugleich der Gewerbefreiheit findet 
sich in $ 56 Nr. 12 der Gewerbeordnung. Darnach sind 
vom Feilbieten und Aufsuchen von Bestellungen im Umher- 
ziehen ausgeschlossen Druckschriften, insofern sie in (sitt- 
licher oder) religiöser Beziehung Ärgernis zu geben geeignet 
sind. Auch hiergegen kann ein polizeiliches Einschreiten 
stattfinden, falls dem Verbote zuwider gehandelt wird.”?) 

Ist ein polizeiliches Einschreiten gegen die Benutzung 
von Krematorien zur Verbrennung menschlicher Leichname 
gerechtfertigt? Diese neuerdings praktisch stark hervor- 
tretende Frage ist auf dem Boden der bisher geltenden 
Rechtsordnung allerdings zu bejahen. Zwar nicht aus 
dem Gesichtspunkte des Schutzes der kirchlichen Interessen, 
wohl aber wegen der damit verbundenen Gefährdung der 
. öffentlichen Ordnung, da die bis heute geltenden Gesetzes- 
vorschriften über das Leichenwesen ausschließlich die Be- 
stattung mittels Beerdigung zur Voraussetzung haben und 
es nach der jetzigen Rechtsordnung nicht möglich ist, 
die dem Staate zustehenden Rechte gegenüber der Feuer- 
bestattung ausreichend zur Geltung zu bringen. Ausge- 
schlossen wäre insbesondere eine Anwendung des $ 87 
St. P.O. über die Ausgrabung von Leichen.**) 


#1) O0. V. G. 43, 300 (Drama von Paul Heyse „Maria von Magdala“) 
42). 0. V. G..31, 409 (411). v. Salis 5. 38£. 

#8) 0. V. G. 48,313. 

44). 0, V. G. 52, 290 
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2. Eine außerordentliche reichsgesetzliche Schranke 
gegenüber dem Art. 12 der Pr. V.U. stellt $ 1 des Jesuiten- 
gesetzes vom 4. Juli 1872 auf*°), der noch gegenwärtig 
gilt. Darnach sollen der Orden der Gesellschaft Jesu 
und die ihm verwandten Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen '%), weil sie für staatsgefährlich erachtet 
wurden, vom Gebiete des deutschen Reiches ausgeschlossen 
sein. Ausgeschlossen ist damit auch jede Ordenstätigkeit 
der Mitglieder des Ordens oder der Kongregationen, ins- 
besondere das Halten öffentlicher religiöser Vorträge von 
Ordensmitgliedern.!) Durch den $ 2 des Reichsjesuiten- 
gesetzes war ferner bestimmt, dass Angehörige des Ordens 
der Gesellschaft Jesu oder der ihm verwandten Orden 
und ordensähnlichen Kongregationen, wenn sie Ausländer 
wären, aus dem Bundesgebiete ausgewiesen werden könnten, 
Inländern aber der Aufenthalt in bestimmten Bezirken 
oder Orten versagt oder angewiesen werden dürfe Zu 
berühren ist hier sodann das sog. Expatriierungsgesetz vom 
4. Mai 1874°°), betreffend die Verhinderung der unbefugten 
Ausübung von Kirchenämtern. Darnach sollte einem Geist- 
lichen oder einem anderen Religionsdiener, der durch 
gerichtliches Urteil aus seinem Amte entlassen war und 
hierauf eine Handlung vorgenommen hatte, aus der hervor- 
ging, daß er die Fortdauer des ihm entzogenen Amtes 
beanspruchte, durch Verfügung der Landespolizeibehörde 
ebenfalls der Aufenthalt in bestimmten Bezirken oder 
Orten versagt oder angewiesen werden können. Wofern 


45) R. G. Bl. S. 253. Giese S. 278 ff. 

#6) Darüber, welche Orden und Kongregationen dem Jesuiten- 
orden wesensverwandt sind, hat nach $ 3 des Gesetzes der Bundesrat 
zu befinden. Gegenwärtig gelten als verwandt nur noch die Kongre- 
gation der Lazaristen (Congregatio Missionis) und die Gesellschaft vom 
heiligen Herzen Jesu (Societe du sacre coeur de Jesus) S. Bekannt- 
machungen des Reichskanzlers vom 20. Mai 1873 R. G. Bl. S. 109 
und vom 18. Juli 1894 R. G. Bi. S. 503. 

€”) Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 5. Juli 1872. 
R. G. BI 2341 ORV.G. 37,430: 

48) R. G. Bl. S. 43. 
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aber die Handlung in der ausdrücklichen Anmaßung des 
Amtes oder in dessen tatsächlicher Ausübung bestand 
oder der landespolizeilichen Verfügung zuwidergehandelt 
war, sollte der Geistliche oder Religionsdiener durch Ver- 
fügung der Zentralbehörde seines Heimatsstaates sogar 
seiner Staatsangehörigkeit verlustig erklärt und aus dem 
Bundesgebiete ausgewiesen werden können. Verstand sich 
die gegen Ausländer getroffene Bestimmung des $ 2 des 
Jesuitengesetzes ohnehin von selbst, so unterlag die letzt- 
erwähnte Vorschrift des Expatriierungsgesetzes schweren 
völkerrechtlichen Bedenken.*’) Inzwischen sind sowohl 8 2 
des Jesuitengesetzes, wie das Expatriierungsgesetz über- 
haupt wieder aufgehoben.’’) Sie gehörten der Zeit des 
sog. Kulturkampfes an und mussten mit dessen Beilegung 
ihr natürliches Ende finden.°') 

Ungleich umfassender und nachhaltigerhatdiepreußische 
Gesetzgebung im letzten Viertel des vorigen Jahrhunderts auf 
dem Gebiete des Ordenswesens eingegriffen.’”) Nach dem 
preußischen Ordensgesetze vom 31. Mai 1875°°) sollen alle 
Orden und ordensähnlichen Kongregationen der katholischen 
Kirche von dem Gebiete der Preußischen Monarchie aus- 
geschlossen und ihnen die Errichtung von Niederlassungen 
untersagt sein ($ 1). Die bestehenden Niederlassungen 
sollen binnen sechs Monaten durch die Staatsbehörden 
aufgelöst werden (8$ 1, 4). Nur Niederlassungen derjenigen 
Orden oder ordensähnlicher Kongregationen die sich aus- 
schließlich der Krankenpflege widmen, sollen fortbestehen, 
auch diese können jedoch jederzeit durch Königliche Ver- 
ordnung aufgehoben werden ($ 2)°%). Hieran ist in Preußen 
auch nach der Beendigung des Kulturkampfes grundsätzlich 


49) vgl. Hinschius-Marquardsen S. 332. 

50) dieses durch Reichsgesetz vom 6. Mai 1890 R. G. Bl. S. 65, 
jener durch Reichsgesetz vom 8. März 1904 R. G. Bl. S. 139. 

51) vgl. Hinschius-Marquardsen S. 331 f. 


52) Giese S. 284 ff. Zorn K. R. S. 326f. Hinschius-Marquardsen 
S. 310 ff. 


53) G. S. S. 217. 
54) Giese S. 364f. 


festgehalten worden, so daß noch gegenwärtig an sich das 
Ausschlußprinzip in Geltung steht. Jedoch haben die Aus- 
nahmen inzwischen einen so weitgehenden Zuwachs er- 
fahren, daß das urprüngliche Verhältnis von Regel und 
Ausnahme praktisch fast ins Gegenteil verkehrt ist und 
nur verschwindend wenige Arten katholischer Orden heute 
noch vom preußischen Staatsgebiete ausgeschlossen sind. 
Nachdem schon die Novellen vom 14. Juli 1880 Art. 6°°) 
und vom 21. Mai 1886 Art. 13°) beträchtliche Erweiterungen 
gebracht hatten, bestimmte die Novelle vom 29. April 1887 
Art.581°%): „Im Gebiete der Preußischen Monarchie werden 
wieder zugelassen diejenigen Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen der katholischen Kirche, welche sich der 
Aushilfe in der Seelsorge, der Ausübung der christlichen 
Nächstenliebe, dem Unterrichte und der Erziehung der 
weiblichen Jugend in höheren Mädchenschulen und gleich- 
artigen Erziehungsanstalten widmen, oder deren Mitglieder 
ein beschauliches Leben führen.“ Die Mission als selb- 
ständiger Ordenszweck ist ausgeschlossen, doch dürfen die 
zugelassenen Orden und Kongregationen Missionare für 
den Dienst im Auslande ausbilden und hierfür besondere 
Zweigniederlassungen einrichten (Art.5 83). Ferner dürfen 
Mitglieder zugelassener Orden und Kongregationen überall 
die Messe abhalten und Sakramente spenden (Art. 285 
Abs. 2). Die Zulassung beruht hiernach auf „der gesetz- 
lichen Fixierung der Ordenszwecke“.°®) Sie gibt das Recht 
zur Errichtung von Niederlassungen und zur freien Ent- 
faltung der Ordenstätigkeit. Neue Niederlassungen be- 
dürfen jedoch immer erst der Aufsichtsgenehmigung der 
Minister des Inneren und der geistlichen Angelegenheiten, 
und zur Erteilung dieser Genehmigung sind die Minister, 
auch wenn sonst keine Bedenken obwalten, nicht ver- 
pflichtet, sondern stets nur „ermächtigt“.°’) Eine Nieder- 


55) G. S. S. 285. 56) G. S. S. 147. 8T),G. S. S..127. 

58) Zorn K. R. S. 328. Giese S. 286. 

59) Novelle vom 14. Juli 1880 Art. 6; Novelle vom 21. Mai 1886 
‚Art. 13; Novelle vom 29. April 1887 Art. 5 $S$ 2, 3. Giese S. 292 ff. 
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lassung ohne staatliche Genehmigung ist unter allen Um- 
ständen unerlaubt und kann von der Landespolizeibehörde 
mit den gesetzlichen Mitteln aufgehoben werden.‘ Zu 
betonen ist schließlich nochmals, daß trotz aller Ausnahmen 
nach wie vor die katholischen Orden und Kongregationen 
in Preußen grundsätzlich nicht zugelassen sind und jede 
weitere Zulassung nur auf dem Wege der Gesetzgebung 
geschehen kann. Durch das Reichsvereinsgesetz vom 
19. April 1908 sind die Vorschriften des Landesrechts über 
geistliche Orden und Kongregationen überall lediglich un- 
berührt geblieben ($ 24). 

3. Nur eine formale Schranke der Bekenntnisfreiheit, 
wenn überhaupt eine Schranke, bildet das Unterscheidungs- 
jahr (annus discretionis).*!) Die Religionsmündigkeit oder 
die religiöse Handlungsfähigkeit (Geschäftsfähigkeit) ist 
namentlich auch in Altpreußen im Anschluß an ein conclusum 
des corpus Evangelicorum vom 12./14. April 1752 auf das 
zurückgelegte 14. Lebensjahr festgesetzt ($ 84 A. L. R. 
II, 2).°%) Von diesem Zeitpunkte an steht also dem Kinde 
selbst die Wahl seines religiösen Bekenntnisses frei. Der 
Toleranzantrag des Zentrums sah eine Herabsetzung des 
Termines auf das vollendete 12. Lebensjahr vor. 

Eine materielle eigentümliche Schranke besteht da- 
gegen insofern, als der Erziehungsberechtigte eines noch 
nicht 14 Jahre alten Kindes in der religiösen Erziehung 
des Kindes gesetzlich beschränkt ist. Das B. G. B. trifft 
über die religiöse Erziehung der Kinder keine besonderen 
Vorschriften, überläßt vielmehr die Regelung den Landes- 
rechten (Art. 134 E. G.), die im einzelnen außerordentlich 
verschieden sind. Vornehmlich steht die religiöse Er- 
ziehung der Kinder aus Mischehen in Frage. Mit bezug 
hierauf entscheidet für Altpreußen, Rheinland und West- 
falen die Deklaration vom 21. November 1803°°) in Ver- 
60) Urteil des 0. V. G. vom 18. Mai 1898 (bei Giese $. 293). 

61) Kahl: S. 293. v. Salis S. 20 ff. Stutz S. 911. v. Kirchenheim 
S. 354. 


62) Schmidt S. 84 ff. 
63) N.°C:-C. XL. S. 1931. 
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bindung mit der Kabinettsorder vom 17. August 1825°%) 
dahin, daß Kinder aus gemischten Ehen bis zum voll- 
endeten 14. Lebensjahre ohne Unterschied des Geschlechtes °°) 
der Religion des Vaters folgen sollen, bei Einigkeit der 
Eltern über den zu erteilenden Religionsunterricht jedoch 
niemand ein Recht zum Widerspruche haben soll. Im 
übrigen entscheiden für die landrechtlichen Gebiete die 
SS Tr ff. A. L. R. I, 2. Darnach bleibt auch nach dem 
Tode des Vaters dessen Religion maßgebend, selbst wenn 
dieser seine Religion gewechselt hatte, nur eine Änderung 
in der letzten Krankheit soll nicht beachtet werden (8 81). 
Hat indes der Vater sein Kind mindestens das ganze letzte 
Jahr vor seinem Tode in dem Glaubensbekenntnisse seines 
Ehegatten unterrichten lassen, so ist dieses beizubehalten 
($ 82). Streitig ist, ob hierfür auch ein anderweit aus- 
gedrückter Wille des Vaters genügt, insbesondere die Zu- 
wendung des Kindes zu einem anderen Glaubensbekennt- 
nisse als dem seinigen durch die Taufe.°%) Die herrschende 
Praxis hält sich an den Wortlaut der Deklaration und 
verneint die Frage.°”) Verträge der Ehegatten, welche 
die religiöse Erziehung der Kinder von den gesetzlichen 
Bestimmungen abweichend regeln, sind nicht rechts- 
verbindlich. Daß diese landrechtlichen Vorschriften auch 
für die Erziehung von Kindern aus ungemischten (kon- 
fessionell einheitlichen) Ehen gelten, ist mit der Praxis 
zu bejahen.‘®) Fragwürdig erscheint dagegen der vom 
Kammergerichte vertretene Grundsatz, daß bei ungemischter 
Ehe der Vater auch als berechtigt angesehen werden 
müsse, die gemeinschaftlichen Kinder ohne Rücksicht auf 





EDEN AAL. 

65) Nach dem Geschlechte unterschied $ 76 A. L. R. II, 2. 

66) Dernburg B. R. IV. S. 276 (insbes. Note 10). 

67) K.G. J. 4, 78; 5, 65; 9, 44; 20 A. 245; 33 A 83. Der Satz gilt 
jedoch schlechthin nur für Kinder aus konfessionell gemischten Ehen 
(zwischen Angehörigen verschiedener christlicher Konfessionen), nicht 
für Kinder aus religiös gemischten Ehen (zwischen Christen und 
Nichtehristen, insbesondere Juden) K. G. J. 32 A 58. 

68) K. G. J. 22 A 225; 24 A 30; 28 A 14; 33 A 82. 


78 


den Willen der Mutter in einem anderen als seinem eigenen 
Glaubensbekenntnisse unterrichten zu lassen.‘®) 

Uneheliche Kinder sind nach $ 642 A.L.R. II, 2, der 
durch Art. 89 N. 1c des pr. A.G. B. G.B. noch ausdrück- 
lich aufrechterhalten ist, bis zum geendigten 14. Lebens- 
jahre schlechthin im jeweiligen Glaubensbekenntnisse der 
Mutter zu erziehen, ohne dass diese selbst mit Zustimmung 
des Vormundes hiervon abweichen könnte. ‘°) 


$ 3. Die Rechtsstellung der Religionsgemeinschaften 
(Rechtsformen und Wertunterschiede). 


v. Bonin S. 114—131 — Biermann S. 464—468, 472—483, 
504—509 — Delius S. 523—534 — Dernburg B.R. I S. 181—186, 
216—219, 227 £f., 243 ff. — Frantz S. 321—326 — Friedberg S. 95—108, 
537 ff. — Fürstenau S. 223 ff., 253 ff. — Greiff S. 34—46 — Hinschius- 
Marquardsen S. 359 ff., 249—266, 279 ff., 336 ff. — Kahl S. 324—343, 
349, 332 — Kahl K.R. S. 274 ff. — Kahl, Handelsgesellschaften — 
v. Kirchenheim S. 57 ff. — G. Meyer S.771— 790 — Niedner S.199—246 — 
v. Roenne II S. 153 ff. — Schoen I S. 169, 170 ff., 304 ff. — v. Schulze 
II S. 483 ff., 515 ff., 530 ff. — v. Stengel S. 550 ff. — Stutz S. 914 ff. — 
Zom K.R. S. 219 ff., 442 ff. 


Dreifach sind die Rechtsformen, in die sich die 
einzelnen Religionsgemeinschaften eingliedern lassen. Als 
Grundtypen lassen sich unterscheiden Religionsgemein- 
schaften ohne Rechtspersönlichkeit (einfache Religions- 
vereine), Religionsgemeinschaften mit Rechtspersönlichkeit 
des Privatrechtes (Religionsgesellschaften), Religionsgemein- 
schaften mit Rechtspersönlichkeit des öffentlichen Rechtes 
(Kirchen). 


6) K. G. J. 283 A 15; 33 A 833. 
70) K. G. J. 8, 50; 22 A 230; 25 A 21 (anders bei adoptierten 
unehelichen Kindern K. G. J. 22 A 233). 
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Der Verschiedenheit der äusseren Rechtsformen ent- 
sprechen weitgehende materielle Unterschiede in privat- 
rechtlicher und öÖffentlich-rechtlicher Hinsicht. In Frage 
steht die nähere Ausgestaltung der Rechtsverhältnisse im 
Sinne des jus reformandı priviegia. Die Gründe der 
Differenzierung liegen nahe. Maßgebend sind besonders 
die geschichtliche Vergangenheit der Gemeinschaft, die 
Zahl ihrer Mitglieder, die sittliche Bedeutung und die 
staatsfreundliche Gesinnung ihres Bekenntnisses. Die 
absolute Gleichstellung aller Religionsgemeinschaften nach 
dem Vorbilde des $ 17 Abs. 2 der deutschen Grundrechte 
von 1848 ist fast in keinem deutschen Staate verwirklicht.) 
Vorzüglich erfreut sich die christliche Kirche als solche 
der Wertschätzung des Staates. In diesem Sinne bestimmt 
Art. 14 der Pr. V. U., daß die christliche Religion allen Ein- 
richtungen des Staates, die mit der Religion im Zusammen- 
hange stehen, zugrunde gelegt werden soll. Keineswegs 
sollte hiermit der Idee des christlichen Staates mit einem 
künstlich abstrahierten Christentume (Staatschristentum) 
praktisch Eingang verschafft werden.?) 

Ist auch in Preußen, im Gegensatze zu anderen 
deutschen Gliedstaaten, namentlich im Gegensatze zu 
Bayern’), selbst die öffentliche Religionsübung allgemein 
freigegeben (Art. 12 V.U.), so steht doch auch in Preußen 
die gegenwärtige Rechtsstellung der verschiedenen Reli- 
gionsgemeinschaften überhaupt im engsten Zusammen- 
hange mit der ganzen geschichtlichen Entwickelung der 
Bekenntnisfreiheit und kennzeichnet erst vollkommen deren 
heutigen Stand. Sie ist deshalb hier des näheren zu er- 





!) Abgeschwächt besteht sie besonders in Sachsen-Koburg und 
Sachsen-Gotha nach $ 35 des Staatsgrundgesetzes vom 3. Mai 1852. 
Vgl. Rieker S. 433; Kahl S. 226, S. 322. 

2) „Angeregt durch die heilige Allianz von 1815 und seit 1847 
oft literarisch und parlamentarisch verfochten (Stahl)*. Stutz S. 905. 
Kahl S. 271 ff. Hinschius-Marquardsen S. 240 ff. 

3) wo die öffentliche Ausübung des Kultus nur den öffentlich 
rechtlichen Korporationen („öffentlichen Kirchengesellschaften“) 
zukommt. Kahl S. 328, S. 343f. Rieker S. 338f. Hinschius S. 1021f. 
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örtern. Ausgeschlossen bleibt indes zunächst der besondere 
öffentlich-rechtliche Schutz, der den verschiedenen Reli- 
gionsverbänden staatlich zuteil wird. 


1. Religionsgemeinschaften ohne Reehtspersönlichkeit 
oder einfache Religionsvereine. 


Dergleichen Vereine können sich jederzeit frei bilden. 
Gegenwärtig bestehen als einfache Religionsvereine in 
Preußen insbesondere die Gemeinden der Anglikaner, 
Darbysten, Deutschkatholiken, Irvingianer, Methodisten, 
Nazarener, Quäker und die freien evangelischen Gemein- 
schaften. 

Grundsätzlich steht der Religionsverein ohne Rechts- 
persönlichkeit jedem anderen im Staate bestehenden 
nicht rechtsfähigen Vereine gleich. In privatrechtlicher 
Hinsicht finden auch auf solche Vereine die Vor- 
schriften des B. G. B. über die Gesellschaft Anwen- 
dung (88 54, 705—740 B. G. B.). Diese sind indes zum 
großen Teile nicht zwingender, sondern nachgiebiger 
Natur und können also durch Vereinssatzungen geändert 
werden. Eine solche Modifikation ist auch geboten, 
da sonst eine Gesellschaft entstände und kein Verein. 
Zwischen beiden besteht aber ein erheblicher Wesens- 
unterschied. Im Gegensatze zur Gesellschaft besteht das 
Wesen des Vereines darin, daß die behufs Erreichung eines 
gemeinsamen Zweckes zu einer dauernden Verbindung zu- 
sammengetretenen physischen oder juristischen Personen 
dieser Verbindung eine die wesentlichen Merkmale korpo- 
rativer Organisation enthaltende Gestaltung gegeben haben, 
die einen Gesamtnamen führt und bei welcher ein Wechsel 
im Mitgliederbestande nicht nur vermöge besonderen Aus- 
nahmerechtes, sondern naturgemäß infolge des Wesens 
der Vereinigung stattfindet.*) In besonderem Grade erforder- 
lich ist gerade bei einem religiösen Vereine eine Abände- 
rung der Bestimmungen des B. G. B. über die Gesell- 





4) Seuffert, Archiv 62, 129. Gierke, Vereine S. 10f. * 
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schaften, weil dieses hauptsächlich Gesellschaften im Auge 
hat, deren Zweck die Erreichung eines wirtschaftlichen 
Erfolges ist, während der religiöse Verein ganz andere, 
ideale Zwecke verfolgt. 

Mangels der Rechtsfähigkeit entbehrt der religiöse Verein 
auch der Vermögensfähigkeit. Er kann als solcher weder 
Rechte erwerben noch Verbindlichkeiten eingehen, z. B. 
selbst einen Saal zu gottesdienstlichen Zwecken nicht 
mieten. Das Vereinsvermögen gehört den jeweiligen Mit- 
gliedern zur gesamten Hand; jedem Mitgliede gebührt ein 
Anteil am Vermögen, indes steht ihm ein Teilungs- 
anspruch nicht zu ($$ 718, 719 B. G. B.).’) Zum Vereins- 
vermögen gehörige Rechte an Grundstücken können im 
Grundbuche nicht auf den Namen des Vereines, sondern 
nur auf den Namen sämtlicher Mitglieder eingetragen 
werden. In der Praxis wird jedoch die Eintragung meist 
auf den Namen eines Treuhänders herbeigeführt, ohne 
daß dann aber die Beschränkung seines Rechtes grund- 
buchrechtlich wirksam gemacht werden könnte. Die Ver- 
tretung des Vereines richtet sich nach der Satzung, sowie 
nach den allgemeinen Grundsätzen der rechtsgeschäftlichen 
Vertretungsmacht.°) Nach $& 54 Abs. 2 B. G. B. haftet 
jedoch, wer im Namen des Vereines ein Rechtsgeschäft 
einem Dritten gegenüber vornimmt, daraus persönlich; 
handeln mehrere, so haften sie als Gesamtschuldner. Da- 
neben haften auch die übrigen Vereinsmitglieder, falls der 
Handelnde zur Vertretung des Vereines befugt war. Die 
Haftung des einzelnen Mitgliedes ist indes in der Regel auf 
das Vereinsvermögen beschränkt, wogegen die Haftung 
mit dem persönlichen Vermögen regelmäßig schon als 
stillschweigend ausgeschlossen zu gelten hat. Denn einer- 
seits will jeder, der Mitglied eines nicht rechtsfähigen 
Vereines wird, sich damit nur zu den satzungsmäßigen 
Beiträgen verpflichten und für Schulden des Vereins nur 
mit seinem Anteile am Vereinsvermögen, nicht jedoch mit 


5) Gierke, Vereine S. 21. 
6) Gierke, Vereine S. 19£. 
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seinem sonstigen persönlichen Vermögen haften, nur in- 
soweit will er daher auch dem Vorstande Vertretungsmacht 
erteilen, selbst wo die Satzungen dies nicht ausdrücklich 
besagen. Ein Zweifel hierüber wird in einem gegebenen 
Falle regelmäßig kaum obwalten ($ 714 B. G. B.). Ander- 
seits rechnet auch der Dritte, der mit einem Vereine 
kontrahiert, mit diesem Willen der Mitglieder.) Als regel- 
mäßig schon stillschweigend wegbedungen wird auch der 
Abfindungsanspruch der Mitglieder beim Ausscheiden aus 
dem Vereine zu erachten sein (8 738 B. G. B.). Daß ein 
solcher Verzicht im Interesse der öffentlichen Ordnung 
unstatthaft sein sollte, ist nicht anzuerkennen.°) 

Beschränkt ist der nicht rechtsfähige Verein auch in der 
Rechtsverfolgung, insofern ihm folgerichtig die aktive Prozeß- 
fähigkeit fehlt. Hingegen kann er folgewidrig als solcher be- 
klagt werden und hat dann in dem Rechtsstreite die Stellung 
eines rechtsfähigen Vereines. Daher ist er dann allerdings 
auch zur Erhebung einer Widerklage, sowie im Wiederauf- 
nahmeverfahren zur Nichtigkeits- und Restitutionsklage be- 
fugt (88 50, 278, 578 ff. Z.P.O.). Aus dieser passiven Prozeß- 
fähigkeit ergibt sich weiter, daß die Zwangsvollstreckung in 
das Vermögen eines nicht rechtsfähigen Vereines zulässig ist 
und daß dazu ein gegen den Verein selbst ergangenes Urteil 
genügt (8735 Z.P.O.), anderseits daß auch einem nicht rechts- 
fähigen Vereine die Vollstreckungsgegenklage zustehen muß 
(8 767 Z.P.O.). Nicht minder kann über das Vermögen eines 
solchen Vereines das Konkursverfahren eröffnet werden 
($ 213 K. 0).’) In privatrechtlicher und prozessualer Hin- 
sicht ist somit die Stellung der nicht rechtsfähigen Vereine 
und also auch der einfachen Religionsvereine wenig günstig. 

Auf dem Gebiete des Öffentlichen Rechtes besteht 
eine besondere staatliche Aufsicht über die einfachen 
Religionsvereine nicht. Die über sie geübte Aufsicht ist 
lediglich Vereinsaufsicht, einer fortdauernden staatlichen 
Her ») R.G. Z. 63, 62; jur. Wochenschr. 1907 S. 136. Dernburg 
B. R. 1245f. Gierke, Vereine S. 35 (88£.). Biermann S. 507. 


8) Dernburg B. R. I 8 79 S. 245. Gierke, Vereine S. 33. 
9) Gierke S. 41 ff. 
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Kontrolle sind sie nicht unterworfen. Daran ist auch 
durch das Reichsvereinsgesetz vom 19. April 1908 grund- 
sätzlich nichts geändert, die Änderung besteht nur darin, 
daß für weltliche Vereine nunmehr das Reichsrecht maß- 
gebend ist, während die Aufsicht über die religiösen und 
kirchlichen Vereine nach wie vor der landesrechtlichen 
Regelung unterfällt.!%) Anderseits stehen den einfachen 
Religionsvereinen Vorzugsrechte nur vereinzelt zu. Es 
sind dies solche, die mit der freien Religionsübung in 
unmittelbarem Zusammenhange stehen. Befreit sind 
auch ihre Religionsdiener, d. h. solche Personen, die 
mit der Vornahme gottesdienstlicher Handlungen für 
die Gemeinschaft betraut sind, von dem Amte eines 
Schöffen und Geschworenen ($ 34”, 85 G. V. G.). Dar- 
über lassen die Motive des Gesetzes keinen Zweifel. 
„Der Begriff der Religionsdiener ist ein etwas unbestimmter: 
jedoch mußte bei der Verschiedenheit der Stellung der 
einzelnen Staaten zu den verschiedenen Religionsgesell- 
schaften davon Abstand genommen werden, den Begriff 
einzuschränken und etwa einen Unterschied rücksichtlich 
der staatlich anerkannten oder privilegierten Religions- 
gesellschaften und bloß geduldeter Religionsübung zu 
machen.“!!) Weiter muß aber auch den Religionsdienern 
der bloßen Religionsvereine das den „Geistlichen“ ein- 
geräumte Recht der Zeugnisverweigerung nach $& 383 ! 
Z. P. O0. $ 52! St.P.O. zugestanden werden. Als „Geist- 
liche“ im Sinne dieser Gesetze sind alle Religionsdiener 
anzusehen, die in einer erlaubten Religionsgemeinschaft, 
gleichviel welcher Art sie sonst sein mag, die Funktionen 
der Seelsorge als Amt verrichten.'?) Dafür spricht der 
gesetzgeberische Grund der Vorschrift, den Seelsorger vor 
religiösem Gewissenszwange zu bewahren.'!?) Dieser Grund 
trifft für alle Religionsdiener, wofern sie mit der Seelsorge 


10) $ 24 d. Ges. vgl. oben S. 29, 66. 

il) Motive zum G. V. G. S. 80. 

12) Kahl S. 331. Gaupp-Stein zu $ 383 Z. P. O. 

13) vgl. Hahn, Materialien zur Z. P. O. I S. 626 (Prot. S. 128). 
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betraut sind, gleichmäßig zu. Demgegenüber kann es nicht 
für zutreffend gehalten werden, dies Recht auf solche 
Religionsdiener zu beschränken, die im Sinne landes- 
gesetzlicher Vorschriften als Geistliche zu bezeichnen sind, 
wie dies allerdings vielfach geschieht.') Es ist vielmehr 
anzunehmen, daß) das Reichsrecht auch hier einheitliches 
Recht schaffen wollte. Erwähnenswert ist endlich aus 
der neuesten preußischen Gesetzgebung die Vorschrift des 
Gesetzes vom 20. März 1908 über Maßnahmen zur Stärkung 
des Deutschtumes in den Provinzen Westpreußen und 
Posen ’’), wonach von der dort vorgesehenen Zulässigkeit 
der Enteignung insbesondere ausgeschlossen sind Gebäude, 
die dem öffentlichen Gottesdienste gewidmet sind. Hin- 
gegen sollen Grundstücke, die im Eigentume von Kirchen 
und Religionsgesellschaften mit Korporationsrechten stehen, 
nur dann von der Enteignung ausgenommen sein, wofern 
der Eigentumserwerb vor dem 26. Februar 1908 vollendet 
war. Der Gegensatz zeigt deutlich, daß die Einschränkung 
bezüglich der Gebäude allen Religionsgemeinschaften zugute 
kommen soll, da sonst die auch ihnen zustehende freie 
öffentliche Ausübung ihres Gottesdienstes erheblich ver- 
kümmert werden könnte. 


2. Religionsgemeinschaften mit Rechtspersönlichkeit des 
Privatrechtes oder Religionsgesellschaften i. e. S. 


Zu ihnen gehören in Preußen die Gemeinden der 
Altlutheraner oder „der von der Gemeinschaft der evange- 
lischen Landeskirche sich getrennt haltenden Lutheraner“, 
wie sie bisher gesetzlich genannt wurden (Generalkonzession 
vom 23. Juli 1845), während ihnen nach dem neuen Gesetze 
vom 23. Mai 1908 die Bezeichnung „evangelisch -alt- 
lutherische Kirchengemeinden“ beigelegt ist!‘), sodann die 
evangelischen Brüdergemeinden oder Herrnhuter (seit 1742), 


14) Weismann I S. 139. Loewe-Hellweg zu $ 521 St. P. O. 

15) @..S. 8.29 {Arl, 18 13). 

16) verwehrt ist ihnen dagegen noch jetzt die Bezeichnung 
„evangelisch-lutherisch* vgl. O. V. G. 33, 29. 
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die Elberfelder oder Kohlbrüggiauer (seit 1849), sowie die 
Juden (in Altpreußen seit 1847, in Hannover seit 1842, in 
Schleswig seit 1854, in Holstein seit 1863, in Kurhessen 
seit 1823, in Nassau seit 1852, in Frankfurt a. M. seit 1839). 
Erst nach dem Inkrafttreten der Verfassung ist ferner den 
Gemeinden der Mennoniten durch Gesetz vom 12. Juni 187417) 
und der Baptisten durch Gesetz vom 7. Juli 18751°) die 
Möglichkeit der Erlangung der Rechtspersönlichkeit unter 
gewissen, gesetzlich bestimmten Voraussetzungen allgemein 
gewährleistet. Nach beiden Gesetzen erfolgt die Erteilung 
der Korporationsrechte an die einzelnen Gemeinden durch 
gemeinschaftliche Verfügung der Minister der Justiz, des 
Innern und der geistlichen Angelegenheiten. Sie ist nur 
zulässig, anderseits nicht zu versagen, wofern 

1. der Bezirk der Gemeinde geographisch abgegrenzt ist, 

2. nach der Zahl und Vermögenslage der dazu gehörigen 
Mitglieder anzunehmen ist, daß die Gemeinde den 
von ihr behufs Ausübung ihres Gottesdienstes nach 
ihren Grundsätzen zu übernehmenden Verpflichtungen 
dauernd zu genügen imstande sein wird, 

3. in dem Statut der Gemeinde keine Festsetzungen 
getroffen sind, die mit den allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen in Widerspruch stehen. !?) 

Auszugehen ist hier für Preußen von der Grundnorm 
des Art. 13 der V.U., der schlechthin vorschreibt: 

„Die Religionsgesellschaften sowie die geistlichen 

Gesellschaften, welche keine Korporationsrechte 

haben, können diese Rechte nur durch besondere 

Gesetze erlangen.“ 

An dieser Rechtslage ist für Preußen auch nach dem 
Inkrafttreten des B. G. B. nichts geändert. 

Zwar befolgt das B.G.B. für die sog. idealen Vereine, 
d. h. solche, die nicht auf einen wirtschaftlichen Geschäfts- 
betrieb gerichtet sind, im allgemeinen das System der 





IN G. S. S. 238. 
18) G. S. S. 374. 
19) 8 2 d. Ges. v. 12. Juni 1874; $ 2. d. Ges. v. 7. Juli 1875. 
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Normativbestimmungen mit Registerzwang, wonach bei 
Erfüllung bestimmter gesetzlicher Voraussetzungen die 
Rechtspersönlichkeit durch Eintragung in das Vereins 
register des zuständigen Amtsgerichtes erlangt wird (88 21, 
55 ff.), und zu den idealen Vereinen gehören zweifellos 
an sich auch die religiösen Vereine. Dies System ist aber 
schon im Gesetze selbst durch Ausnahmevorschriften 
durchbrochen. Nach $$ 61 ff. B. G. B. ist die Verwaltungs- 
behörde berechtigt, gegen die Eintragung eines Vereines 
Einspruch zu erheben, falls er einen politischen, sozial- 
politischen oder religiösen Zweck verfolgt (sog. verkapptes 
Konzessionssystem). Der Einspruch kann im Wege .des 
Verwaltungsstreitverfahrens oder, wo ein solches nicht 
besteht, was in Preußen indes nicht der Fall ist?®), im 
Wege des Rekurses nach Maßgabe der $$ 20, 21 der 
Gewerbeordnung, angefochten werden, jedoch nur in bezug 
auf seine Rechtmäßigkeit, nicht bezüglich seiner Zweck- 
mäßigkeit oder Notwendigkeit.?') Wendet der Verein sich 
nachträglich einem der bezeichneten Zwecke zu, so 
kann ihm trotz der Eintragung die Rechtsfähigkeit 
wieder entzogen werden ($ 43 Abs. 3 B. G. B.). Ergibt 
sich nachträglich, daß ein solcher Zweck von Anfang an 
vorlag, so war die Eintragung mangels einer wesentlichen 
Voraussetzung unzulässig und ist durch das Register- 
gericht nach $$ 142, 159 Reichs-Frw. G. G. von amtswegen 
zu löschen.??) Die Ausnahmevorschrift des $ 61 B. G.B. 
wurde in der Reichstagskommission heftig angefochten, 
anderseits von den Regierungen ebenso bestimmt aufrecht- 
erhalten, da unmöglich jedem noch so staatsgefährlichen 
politischen oder sozialpolitischen Vereine, aber auch nicht 
einmal jedem religiösen Vereine die Rechtspersönlichkeit 
ohne weiteres staatlich zugestanden werden könne.) 


20) vgl. Art. 3 Abs. 2 der Kgl. Verordnung vom 16. November 
1899 (G. S. S. 562). 

21) O0. V. G. 39, 446 (449); 41, 398. 

22) K. G. J. 27. A: ‚76. 

28) Ber. d. Reichstagskommission Sten. Ber. 1895/97, 4. Sess., 
3. Anlageband, Nr. 440. S. 195 ff. 
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Schließlich kam es zu einem Kompromisse dahin, daß die 
nach dem dritten Entwurfe des Gesetzes gleichfalls der 
Sonderbestimmung des $ 61 vorbehaltenen Vereine mit 
Erziehungs- und Unterrichtszwecken hier ausgeschieden 
wurden und damit der Regel der Eintragungsfähigkeit 
ohne Einspruch anheimfielen. Als religiöser Zweck: ist 
jeder zu bezeichnen, der sich seinem Inhalte nach auf die 
Religion bezieht.°') Religiöse Zwecke sind darnach solche 
der gemeinsamen Religionsübung und Erbauung, nicht 
minder solche der Verbreitung und Stärkung bestimmter 
Religionen, Konfessionen oder Glaubenslehren überhaupt, 
nicht minder auch solche der Verbreitung atheistischer 
Anschauungen oder der Organisation des Austrittes aus 
der christlichen Kirchengemeinschaft, wie denn gerade die 
beiden letzten Beispiele von dem Staatssekretär des 
Reichsjustizamtes in der Reichstagskommission besonders 
hervorgehoben wurden, um den versagenden Standpunkt 
der Regierungen auch den religiösen Vereinen gegenüber 
zu rechtfertigen. Keinen religiösen Zweck verfolgen die 
Feuerbestattungsvereine, da ihre Bestrebungen so wenig 
auf religionsfreundlichen wie auf religionsfeindlichen Be- 
weggründen, sondern auf allgemeinen, gesundheitlichen, 
ästhetischen, historischen und wirtschaftlichen Grundsätzen 
beruhen. Daß derartige Bestrebungen ein Gebiet berühren, 
das die Kirche für sich in Anspruch nimmt, kann ihnen 
religiöse Natur nicht schon geben.?®) Nach der mitgeteilten 
Entstehungsgeschichte des $ 61 kann es ferner keinem 
Zweifel unterliegen, daß Erziehungs- und Unterrichtszwecke 
nicht schon deshalb, weil die Erziehung sich auch auf die 
religiöse Erziehung oder der Unterricht .auch auf den 
Religionsunterricht erstreckt, einen Verein zu einem solchen 
machen, der religiöse Zwecke im Sinne des B. G. B. ver- 
folgt. Dies würde dahin führen, daß Vereine, die Er- 
ziehungs- oder Unterrichtszwecke verfolgen, entgegen dem 
Willen des Gesetzgebers regelmäßig dem Einspruche unter- 


24) Kahl, Handelsgesellschaften S. 9. 
25) 0. V. G. 39, 440 (448 f.). 
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liegen müßten, da zur Erziehung vornehmlich auch die 
religiöse gehört und der Religionsunterricht einen wichtigen 
Teil des ganzen Jugendunterrichtes bildet. ?*) Vereine aber, 
die aus Mitgliedern von Orden oder ordensähnlicher Kon- 
gregationen der katholischen Kirche bestehen und sich 
dem Unterrichte und der Erziehung der männlichen Jugend 
widmen, sind nach dem öffentlichen Vereinsrechte in 
Preußen unerlaubt und deshalb nicht eintragungsfähig 
($ 61 Abs. 2 S. 1, B. G. B.).”’) 

Ungleich weiter als die Ausnahmevorschrift des $ 61 
B. G. B. greift Art. 84 E. G. B. G. B., der auf diesem 
Gebiete das Verhältnis des B. G.B. zu den Landesgesetzen 
regelt. Er bestimmt: 

„Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften, 

nach welchen eine Religionsgesellschaft oder eine 

geistliche Gesellschaft Rechtsfähigkeit nur im Wege 

der Gesetzgebung erlangen kann.“ 
Nicht unberührt, sondern aufgehoben sind demnach solche 
landesrechtlichen Vorschriften, nach denen Religions- 
gemeinschaften die Rechtsfähigkeit auf andere Weise, als 
unmittelbar durch Gesetz erlangten, wie in Sachsen durch 
Eintragung in das Genossenschaftsregister oder in anderen 
Gliedstaaten durch Verleihung seitens der Verwaltungs- 
behörde oder des Landesherren.”) Durch den Vorbehalt 
des Art. 84 aufrechterhalten sind nur die Landesgesetze, 
welche die Verleihung der Korporationsrechte (der Rechts- 
persönlichkeit) unmittelbar der Gesetzgebung vorbehalten. 
Dies war und ist wie in Preußen der Fall in Oldenburg 
(V. U. Art. 77), Waldeck (V. U. $ 41), sowie im Reichs- 
lande Elsaß-Lothringen, zu denen kurz vor dem Inkraft- 
treten des B. G. B. noch Lübeck (A. G. B. G.B.$ 2) 
getreten ist. Vornehmlich aber sollte mit der Vorschrift 
des Art. 84 E. G. B. G. B. gerade dem Rechtszustande in 


26) 0. V. G. 41, 397. 

27) vgl, $1.d. Ges. v. 31. Mai 1875. (G. S. S. 217); Art.581 
d. Ges. v. 29. April 1887 (G. S. S. 127). O. V. G. 41 S. 402. 

28) v, Bonin S. 116 ff. Greiff S. 36 ff. 
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Preußen Rechnung getragen und hier der Grundsatz des 
Art. 13 der V.U. aufrecht erhalten werden, wie denn auch 
die Ausdrücke „Religionsgesellschaften“ und „geistliche 
Gesellschaften“ der Terminologie der Preußischen Ver- 
fassungsurkunde und des Preußischen Allgemeinen Land- 
rechtes (88 10—12, 939 A.L. R. II, 11) entnommen sind. °°) 
Der Art. 13 der Pr. V. U. ist aber seinerzeit erst vom 
Zentralausschusse der Ersten Kammer als antizipierte Teil- 
ausführung des Art. 31, der über die Erteilung der Kor- 
porationsrechte ein besonderes Gesetz vorbehält, sogleich 
in die Verfassungsurkunde selbst zu dem Zwecke auf- 
genommen, um gemäß der Wichtigkeit des Gegenstandes 
die Mitwirkung der gesetzgebenden Faktoren zu sichern. 
Insbesondere wurde die Hervorhebung der geistlichen 
Gesellschaften, unter denen alle geistlichen Gesellschaften 
im landrechtlichen Sinne zu verstehen sind?°), in der Ersten 
Kammer deshalb beschlossen, um die weitere Niederlassung 
katholischer Orden, vorzüglich der Jesuiten, zu erschweren. °!) 


Die große, damals freilich kaum geahnte Tragweite des 
Art. 13 hat sich später besonders auf dem Gebiete des katho- 
lischen Ordenswesens gezeigt. Mit der Ausschließung und 
behördlichen Auflösung aller Orden und ordensähnlichen 
Kongregationen durch das preußische Ordensgesetz vom 
31. Mai 1875 hatten ihre sämtlichen Niederlassungen in 
Preußen die ihnen bis dahin etwa zustehende Rechts- 
persönlichkeit verloren. Hieran ist auch durch die erwähnte 
Novellengesetzgebung von 1880, 1886, 1887 grundsätzlich 
nichts geändert.°?) Keineswegs schließt etwa die ministerielle 
Genehmigung zur Errichtung oder Wiedererrichtung von 
Ordensniederlassungen von selbst die Erlangung oder 
Wiedererlangung von Korporationsrechten in sich. Es 


29) v. Staudinger Kommentar VI S. 200 Note 2 zu Art. 84 
BE BTR. 

30) Giese S. 171, 296 f. 

31) Stenogr. Ber. der I. Kammer 1849/50 Bd. II S. 962 ff. Kahl 
Handelsges. S. 16f. Giese S. 170f. 

82) Giese S. 295—301. RB. .G.'Z. 41,295. 
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bedarf hierzu vielmehr nach Art. 13 jedesmal erst eines 
besonderen gesetzgeberischen Aktes. Seither sind aber nur 
durch das Gesetz vom 22. Mai 1888°°) verhältnismäßig 
wenigen Niederlassungen °*) die Korporationsrechte ver- 
liehen worden. 

Bei diesem Rechtszustande hat es nach Art. 84 E.G. 
B. G. B. lediglich sein Bewenden behalten. 

Das Herrschaftsgebiet des Art. 13 hat sich mit der 
Vergrößerung Preußens mehr und mehr ausgedehnt und 
umfaßt gegenwärtig mehr als zwei Dritteile des ganzen 
Deutschen Reiches. Damit fällt die große materielle und 
territoriale Bedeutung des Art. 84 in die Augen. Anzufügen 
bleibt, daß auch solche deutsche Gliedstaaten, die beim 
Inkrafttreten des B. G. B. anderen Grundsätzen folgten, 
hiervon jederzeit abweichen und für die Zukunft gleichfalls 
die Verleihung der Korporationsrechte an Religionsgesell- 
schaften einem unmittelbaren Gesetzgebungsakte vor- 
behalten können. „Dies folgt aus der Legalinterpretation 
der landesgesetzlichen Vorbehalte in Art. 3 E. G. B.G.B.“ *) 

Obgleich hiernach die Rechtsfolge klar vorgezeichnet 
zu sein schien, stellte das praktische Leben alsbald nach 
der Emanation des B. G. B. eine sehr bedeutsame Zweifels- 
frage. Sowohl von katholischer wie von evangelischer 
Seite traten Bestrebungen hervor, die Rechtspersönlichkeit 
für Religionsgemeinschaften in der handelsrechtlichen 
Form des Reichsrechtes durch Eintragung in das Handels- 
register zu erreichen. Als hierzu besonders geeignet bot 

83, 'G. 8.8. 113. 
3%) nämlich den Niederlassungen: 
. der Benediktinerinnen zu Fulda, 
. der Congregatio Beatae Mariae Virginis zu Essen und Paderborn, 
. der Englischen Fräulein zu Fulda, 
. des Franziskanerordens zu Paderborn, Rietberg, Warendorf und 
Wiedenbrück, 
5. der Schwestern der christlichen Liebe zu Paderborn, 
6. der Ursulinerinnen zu Breslau, Köln, Dorsten, Duderstadt, Erfurt, 
Fritzlar, Liebenthal und Schweidnitz. 


35) Kahl Handelsges. S. 6. Planck VI S. 16 Note 1 zu Art. 3 
BGH BLeE 
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sich die Rechtsform der Gesellschaft m. b. H. dar, die 
nach $ 1 des Gesetzes vom 20. April 1892°°) zu jedem 
„gesetzlich zulässigen Zwecke“ errichtet werden kann. 
Zwar war schon in der Begründung zu dem Gesetze von 
1892 besonders hervorgehoben, daß dadurch „die gesetz- 
lichen Bestimmungen über geistliche Genossenschaften 
und sonstige religiöse Vereine natürlich in keiner Hinsicht 
berührt werden sollten“.?”) Gleichwohl suchten nach dem 
Inkrafttreten des B. G. B. freie evangelische Gemeinden 
auf dem Wege der Gründung einer Gesellschaft m. b. H. 
und Registrierung im Handelsregister zur Rechtspersönlich- 
keit zu gelangen.®®) Besonders aber wurde dieser Weg 
seitens katholischer Orden in der Art eingeschlagen, daß 
einzelne Mitglieder eine solche Gesellschaft errichteten 
und ihre Eintragung in das Handelsregister erreichten 
oder zu erreichen suchten.®’) Einverständnis besteht nun 
zwar darüber, daß hierfür nicht der Satz angeführt 
werden kann, daß Reichsrecht dem Landesrechte vor- 
zugehen hat, und daß es ebenso verfehlt ist, die Vor- 
behalte der Landesgesetze nach Art. 84 E. G. B. G. B. 
nur auf die Erlangung der Rechtsfähigkeit nach den Vor- 
schriften des B. G. B., nicht gegenüber anderen Reichs- 
gesetzen Platz greifen zu lassen.“%) Einverständnis 
herrscht auch darüber, daß eine unmittelbare Einkleidung 
einer Religionsgemeinschaft in eine handelsrechtliche 
Korporationsform nicht statthaft erscheint. - Dagegen 
herrscht Streit darüber, ob Art. 84 (in Verbindung 
mit Art. 13 Pr. V.U.) auch dem entgegensteht, daß Mit- 
glieder einer Religionsgesellschaft oder geistlichen Gesell- 
schaft, seien es alle oder seien es nur einige, eine Gesellschaft 
m. b. H. oder eine andere handelsrechtliche Gesellschaft 
mit Rechtspersönlichkeit (insbes. eine sog. kleine Aktien- 


36) R. G. Bl. S. 477 (abgeändert durch Art. 11 E.G.H. G. B. 
und neu redigiert durch Gesetz vom 20. Mai 1898 R. G. Bl. S. 369). 

37) Sten. Berichte der Reichstagskommission 1890/92 Nr. 660 8.3733. 

88) K. G. J. 30 A 129. 

39) Kahl, Handelsges. S. 10 ff. K. G. J. 31 A 183. 

#, K. G. 9, 23 A 10553. A 130; Kahl a. a. O.'S. 13. 


gesellschaft, $ 180 Abs. 3, 4, $ 222 Abs. 4 H.G.B.) er- 
richten und zur Eintragung in das Handelsregister bringen, 
um auf diesem Wege der Religionsgemeinschaft oder 
namentlich einer geistlichen Gesellschaft mittelbar die 
Vorteile der juristischen Persönlichkeit als Fiduziarin des 
Handelsvermögens zu verschaffen. Diese Frage ist in der 
Rechtslehre von angesehener Seite, namentlich von Kahl 
verneint. Und zwar „objektiv wesentlich aus dem drei- 
fachen Grunde, daß Korporationsqualität einer geistlichen 
Gesellschaft im Sinne der Verfassung und handelsgesell- 
schaftliche Rechtsfähigkeit juristisch nicht gleichwertig 
seien; daß unbeschadet der Identität der Mitglieder doch 
eine Verschiedenheit der Rechtssubjekte bestehe; daß in 
dem wirtschaftlichen Erfolge an und für sich nicht die 
Verwirklichung eines gesetzlich unzulässigen Zweckes ge- 
legen sei“. „Subjektiv, weil ein agere in fraudem legis 
nicht nachgewiesen und daher nicht angenommen werden 
könne.“'!) Dem ist aber die Praxis, insbesondere die des 
in Preußen zur Entscheidung hierüber an höchster Stelle 
berufenen preußischen Kammergerichts, mit recht ent- 
gegengetreten.‘”) Es handelt sich hierbei, wie auch Kahl 
betont, allein um die Frage, ob ein solches Verhalten eine 
Umgehung der Norm des Art. 13 der Pr. V.U. darstellt, 
und dies ist, wie vom Kammergerichte überzeugend unter 
Widerlegung der von Kahl aufgestellten Sätze dargelegt ist, 
allerdings zu bejahen. Eine solche Rechtsumgehung, ein in 
fraudem legis agere, liegt vor, sobald jemand auf Umwegen 
unter Benutzung einer anderen Rechtsform denselben oder 
doch einen im wesentlichen gleichen Rechtserfolg zu erreichen 
strebt, wie derjenige ist, der ihm auf dem gewöhnlichen 
direkten Wege durch das Verbotsgesetz versagt wird.*?) Cum 
quid una via prohibetur alicui, ad id alia non debet admitti.**) 
So verhält es sich gerade hier. Art. 13 der Pr. V.U. 





4) Kahla.a. O.S. 18. 

42) K. G. J. 30 A 129; 31 A 183. Seuffert, Archiv 64, 113. 
43) R. G. Z. 44, 103. Dernburg, Pandekten I $ 31. 

44) reg. 84 in VIIP de R. J. 5, 12 appendix. 
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stellt zweifellos ein Verbotsgesetz dar. Verboten ist aber 
nicht bloß ein bestimmter Weg zum Ziele, sondern der 
erstrebte Rechtserfolg selbst, die Erlangung von Korpo- 
rationsrechten für eine Religionsgesellschaft auf eine andere, 
als die in Art. 13 vorgeschriebene gesetzliche Art. Zuzu- 
geben ist allerdings, daß zwischen der handelsgesellschaft- 
lichen Rechtspersönlichkeit und der religionsgesellschaft- 
lichen Korporationseigenschaft in jeder Hinsicht erhebliche 
sachliche Unterschiede obwalten, wie das bei Instituten, 
die so verschiedenen Gebieten angehören, der Natur der 
Sache nach nicht anders sein kann, insbesondere stehen 
diesen besondere Vorrechte und ein besonderer straf- 
rechtlicher Schutz zu, die jenen fehlen. Das läßt sich aber 
eher für die Bejahung einer Gesetzesumgehung geltend- 
machen, da eine derartige korporative Mischform für 
Religionsgemeinschaften im Gesetze nirgends einen Anhalt 
findet und in der Tat nur unerwünscht wäre Für die 
Beurteilung erscheint dies auch unerheblich, das Wesent- 
liche und Ausschlaggebende ist nur die Rechtspersönlichkeit 
an sich und namentlich ihre vermögensrechtliche Seite, 
die in allen Fällen gleichartig vorliegt und schlechthin 
überhaupt versagt werden sollte, ohne Rücksicht auf 
sonstige etwaige Unterschiede. Vollends gleichgültig ist 
für die Frage der Gesetzesumgehung der Umstand, daß 
die Vorteile der Erlangung nur mittelbar herbeigeführt 
werden sollen, da nicht die äussere Form, sondern der 
sachliche, wirtschaftliche Endzweck entscheidend ist. Die 
subjektive Seite der Frage richtet sich nach der objektiven: 
wer die Frage in subjektiver Hinsicht verneint, wird auch 
das subjektive in fraudem legis agere verneinen, und um- 
gekehrt, wer die objektiven Voraussetzungen einer Gesetzes- 
umgehung für gegeben erachtet, wird auch an der subjektiven 
fraus schwerlich zu zweifeln haben. Nach alledem sind 
derartige Gesellschaftsverträge für unerlaubt und daher 
nach $ 134 B. G. B. für nichtig zu erachten. Sie können 
daher auch nicht zur Grundlage für eine Eintragung ins 
Handelsregister dienen. 


M 

Nicht beizustimmen ist namentlich auch der neuer- 
dings vertretenen Meinung, daß es wesentlich darauf 
anzukommen habe, ob die sämtlichen Mitglieder des 
Ordens oder ob nur einige bei der Gesellschaftsgründung 
beteiligt sind.) Demgegenüber ist mit dem Kammer- 
gerichte und mit Kahl, die in dieser Hinsicht überein- 
stimmen, durchaus daran festzuhalten, daß eine derartige 
Unterscheidung nicht zu machen ist, da nicht einzusehen 
ist, weshalb nicht auch durch die Beteiligung nur einiger 
Ordensmitglieder der wesentliche gleiche praktische Zweck 
erreicht werden sollte. Die Unterscheidung würde prak- 
tisch gerade dahin führen, daß der Gesetzesumgehung 
freier Spielraum eingeräumt und die ganze Frage praktisch 
nahezu belanglos wäre. 

Eine Umgehung des Art. 13 der Pr. V. U. in anderer 
Weise ist neuerdings von freireligiöser Seite unternommen 
worden. In Alt-Preußen hat allein die freireligiöse Ge- 
meinde in Liegnitz durch eine Kabinettsorder aus dem 
Jahre 1847 die Rechte der juristischen Person erlangt. 
Alle übrigen freireligiösen Gemeinden (in Breslau, Berlin, 
Stettin, Görlitz, Magdeburg usw.) haben, um sich rechts- 
fähig zu machen, ihre Eintragung in das Vereinsregister 
des Großherzoglichen Amtsgerichtes Offenbach in Hessen, 
wo ihnen eine derartige Beschränkung nicht entgegen- 
stand, erwirkt.*%)) Daß hiermit die Verbotsnorm des 
Art. 13 umgangen ist und daher diese Eintragungen im 
Bereiche des preußischen Staatsgebietes rechtsunwirksam 


45) Giese S. 301—307, 337 ££f., insbes. S. 307, 341f. 

46) Nach Mitteilungen der Tagespresse, die an den Fall des 
Rentners Müller in Breslau anknüpfen, der die freireligiöse Gemeinde 
in Breslau zur Universalerbin seines Vermögens im Betrage von etwa 
20000 .# eingesetzt hat. Die zuständigen Minister haben jedoch 
abgelehnt, die nach Art. 6 Pr. A. G. B. G, B. erforderliche Kgl. 
Genehmigung zur Annahme der Erbschaft auch nur nachzusuchen. 

47T) vgl. SS 55, 24 B. G. B., wonach zwar der Sitz des Vereines 
für den Ort der Eintragung maßgebend ist und als Sitz des Vereines 
der Ort gilt, an dem die Verwaltung geführt wird, in dieser Hinsicht 
aber durch die Satzung ein anderes bestimmt werden kann. 
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bleiben müssen, kann vollends nicht bezweifelt werden, 
da die Umgehung des preußischen Gesetzes hier beson- 
ders offen zutage tritt. Anderseits aber besteht ein 
allgemeiner Rechtsgrundsatz über die gegenseitige An- 
erkennung der Rechtsfähigkeit hinsichtlich juristischer 
Personen der verschiedenen deutschen Gliedstaaten nicht, 
was nach dem Gesagten auch äußerst bedenklich wäre. 
Insbesondere bezieht sich Art. 3 der Reichsverfassung nur 
auf natürliche Personen**), so unerwünscht anderseits an 
sich ein derartiger Rechtszustand immerhin erscheinen mag. 

Rechtspersönlichkeit bedeutet allgemein Rechtsfähig- 
keit, namentlich auf vermögensrechtlichem Gebiete, und 
prozessuale Parteifähigkeit. Demnach können Religions- 
gemeinschaften, die mit Rechtspersönlichkeit ausgestattet 
sind, als solche Träger von Rechten und Pflichten sein, 
sie können Forderungs- und dingliche Rechte, vor allem 
Eigentum unmittelbar erwerben, sie können als Erbe ein- 
gesetzt und mit Vermächtnissen bedacht werden. Sie 
können als solche durch ihre Organe vor Gericht als 
Kläger und Beklagte auftreten und haben ihren eigenen 
Gerichtsstand ($ 17 Z.P.O.). 

Anwendung finden auf sie, mit Einschluß der zurzeit 
des Inkrafttretens des B. G. B. schon bestehenden ®’), die 
allgemeinen Vorschriften des B. G. B. über Vereine (88 25 
bis 53 B. G.B.). Dies indes mit dem Vorbehalte des 
Art. 82 E. G.B. G. B., wonach die Vorschriften der Landes- 
gesetze über die Verfassung solcher Vereine, deren Rechts- 
fähigheit auf staatlicher Verleihung beruht, unberührt 
bleiben. In Preußen ist nach Art. 89, 1° A. G. B. G. B. der 
Vorbehalt allgemein für solche Vereine verwirklicht, die 
schon vor dem Inkrafttreten des B. G. B. Rechtsfähigkeit 
erlangt hatten, „da die Satzung der bestehenden Vereine 
den landrechtlichen Vorschriften angepaßt sind und ihre 


43) so die fast einstimmige Meinung der Rechtslehre; vgl. insbes. 
Laband S. 45 Note 1, G. Meyer $ 214 Note 3, Reinke zu Art. 3 Note I. 
A..A. freilich R. G. Z. 6, 142, jedoch ohne jede nähere Begründung. 

#9) Art. 1063. E. G.B. G. B. vgl. auch R. G. Z. 51, 160; 49, 150. 


96 


Verwaltung nach diesen Vorschriften geführt wird.°”) 
Anwendung finden anderseits auf sie, wie gegenwärtig auf 
juristische Personen überhaupt, die landesgesetzlichen 
Erwerbsbeschränkungen der toten Hand mit der Werts- 
grenze des Art.86 E.G. B.G.B. Maßgebend für Preußen 
sind hier die Artikel 6, 7 A.G. B.G.B. Nach Art.6 81 
bedürfen Schenkungen oder Zuwendungen von Todeswegen 
an juristische Personen zu ihrer Wirksamkeit ihrem vollen 
Betrage nach der Genehmigung des Königs oder der durch 
Königliche Verordnung bestimmten Behörde°'), wenn sie 
Gegenstände im Werte von mehr als fünftausend Mark 
betreffen. Wiederkehrende Leistungen werden mit vier 
vom Hundert zu Kapital gerechnet. So verhält es sich 
auch beim Erwerbe von Grundstücken durch Schenkung 
oder Zuwendung von Todeswegen (Art. 783). Hinsichtlich 
des entgeltlichen Erwerbes von Grundstücken unterscheidet 
Art. 7. Für die hier in Rede stehenden Korporationen des 
Privatrechtes gilt die Regelvorschrift des Art. 781 Abs. 1, 
die zum Erwerbe von Grundstücken im Werte von mehr 
als fünftausend Mark die Genehmigung der staatlichen 
Aufsichtsbehörde erfordert. 

Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes handelt es 
sich zunächst um die Staatsaufsicht. In dieser Hinsicht 
bestimmt allgemein $ 13 A.L.R. II, 13: „Alle im Staate 
vorhandenen und entstehenden Gesellschaften und Ööffent- 
lichen Anstalten sind der Aufsicht des Landesherrn nach 
dem Zwecke der allgemeinen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
unterworfen,“°®) und bestimmt speziell für alle Kirchen- 
gesellschaften $ 32 A.L.R. II, 11: „Die Privat- und Ööffent- 


50) Motive S. 211 (Stegemann, Materialien S. 138). Die Vorschrift 
gilt also auch für die Religionsgemeinschaften, denen (vor Inkrafttreten 
der Verfassungsurkunde) Korporationsrechte durch staatliche Verleihung 
erteilt sind. 

51) Eine solche Bestimmung (Delegation) ist bisher in Preußen 
nicht erfolgt. Vgl. im übrigen namentlich auch hinsichtlich des Ver- 
fahrens Giese S. 343 ff., insbesondere S. 346 f. 

52) Urteil des Reichsgerichtes vom 9. November 1885 bei Gruchot 
34, 1069. Dernburg B. R. I S. 169. 
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liche Religionsübung einer jeden Kirchengesellschaft ist 
der Oberaufsicht des Staates unterworfen.“ Dies ist ein 
Teil des Hoheitsrechtes des Staates. In dem durch Gesetz 
vom 18. Juni 1875 aufgehobenen Art. 15 der Verfassung 
in der Fassung des Gesetzes vom 5. April 1873°°?) war die 
Unterwerfung der beiden Kirchen und aller Religionsgesell- 
schaften unter die Staatsgesetze und die gesetzlich geordnete 
Aufsicht des Staates ebenfalls ausdrücklich ausgesprochen. 
Durch die Wiederaufhebung des Gesetzes von 1873 ist 
hieran grundsätzlich nichts geändert.°‘) „Nur erstreckt 
sich im Gegensatze zu der ehemaligen Bevormundung 
die Aufsicht nicht weiter, als dies die Wahrung der Rechte 
und Interessen des Staatsganzen gegen jedes in ihm ent- 
haltene besondere Verbandsganze fordert.“*°) An Vor- 
rechten stehen den religiösen Privatkorporationen die- 
selben zu, wie den einfachen Religionsvereinen. Sie haben 
aber noch sehr bedeutsame weitere, die sie mit den 
Religionsgemeinschaften des Öffentlichen Rechtes teilen 
und die teils im Reichs- und teils im Landesrechte be- 
gründet sind. Reichsrechtlich ist die Befreiung ihrer 
gottesdienstlichen Gebäude von der Quartierleistung für 
die bewaffnete Macht im Frieden (B. G. vom 25. Juni 1868 
8 4°) °%), ihre Befreiung von der Erbschaftssteuer bei Ver- 
mögenerwerb von nicht mehr als 5000 .% (R. G. vom 
3. Juni 1906 Anlage 4 $ 12 Abs. 1', 2, 3)°%), die Be- 
günstigung ihrer Geistlichen hinsichtlich der Übungen in 
der Reserve und Ersatzreserve (R. G. vom 2. Mai 1874 $ 65 
Abs. 2).°®) Landesgesetzlich stehen ihnen namentlich noch 
sonstige Steuerprivilegien zu, so in bezug auf die Gebäude- 
steuer und Grundsteuer (pr. Kommunalabgabengesetz vom 


53) G. S. S. 143. 

54) Jurist. Wochenschrift 1890 S. 21138. Sartorius S. 140. R. G. 
Z.1 S. 363. 

55) Gierke 1 $ 520. 

SP) BITGCBIFE. 623: 

57) R. G. Bl. S. 615 (659); vgl. schon pr. Gesetz vom 24. Mai 
1891 Tarif „Befreiungen“ (G. S. S. 78). 

58) R. G: Bl. S. 45. 
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14. Juli 1893 $ 24g, i)°®), die Kreissteuern (Kreisordnung 
vom 13. Dezember 1872, i. d. F. des Gesetzes vom 
19. März 1881 $ 17) °%), die Provinzialsteuern (Provinzial- 
ordnung vom 29. Juni 1875, i. d. F. des Gesetzes vom 
22. März 1881 8 108)°%) und in bezug auf die Stempel- 
steuer (preuß. Stempel-Steuergesetz vom 31. Juli 1895 
8 5c).®%) Endlich sind nach dem preuß. Gesetz vom 
20. März 1908 zum Schutze des Deutschtumes in den Ost- 
marken ihre Grundstücke von der Enteignung ausgenommen, 
sofern der Eigentumserwerb vor dem 26. Februar 1908 
stattgefunden hat.®) | 


Nach Art. 133 E. G. B. G. B. sind aufrechterhalten 
die landesgesetzlichen Vorschriften über das Recht zur 
Benutzung eines Platzes in einem dem Öffentlichen Gottes- 
dienste gewidmeten Gebäude oder auf einer Öffentlichen 
Begräbnisstätte. Speziell aufrechterhalten ist hiermit $ 189 
A.L.R. II, 11, nach dessen Vorschrift „die im Staate auf- 
genommenen Kirchengesellschaften der verschiedenen Reli- 
gionsparteien einander wechselweise, in Ermangelung eigener 
Kirchhöfe, das Begräbnis nicht versagen dürfen.“ Es 
handelt sich hier um eine polizeiliche Beschränkung des 
Eigentumes, welche die Kirchengemeinden sich im öffent- 
lichen Interesse gefallen lassen sollen.) Unter den im 
Staate aufgenommenen Kirchengesellschaften sind eben- 
sowohl die ausdrücklich aufgenommenen Öffentlichen 
Kirchengesellschaften wie die im Staate nur geduldeten 
oder genehmigten (8 20, II, 11) zu verstehen.) Aus diesen 
haben sich aber historisch die jetzigen Religionsgemein- 
schaften mit privatrechtlicher Korporationseigenschaft ent- 
wickelt, denen daher der Anspruch auf Begräbnis nach 


59) G. S. S. 132. 

60) G. S. 155. 

61) G. S. S. 233. 

62) G. S. S. 413. 

63) S. oben S. 84. 
%) R. G. Z. 62, 355. 
66) R. G. Z. 62, 355. 
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8189 A.L.R. I, 11 ebenfalls nicht versagt werden darf°®), 
wohl aber nach der Ansicht des Kammergerichts‘’) die 
Vornahme von Kultushandlungen (das Halten von Grab- 
reden) auf einem im Eigentume der anderen Gemeinde 
stehenden Friedhofe, während das Reichsgericht diese 
Frage offen gelassen hat.°*) 


3. Die Religionsgemeinschaften mit Rechtspersönlichkeit 
des öffentlichen Rechtes oder die Kirchen. 


In Rede stehen die großen geschichtlichen Kirchen 
des Christentumes, die römisch-katholische Kirche und die 
evangelischen Landeskirchen. 

Zur römisch-katholischen Kirche werden in Preußen 
staatsrechtlich auch die Altkatholiken gerechnet. Der 
Streit um die vatikanischen Beschlüsse (Unfehlbarkeits- 
dogma und Prinzip des päpstlichen Primates)‘’) gilt für 
den Staat als lediglich dem innerkirchlichen Gebiete an- 
gehörig; für den Staat gelten sowohl die Anhänger des 
Vatikanums (Neukatholiken, Vatikaner), wie die Gegner 
oder Altkatholiken nach wie vor als gleichberechtigte 
Mitglieder der römisch-katholischen Kirche. Da aber den 
Altkatholiken von kirchlicher Seite’) der Mitgenuß des 
kirchlichen Vermögens versagt wurde, sah sich der preußi- 
sche Staat genötigt, den altkatholischen Gemeinschaften 
das kirchliche Vermögen durch ein besonderes Gesetz 
vom 4. Juli 1875°') zu gewährleisten. Damit ist mittelbar 
die staatsrechtliche Auffassung grundsätzlich zum Aus- 





66) 1R.24.02: 62,855, 

sT,,K. G.,.J. 29 C. W. 

68) R. G. Z. 62, 355. Ausdrücklich entschieden zugunsten der 
Mitwirkung eines Geistlichen der betr. Konfession , für die Prov. 
Westfalen durch die Kgl. Verordnung vom 15. März 1847 (G. S. S. 116). 

69) const. Pastor aeternus vom 18. Juli 1870 de ecclesia Christi, 
vgl. insbes. Kahl S. 147 f., 158f. 

70) Anweisung Pius IX vom 12. März 1873: interdicenda est ecclesia 
neohaereticis attributa. Kahl S. 407. - 

71) G. S. S. 333. Infolgedessen stellten die Neukatholiken jetzt 
ihrerseits den Gebrauch dieser Kirchen ein. Kahl a..a. O. 

fie 
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drucke gebracht.”?) Evangelische Kirche ist zunächst die 
evangelische Landeskirche der neun älteren Provinzen in 
ihrer unionsmäßigen Gestaltung °?) mit einer Sonderstellung 
der evangelischen Kirche von Rheinland-Westfalen. Kirchen 
sind ferner die ehemaligen Landeskirchen der neueren 
Provinzen. Als der Preußische Staat die Einverleibung 
der neueren Provinzen vollzog, nahm er Abstand davon, 
die dort vorgefundenen Landeskirchen in die evangelische 
Landeskirche Preußens einzuverleiben. Man ließ die 
verschiedenen Landeskirchen der neuen Provinzen un- 
verbunden nebeneinander bestehen. Der König trat in 
die kirchlichen Rechte des früheren Landesherrn ein und 
übernahm das Kirchenregiment auf den dort vorhandenen 
kirchenrechtlichen Grundlagen.‘') Es bestehen somit in 
Preußen gesonderte selbständige Landeskirchen: die evange- 
lisch-unierte Landeskirche der älteren Provinzen, sowie der 
hohenzollernschen Lande (preußische evangelische Landes- 
kirche i. e. S.); die evangelisch-lutherische Kirche und die 
evangelisch-reformierte Kirche der Provinz Hannover; die 
evangelisch -lutherische Kirche der Provinz Schleswig- 
Holstein einschließlich der evangelisch-lutherischen Kirchen- 
gemeinde Helgoland und die evangelisch-lutherische Kirche 
des Kreises Herzogtum Lauenburg; die evangelische Kirche 
(lutherische, reformierte, unierte Gemeinden) desKonsistorial- 
bezirkes Wiesbaden und die evangelische Kirche (lutherische, 
reformierte, unierte Gemeinden) des Konsistorialbezirkes 
Kassel; die evangelische Kirche (lutherische, reformierte 
Gemeinden) des Konsistorialbezirkes Frankfurt a. Main, 
nebst den Landgemeinden desselben Bezirkes. ’°) Schließlich 
gehören hierhin die in der Provinz Hannover bestehenden 


TYIOHE:! 7IEAO!N. 9, 7215 EIRAITIT. DPA FIPGZUTR 
Friedberg S. 76. Hinschius S. 1024. v. Kirchenheim S. 112. v. Bonin 
S. 127. Kahl S. 159 ff., S. 202 £., S. 341. Hinschius-Marquardsen S. 369. 

73) O. V. G. 46, 167£. 

74) O. V. G. 43, 164 (176f.). Daher bestehenauch keine einheit- 
lichen Kirchengesetze. 

756) v. Kirchenheim S. 178. Kahl S. 62. Stutz S. 957 ff. Schoen I 
S. 3. Rieker S. 405 f. 
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reformierten Gemeinden der niedersächsischen Konföde- 
ration, die zu keiner preußischen Landeskirche gehören, 
auch keine eigene Landeskirche für sich bilden, sondern 
Teile einer über die preußischen Staatsgrenzen hinaus- 
reichenden kirchlichen Organisation darstellen. ”®) 

Die Kirchen sind juristische Personen des öffentlichen 
Rechtes. Wer ist hier aber der Träger der Rechtspersön- 
lichkeit? Die Frage scheint sich von selbst zu beantworten, 
liegt aber keineswegs so einfach. Staatskirchenrechtlich 
maßgebend ist im wesentlichen noch immer die Gemeinde- 
theorie, so namentlich in Altpreußen im Gebiete des 
Allgemeinen Landrechtes selbst.””) Zwar spricht die 
Kabinettsorder vom 23. August 1821°®) betreffend die Bulle 
De salute animarum von der „katholischen“ und von der 
„evangelischen Kirche des Staates“, zwar ordnet das Gesetz 
vom 23. Juli 1845°°) die Verhältnisse der sog. Altlutheraner, 
die sich von der „Gemeinschaft der evangelischen Landes- 
kirche“ getrennt haben, zwar unterscheidet das Patent vom 
30. März 1847°°) die „geschichtlich und nach Staatsverträgen 
bevorrechteten Kirchen, die evangelische und die römisch- 
katholische, von den besonderen Religionsgesellschaften“. 
Zwar stellt auch der inzwischen aufgehobene Art. 15 der 
Verfassung die „evangelische und die römisch-katholische 
Kirche“ anderen Religionsgesellschaften gegenüber. Damit 
ist aber nicht, wie dasOberverwaltungsgericht®'!) anzunehmen 
scheint, „jede der beiden grossen Religionsgemeinschaften 
als Ganzes körperlich zusammengefaßt“, wofern damit 
gesagt sein soll, daß ihnen als solchen, als Gesamtverbänden 
der Bekenner derselben Konfession, die kirchliche Rechts- 


76) Kahl S. 62, 341. Hinschius-Marquardsen S. 345 Note 3, 369 
Note 1. Schoen I S. 3 Note 7, 131, 137, 171. Rieker S. 405 Note 2. 

TT) R. G. Z. 12, 282; 17, 192; 62, 358. K. G. J. 30 A 131. Dernburg, 
Pr. P.R. I, 103f. Förster-Eceius IV, 685 f. Richter-Dove-Kahl S. 1277 £, 
v. Kirchenheim S. 298f. Zorn S. 442 ff. 

SEES HSF 113 

19) G. S. S. 516. 

80) G. S. S. 121. 

8) 0. V. G. 43,167 ff, 
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persönlichkeit zustehe. Die Verfassungsurkunde schreibt 
vielmehr den Kirchen wie anderen Religionsgesellschaften 
Korporationsrechte nur insofern zu, als dergleichen den 
einzelnen Gemeinden, aus denen sich die Religions- 
gemeinschaft zusammensetzt, oder gewissen einzelnen In- 
stituten zustehen.°?) Dabei ist es aber für Preußen im 
wesentlichen verblieben. Nur eine Erweiterung hat das 
Gemeindeprinzip auf Seite der evangelischen Kirche insofern 
erfahren, als neben den lokalen Einzelgemeinden jetzt auch 
den evangelischen Kreisgemeinden und Provinzialgemeinden 
(Kreissynodalverbänden und Provinzialsynodalverbänden), 
ja selbst der evangelischen Landeskirche als solcher na- 
mentlich in den alten Provinzen (Generalsynodalverband) 
Rechtspersönlichkeit beigelegt ist®’), obschon mit gewisser 
Einschränkung hinsichtlich der passiven Darlehnsfähigkeit.°*) 
Auch der Gesamtorganisation der Altlutheraner, dem unter 
dem Oberkirchenkollegium in Breslau stehenden Vereine 
der evangelisch-altlutherischen Kirchengemeinden, können 
nach dem jüngst ergangenen Gesetze vom 23. Mai 1908 
durch den Justizminister, den Minister des Innern und 
den Minister der geistlichen Angelegenheiten die Rechte 
einer juristischen Person erteilt werden (Art. D.°) Die 
Rechtspersönlichkeit der römisch-katholischen Kirche als 
Gesamtorganismus ist in Deutschland nirgends anerkannt, 
aber auch eine römisch-katholische Landeskirche°‘) gibt 
es in Preußen nicht.°”) Dagegen ist die besondere Rechts- 


82) Obtr. 81, 324 (328). 

83) Ges. v. 18. Juni 1895 (G. S. S. 271). Generalsynodalordnung 
v. 20. Jan. 1876 $ 36* (G. S. S. 7, 18). Kirchenverfassungsgesetz v. 
3. Juni 1876 Art. 19 (G. S. S. 125). Foerster-Eccius JV S. 686. 
Friedberg S. 540. Zorn K. R. S. 445. Juristische Wochenschrift 1893 
S. 374, 101. 

84) vgl. jedoch betr. der Berliner Stadtgemeinde und der Parochial- 
verbände in größeren Orten Ges. v. 18. Mai 1895 & 1 Abs. 1 und 2 
(G. S. S. 175). 

85) G. S. S. 155. 

86) Über den Begriff s. Kahl S. 59. 

87) vgl. Gierke I S. 638f., insbes, Note 25, 26. 
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persönlichkeit einzelner Institute (Bistümer, Kapitel, kirchl. 
Fonds) der katholischen Kirche im Anschluß an $ 1032 
des Allgemeinen Landrechtes II, 11 in neueren Gesetzen 
ausdrücklich anerkannt.°®) Die durch die neuere Gesetz- 
gebung sowohl für evangelische Kirchengemeinden°”) wie 
für katholische”®) zugelassene Vereinigung zu Gesamt- 
verbänden stellt sich nur als eine weitere Ausgestaltung 
des Gemeindeprinzipes dar. 

Etwa eine Teilung der kirchlichen Rechtspersönlickeit 
in eine privatrechtliche und in eine öffentlichrechtliche ist 
ebensowenig wie bei der staatlichen?!) angängig. Die 
privatrechtliche Korporationsqualität ist allgemeine Eigen- 
schaft der Kirchengemeinden, sie bildet überall die Unter- 
lage der Stellung der Kirchen im Öffentlichen Rechte. Es 
gibt keine Öffentliche Kirchengesellschaft, die nicht Kor- 
porationsrechte auf dem Gebiete des Privatrechtes besäße. 
„Der Besitz der letzteren erscheint positiv rechtlich als 
Voraussetzung der öffentlichen Korporationseigenschaft.‘“??) 


Die Kirchen sind juristische Personen des Öffentlichen 
Rechtes. Dies ist denn auch in Rechtslehre und Recht- 
sprechung fast allgemein angenommen.) Ihre Verfassungen 
bilden daher einen Bestandteil der öffentlichen Rechts- 
ordnung. Deshalb sind die Kirchenämter als solche Öffent- 
liche Ämter, deshalb sind auch die staatlich anerkannten 
Organe ihrer Selbstverwaltung als öffentliche Behörden, 
deshalb ihre Kirchenbeamte als Öffentliche Beamte an- 
zusehen.”‘) Dagegen sind ihre Ämter nach der heutigen 


88) Ges. v. 20. Mai 1874 $ 6 (G. S. S. 135). Ges. v. 7. Juni 1876 
8$1(G.S. S. 149). Foerster-Eceius IV S. 686. 

89) Ges. v. 18. Mai 1895 (G. S. S. 175). Schoen I S. 377 £f. 

90) Ges. v. 29. Mai 1903 (G. S. S. 179). 

91) vgl. Gierke I S. 475. 

92) Kahl S. 339. 

9) R. G. Z. 59, 329 (331). O. V. G. 43, 164. Kuhlenbeck i. d. 
jur. Wochenschrift 1895 S. 497f. In der Rechtslehre a. A. Rosin 
S. 35 ff. und Zorn K.R. S. 221. Vgl. auch Schoen I S. 171ff. und 
Rothenbücher S. 457 ff. 

9) R. G. Z. 59, 329 (831). Kahl S. 383, 
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Kirchenverfassung nicht mehr Staatsämter, ihre Behörden 
nicht Staatsbehörden, ihre Beamten nicht Staatsbeamte.”°) 
Nur insofern diese etwa zugleich mit Wahrnehmung solcher 
Funktionen betraut sind, die den Staatszwecken unmittel- 
bar oder mittelbar dienen, sind sie insoweit zugleich Staats- 
beamte. Der Unterschied ist namentlich wichtig auf straf- 
rechtlichem Gebiete. Hier unterfallen Kirchenbeamte 
nur als solche jedenfalls nicht dem $ 359 St. G. B., der 
ausdrücklich nur mittelbare oder unmittelbare Staatsbeamte 
begreift.”) Dagegen besteht darüber, ob das Strafgesetz- 
buch unter „öffentlichen Ämtern“ (88 31, 132 St.G.B.) 
auch die Kirchenämter als solche mitumfaßt, oder ob 
darunter gleichfalls nur staatliche Ämter zu verstehen sind, 
eine praktisch höchst bedeutsame Meinungsverschiedenheit. 
Richtig dürfte sein, diese Frage im Einklang mit der Vor- 
schrift des $ 359 St. G.B. dahin zu beantworten, daß die 
rein kirchlichen Ämter nicht zu den „Öffentlichen Ämtern“ 
im Sinne des St.G.B. zu rechnen sind.”) Meinungsver- 
schiedenheit herrscht ferner darüber, ob die evangelischen 
kirchenregimentlichen Aufsichtsbehörden (Konsistorien, 
Oberkirchenrat) als Staatsbehörden, ihre Beamten als 
Staatsbeamte anzusehen sind. Das Oberverwaltungsgericht 
hat die Frage bezüglich dieser bejaht, bezüglich jener 
verneint.”) Sie dürfte indes einheitlich allgemein zu ver- 
neinen sein.?’) Immerhin werden in einzelnen Beziehungen 
Geistliche den Staatsbeamten mannigfach rechtlich gleich 
behandelt. So im bürgerlichen Rechte hinsichtlich der 


%) 0.V. G. 8, 390. Kahl S. 383. v. Kirchenheim S.59 f. Schoen I 
Ss. 235 f., II S. 47 insbes. Note 2. 

%) R. G. St. 2, 316|; 3, 258; 13, 432; 14, 130..v. Liszt S. 576 
Note 4. Frank zu $ 359 S. 567. Binding II S. 379 f. will Kirchenbeamte 
schlechthin dem $ 359 St. G. B. nicht unterstellt wissen. 

97) R.G.St. 10, 199. Binding II S. 380. v. Liszt S. 266 Note 2. 
A. A. Olshausen zu $ 31 Note 6. v. Kirchenheim S. 60. Schoen I S. 236 
Note 1. Frank Note 2 zu $ 31 S. 54, Note I zu $ 132 S. 236. 

8) 0. V. G. 22, 36. 

9) v. Kirchenheim S. 60. Friedberg S. 212, insbes. Note 9 
Schoen I S. 232 Note 1, S. 236f. A.A. Niedner S. 163—277. 


Abtretung ihres Diensteinkommens, Wartegeldes oder Ruhe- 
gehaltes ($ 411 B.G. B.), hinsichtlich der Kündigung des 
Mietsverhältnisses im Falle ihrer Versetzung (8 570 B.G.B.), 
hinsichtlich der Erlaubnis zur Übernahme einer Vormund- 
schaft ($ 1784 B.G.B.). So auf prozessualem Gebiete 
hinsichtlich der Pfändungsprivilegien (88 811’, 850° Z.P.O.), 
hinsichtlich des Verfahrens bei Verhaftung wegen Schulden 
(8$ 910, 933 Z. P.O.). Hierhin gehört auch die Vorschrift 
in $ 9 des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 1.Juni 18701), 
wonach eine von der Regierung oder von einer Zentral- 
oder höheren Verwaltungsbehörde eines Bundesstaates 
vollzogene oder bestätigte Bestallung für einen in den 
Kirchendienst aufgenommenen Ausländer oder Angehörigen 
eines anderen Bundesstaates die Stelle der Naturalisations- 
urkunde oder Aufnahmeurkunde, ebenso wie bei einem 
unmittelbaren oder mittelbaren Staatsbeamten vertritt, 
wofern nicht ein entgegenstehender Vorbehalt in der Be- 
stallung ausgedrückt ist. 

Die Kirchen sind eigenartige Korporationen des öffent- 
lichen Rechtes. Ihre Eigenart wurde früher meist neben 
ihrer geschichtlichen Bedeutung, die namentlich auch bei 
der Beratung des Art. 15 der Pr. V. U. nachdrücklich 
hervorgehoben wurde!‘!), ausschließlich in den ihnen 
zustehenden Vorrechten gefunden (sog. Privilegientheorie). 
Diese Auffassung ist indessen zu einseitig. In Wahrheit 
steht den Vorrechten der Kirchen die staatliche Aufsicht 
als gleich charakteristisches Merkmal gegenüber.!”) „Der 
Staat kann erkennen, daß die Existenz und Funktion der 
Kirche für ihn und seine Aufgabe von Bedeutung sei, 





100) B.G.Bl. S. 355. 

101) Sten. Ber. der Zweiten Kammer Band II S.1156: Durch die 
Gegenüberstellung von Kirche und anderen Religionsgesellschaften 
„bekomme der Gedanke einen Ausdruck, daß es um eine Kirche, um 
eine Gemeinschaft, die sich das Wesen und das Recht, eine Kirche zu 
sein, geschichtlich errungen habe, noch etwas anderes sei, als um jede 
sonst denkbare Religionsgesellschaft.“ (Abgeordneter Wentzel.) Vgl. 
O0. V. G. 43, 172. Niedner S. 241 ff. 

102) vgl. Hinschius-Marquardsen S. 267. 


derart, daß er sich des Unterschiedes seiner Ordnung von 
der kirchlichen wohl bewußt ist, allein sich das Dasein 
und Wirken der letzteren garantiert. Das kann bewirkt 
werden dadurch, daß er die von ihm als selbständig aner- 
kannte Kirche berechtigt und verpflichtet. Berechtigt 
dadurch, daß er die Kirche über die Sphäre eines dem 
gemeinen Rechte unterstehenden Verbandes hinaushebt, 
daß ihr ein privilegierter Status verliehen wird, der sowohl 
nach der negativen, als auch der positiven und aktiven 
Richtung sich äußern kann. Verpflichtet dadurch, daß 
der Staat die Kirche seiner Kontrolle in gesteigerter Weise 
unterwirft, indem er gewisse kirchliche Akte an seine 
Zustimmung oder Mitwirkung knüpft. Auf diese Weise 
erlangt die Kirche die Qualität eines Öffentlichen Ver- 
bandes.“!®) Um das korrespondierende Verhältnis an 
Vorzügen und Beschränkungen zu kennzeichnen, hat Kahl 
den Ausdruck „qualifizierte Korporationen“ vorgeschlagen.!°%) 
Der Ausdruck hat aber keinen Anklang gefunden und ist 
in der tat wenig glücklich, da damit über die Art der 
Qualifikation nichts gesagt ist. 1%) 

Worin im einzelnen die Rechtsvorzüge und die aufsicht- 
lichen Beschränkungen bestehen, in denen für Preußen 
der Begriff Kirche staatsrechtlich hervortritt, darüber gibt 
die Verfassungsurkunde keinen Aufschluß. Inhalt und 
Umfang der Vorzüge wie der Beschränkungen kann nach 
dem in Art. 109 der V. U. ausgesprochenen Grundsatze 
nur den geltenden Gesetzbüchern, einzelnen Gesetzen und 
Verordnungen entnommen werden, soweit sie der Ver- 
fassung nicht zuwiderlaufen.!%) Hieraus folgt namentlich, 
daß die Kircheneigenschaft im staatsrechtlichen Sinne ver- 
fassungsmäßig nicht von dem Dasein dieser oder jener 
einzelnen Vorrechte abhängig ist. Wie denn ja gerade 


108) Jellinek S. 273. Vgl. Rieker S. 388. 

104) Kahl S. 340. 

105) Schoen im Verwaltungsarchiv Bd. VI S. 126. G. Meyer 
S. 771 Note 23. 

106) 0.:V. G. 43, 164 (ITO) HT. 
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dasjenige Privilegium, das nach dem geschichtlichen Ent- 
wickelungsgange das wichtigste war, das Recht der öffent- 
lichen Religionsübung von der Verfassung selbst schon auf 
alle außerhalb der Landeskirchen stehenden Religions- 
gemeinschaften übertragen worden ist. Weiter sind seit 
dem Bestehen der Verfassung noch mancherlei Befugnisse, 
die bisher ausschließlich den Kirchen zukamen, auch 
anderen Religionsgemeinschaften freigegeben (Schoen, Ver- 
waltungsarchiv Bd. VI S. 180).1°) Anderseits sind auf dem 
Gebiete des Privatrechtes mit dem Inkrafttreten des Bürger- 
lichen Gesetzbuches für dessen Bereich die bisherigen 
sonderrechtlichen Vergünstigungen der Kirchen fast durch- 
weg in Wegfall gekommen.!‘) Wesentlich für den Begriff 
der Kirche ist aber auch keine einzelne Beschränkung für 
sich. Entscheidend ist vielmehr „das Ganze des Tat- 
bestandes“, „die in der Rechtsordnung ausgeprägte Gesamt- 
auffassung.“!"”)) Nur diese ergeben die Sonderstellung der 
Kirchen, „die sie aus der Vielheit bestehender Religions- 
gemeinschaften noch immer weit herausheben.“ !!°) 

Die einzelnen Vorzugsrechte der Kirchen gehören teils 
dem Reichsrechte, vornehmlich aber dem Landesrechte an. 
Die Kirchen haben alle Privilegien, die auch den religiösen 
Korporationen des Privatrechtes zukommen. Darüber 
hinaus stehen ihnen aber auch gegenwärtig noch manche 
andere zu. Im letzten Grunde ihretwegen genießen ihre 
Geistlichen die oben erwähnten Vergünstigungen.'!!) Reichs- 
gesetzlich ist ihren persönlichen Forderungen das alther- 


STH). V. (45, 178. i 

108) Vgl. über das gesetzliche Erbrecht der Kirche den Vorbehalt 
in Art. 1338 E. G. B. G. B. Dernburg B. R. I S. 209f. Dernburg 
BuRAlV.! SHhTsf: 

109) Kahl S. 336. Gierke I S. 621. 

110), 0. V..G. 48..173. 

111) Über die Befreiung des Diensteinkommens der Geistlichen 
von Kommunalabgaben s. pr. Kom. Abg. Ges. v. 14. Juli 1893 $ 41 
(G. S. S. 152). Vgl. Ges. v. 11. Juli 1822 $ 10f. (G. S. S. 184); Städte- 
ordnung v. 30. Mai 1853 $ 4 (G. S. S.261); Verordnung v. 23. September 
1867 $ 13 (G. S..S. 1648). 


gebrachte Vorrecht im Konkurse, obschon mit zeitlicher 
Einschränkung auf die im letzten Jahre vor der Konkurs- 
eröffnung fällig gewordenen Abgaben und Leistungen, 
erhalten.!!2) Reichsrechtlich gewahrt ist auch ihren ding- 
lichen Ansprüchen öÖffentlichrechtlicher Art das Vorrecht 
im Falle der Zwangsversteigerung des belasteten Grund- 
stückes wegen der laufenden und der aus den letzten zwei 
Jahren rückständigen Beträge.!'°) Die Kirchen genießen 
ferner vor den Landesgerichten Gebührenfreiheit nach 
Maßgabe der Landesgesetze!'*), sowie Gebührenfreiheit 
vor dem Reichsgerichte nach Maßgabe der Kaiserlichen 
Verordnung vom 24. Dezember 1883.1'?) 


Besonders bemerkenswert ist für Altpreußen das bis 
heute in Kraft gebliebene formale Vorrecht der Kirchen- 
gemeinden, ihre gottesdienstlichen Gebäude ausschließlich 
Kirchen nennen zu dürfen, sei es auf Inschriften, sei es 
in mündlichen Kundgebungen, sei es im Verkehre mit 
Behörden.!!) Zwar hat die Verfassungsurkunde die öffent- 
liche Religionsübung allen Religionsgemeinschaften zu- 
gestanden. Die Öffentlichkeit der Religionsübung wird 
jedoch nicht dadurch beeinträchtigt, daß sie in Gebäuden 
stattfindet, denen amtlich und in der Gesetzessprache die 
Bezeichnung als „Kirche“ versagt ist. Diese ausschließ- 
liche Vorzugsbezeichnung gilt indes nach dem schon mehr- 
fach erwähnten Gesetze vom 23. Mai 1908 betreffend die 
Altlutheraner diesen gegenüber fortan nicht mehr (Art. I). 


112) 8 613 K. O. Motive S. 156. 

188) 8 103 Zw. V. &% 

114) Ger. Kost. Ges. i. d. F. v. 20. Mai 1898 $ 98 Abs. 2 (R. G. Bl. 
S. 369); pr. Ger. Kost. Ges. i. d. F. v. 6. Oktober 1899 8 8% (G. S. S. 325) 

115) R. G. Bl. 1884 S. 1. Nach der Verordnung findet ebenso 
wie nach dem preußischen Gerichtskostengesetze die Gebührenfreiheit 
jedoch nur insoweit statt, als nach dem Zeugnis der zuständigen 
Staatsbehörde die Einnahmen die etatsmäßigen Ausgaben nicht über- 
steigen. Vgl. R. G. Z. 64, 218. 

116) 0. V.G. 33, 35; 38, 438; 43, 173f. Wegen Veröffentlichungen 
mittels der Presse s. indes $ 1 des Preßgesetzes v. 7. Mai 1874 
(R. G. Bl. S. 65). 
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Sie gilt ferner überhaupt nicht in den neuen Provinzen 
Preußens, da nicht etwa anzunehmen ist, daß die in das 
Patent vom 30. März 1847 aufgenommene Vorschrift des 
S$ 18 des Allgemeinen Landrechtes II, 11 durch diese Auf- 
nahme zu einer verfassungsrechtlichen erhoben und daher 
überall gleichmäßig anzuwenden sei.!'”) 


Materiell bedeutsam ist vor allem die äußere Unter- 
stützung, die der Staat den Kirchen teils mit finanziellen 
Mitteln und teils durch Verleihung seines weltlichen Armes 
(bracchium saeculare) zur Zwangsvollstreckung wegen 
kirchlicher Abgaben oder kirchlicher Verfügungen zuteil 
werden läßt. Im Staatshaushalte nehmen die für Kirchen 
ausgeworfenen Mittel einen nicht geringen Platz ein, sie 
dienen teils der Deckung fortlaufender kirchlicher Aus- 
gaben (Gehälter der Kirchenbeamten), teils zur Bestreitung 
außerordentlicher Ausgaben (z. B. Umbau einer Kirche).!®) 
Diese Dotationen und Zuschüsse hängen geschichtlich be- 
sonders zusammen mit der Säkularisation der Kirchengüter 
durch $ 35 des Reichsdeputationshauptschlusses von 1803.1!°) 
Unrichtig ist es indes, aus $ 35 eine privatrechtliche Ver- 
pflichtung des Staates herzuleiten'?°), vielmehr handelt es 
sich nur um eine Öffentlich rechtliche Verbindlichkeit, die 
später hinsichtlich der katholischen Kirche in den Kon- 
kordaten und Zirkumskriptionsbullen!?!) eingelöst, hin- 
sichtlich der evangelischen Kirche in Preußen mindestens 
tatsächlich als geschichtlich begründet stets verwirklicht 
und namentlich neuerdings in den sog. Pfarrbesoldungs- 


un-O. V. G. 43. 166 ff. 

118) Friedberg S. 524. v. Kirchenheim S. 59, S. 307f. Kahl 
S. 384 ff. Schoen I. S. 173, insbesondere Note 2. Niedner S. 251 ft. 

119) Vgl. preuß. Edikt über die Einziehung sämtlicher geistlicher 
Güter in der Monarchie vom 30. Oktober 1810, insbes. 8 4 (G. S. 
S. 32). Rieker S. 329. Niedner S. 134—177. 

120) Kahl S. 384. 

121) Bulle Pius VII. De salute animarum v. 16. Juli 1821 Z. 42, 
3; Kab. Order betr. die Kgl. Sanktion v. 23. August 1821 (G. S. 
S. 113). 


gesetzen'?”) Ausdruck gefunden hat. Seine staatliche Hilfe 
leistet der Staat der Kirche zur Zwangsbeitreibung kirch- 
licher Abgaben und Steuern'”*), sowie zur Durchführung 
von Disziplinarurteilen gegen Geistliche.'”) Endlich be- 
teiligt der Staat die Kirche an ursprünglichen Aufgaben 
der Staatspflege. So namentlich weitgehend auf dem 
Gebiete des staatlichen Unterrichtwesens aller Grade, ins- 
besondere an dem Unterrichte in den Volksschulen'?), 
der jedoch als Teil des Unterrichtes überhaupt immer nur 
dem Staate zusteht, eine staatliche Angelegenheit ist.'?%) 
Freilich ist gerade hiermit ein Gebiet bezeichnet, auf 
welchem es bis jetzt am wenigsten gelungen ist, einen 
vollkommen befriedigenden Ausgleich der staatlichen und 
kirchlichen Ansprüche zu gewinnen. '?”) 

Ihre Kehrseite findet die Vorzugsstellung der Kirchen 
in der staatlichen Aufsicht, die auf dem Gebiete der kirch- 
lichen Gesetzgebung (Autonomie), der kirchlichen Ver- 
waltung und der kirchlichen Gerichtsbarkeit, soweit eine 


122) Insbes. Ges. v. 2. Juli 1898 betr. das Diensteinkommen der 
evangelischen Pfarrer (G. S. S. 155). Ges. v. 2. Juli 1898 betr. das 
Diensteinkommen der katholischen Pfarrer (G. S. S. 260). Vgl. v. 
Kirchenheim S. 309 ff. 

123) Kahl S. 385 ff. Ges. v. 3. Juni 1876 Art 23®betr. die evan- 
gelische Kirche (G. S. S. 125). Ges. v. 24. Mai 1861 $ 15 (G. S. S. 241). 
Kab. Order vom 19. Juni 1836 Nr. 1 (G. S. S. 198). Bezügl. der Kirchen- 
steuern s. jetzt die neueren Gesetze aus den Jahren 1905 und 1906, 
unter Note 140. Und zwar erfolgt die Zwangsvollstreckung wegen 
einer durch die staatlichen Aufsichtsbehörden genehmigten Kirchen- 
steuer auf Ersuchen der zuständigen kirchlichen Gemeindeorgane 
nach den Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren durch 
die staatlichen oder durch kommunale Vollstreckungsbehörden. 

124) Ges. v. 12. Mai 1873 8 9 (G. S. S. 198). 

125) Kahl S. 373, 338. Hinschius S. 984. Friedberg S. 507 ff. 
Hue de Grais S. 425 ff. Zorn S. 214. 

za 85 FI TLCAPTLUR. TE 12: ATE 23217112 VAUFRGEEN, 
11. März 1872 (G. S. S. 183). Vgl. jetzt Ges. v. 10. Juli 1906 (G. S. 
S. 333) betr. die Abänderung des Art. 26 und Aufhebung des Art. 112 
d. V. U. Ges. v. 28. Juli 1906 (G. S. S. 335) betr. die Unterhaltung 
der öffentlichen Volksschulen, insbes. $$ 33 ff. 44, 47. R. G. St. 40, 55. 

127) Kahl S. 388. 


solche überhaupt noch stattfindet, beschränkend eingreift. !?°) 
Daß kirchliche Gesetze, die den staatlichen zuwiderlaufen, 
schon an sich wirkungslos sind, versteht sich von selbst.!?°) 
Es handelt sich um vorbeugende Maßnahmen des Staates, 
hauptsächlich um das sog. Plazet (placetum regium), d.h. 
das Recht des Staates, von Gesetzen und Frlassen der 
Kirchenorgane Einsicht zu nehmen und ihre Veröffentlichung 
(Verkündigung) oder ihren Vollzug zu gestatten oder zu 
verbieten.'?’) Diese Beschränkung ist allerdings gerade 
in Preußen gegenüber der katholischen Kirche, auf die 
sie sich nach ihrem geschichtlichen Ursprung und ihrer 
kirchlich politischen Tendenz ursprünglich allein oder doch 
vorwiegend bezog!?'), durch Art. 16 V. U. völlig beseitigt'??) 
und auch durch dessen Aufhebung nicht wiederhergestellt. 
„Ohne Schaden für die staatliche Autorität, da es, wie die 
Erfahrung lehrt, die Veröffentlichung und Wirksamkeit 
kirchlicher Norınen doch nicht zu hindern vermag, wohl 
aber dem Staate unter Umständen unnütze Verlegenheiten 
bereitet.*'#) Unbekannt ist das Plazet als solches auch 
der evangelischen Kirche gegenüber. Dagegen haben sich 
hier seit der Einführung der evangelischen Synodal- 
verfassung ähnliche Vorsichtsmaßregeln entwickelt, einmal 
insofern von einer Provinzialsynode oder von der General- 
synode beschlossene Gesetze dem Könige zur Sanktion 
erst vorgelegt werden dürfen, nachdem die Erklärung des 
Staatsministeriums darüber herbeigeführt ist, ob gegen den 
Erlaß derselben von Staats wegen etwas zu erinnern sei, 





128) Kahl S. 349 ff. 

129) So ausdrücklich Art. 13 Abs. 1 des pr. Ges. v. 3. Juni 1876 
betr. die evangelische Kirchenverfassung in den älteren Provinzen 
(G. S. S. 125). Vgl. Kahl S. 171. 

180) Friedberg S. 271. Kahl S. 281 ff., 375 ff. v. Kirchenheim 
S. Off. G. Meyer S. 777 ff. Stutz S. 915 f. Zorn S. 423 ff. 

131) 8$ 117, 118 A. L. R. II, 11 (eingeführt in Preußen schon 1754). 

132) Für dogmatische Erlasse schon durch Kab. Order vom 
1. Januar 1841. 

133) Stutz S. 916. Hinschius-Marquardsen S. 281 ff.: „die Geschichte 
des Plazets ist die Geschichte seiner Verletzungen“. 
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sodann insofern je nach ihrem Inhalte gewisse kirchliche 
Gesetze (insbes. betr. Bewilligung neuer Ausgaben für 
landeskirchliche Zwecke) der positiven Zustimmung des 
Staatsministeriums bedürfen, andere (insbes. betr. Ver- 
fassungsänderungen und Umlagebeschlüsse über einen 
bestimmten Prozentsatz der Einkommensteuer hinaus) die 
Bestätigung durch ein Staatsgesetz erforden.'”*) Weiter 
äußert sich die staatliche Aufsicht auf dem Gebiete der 
kirchlichen Verwaltung in ihren verschiedenen Richtungen. 
Interkonfessionell für die katholische Kirche wie für die 
evangelische sind bestimmte Erfordernisse vorgeschrieben, 
die für die Übertragung eines geistlichen Amtes in bezug 
auf persönliche Eigenschaften und Vorbildung im staat- 
lichen Interesse zu stellen sind (Reichsangehörigkeit, Un- 
bescholtenheit, Ablegung der Entlassungsprüfung auf einem 
deutschen Gymnasium, dreijähriges theologisches Studium 
auf einer deutschen Universität oder auf einem geeigneten 
kirchlichen Seminare).'”) Bei der Verleihung des Amtes 
selbst steht dem Staate ein Mitwirkungsrecht zu, obschon 
ein nur negatives in der Form des Einspruchsrechtes (bei 
Anzeigepflicht,, das auch noch hinwegfällt, wofern die 
Anstellung durch Behörden erfolgt, deren Mitglieder 
sämtlich vom Könige ernannt sind"), wie dies für die 
evangelische Landeskirche regelmäßig zutrifft. Dies 
Einspruchsrecht hat daher praktische Bedeutung fast 
nur der katholischen Kirche gegenüber. Besondere Be- 


134) S. für Altpreußen bes. Ges. v. 28. Mai 1894 (G. S. S. 87) 
und Kirchenverfassungs-Ges. v. 3. Juni 1876 Art. 13 ff. (G. S. S. 125). 
Vgl.‘ Friedberg 18.273. “ Kahl*S." 169 1.3.8391 30976, 8.29: 
v. Kirchenheim S. 72. G. Meyer S. 787 f. Zorn K.R. S. 426 ft. 
Schoen I S. 176 f. Hinschius-Marquardsen S. 341. 

186) Ges. v. 11. Mai’ 1873 881, 4. (G. 8.8.7191), Ges. v. 
21. Mai 1886 Art. 1, 2, 5 (G. S. S. 147); Ges. v. 29. April 1887 Art. 2, 
3 (G. S. S. 127). Vgl. Frantz S. 185£., 206. Friedberg S. 332 ff. 
v. Kirchenheim S. 260 ff. Hinschius-Marquardsen S. 287 ff., 349. 
G. Meyer S. 779f. Stutz S. 947 Note 2, S. 969 Note 3. Zorn K.R. 
S. 340 f£f., S. 412. Schoen II S. 47 £f. 

186) SS 15, 16, 28 d. Ges. v. 11. Mai 1873 (G. S. S. 191). Hinschius- 
Marquardsen S. 293 ff., 350 ff. 


stimmungen bestehen hinsichtlich der Besetzung der 
Bischofsstühle, insofern die Wahl in Preußen dem Dom- 
kapitel zusteht, die Regierung aber die Befugnis hat, 
personae minus gratae auszuschließen.'?”) Der staatlichen 
Mitwirkung bedarf es ferner bei der Errichtung oder Ver- 
änderung von Kirchenämtern, selbst wo hierüber eine 
besondere gesetzliche Vorschrift nicht getroffen ist, da 
sonst dem Amte die staatliche Anerkennung fehlen würde. '?®) 
Der Staat nimmt seinen Einfluß auf die Verwaltung des 
kirchlichen Vermögens. Insbesondere unterliegen der 
Genehmigung der staatlichen Aufsichtsbehörden die bedeut- 
sameren Akte der kirchlichen Vermögensverwaltung '?”), so- 
wie die jährlichen Steuerbeschlüsse der Kirchengemeinden.'*) 


137) Vgl. für Altpreußen dreve „Quod de fidelium“ vom 16. Juli 
1821 an die Domkapitel: vestrarum partium erit, eos adsciscere, quos, 
praeter qualitates caeteras ecclesiastico jure praefinitas, prudentiae insuper 
laude commendari, nec serenissimo regi minos gratos esse 
noveritis, de quibus antequam solemnem electionis actum ex canonum 
regulis rite celebretis, vt vobis constet curabitis (bei Mirbt, Quellen S. 349 
Nr. 407). Vgl. Friedberg S. 340 ff. v. Kirchenheim S. 279 f. G. Meyer 
S. 780 f. (insbes. Note 7). Frantz S. 189 f. Stutz S. 948. Zorn K.R. 
S. 308 ff. 

138) Vgl. f. Altpreußen 88 238 f. A. L. R. II, 11. Verordnung v. 
27. Juni 1545 85 (G. S. S. 440). Evangel. Kirchenverfassungsgesetz 
v. 3. Juni 1876 Art. 238 (G. S. S. 125) Frantz S. 181f, S. 203. Fried- 
berg S. 324f. 327. v. Kirchenheim S. 255. G. Meyer S. 779. Zorn K.R. 
S. 252 ff. Hinschius-Marquardsen S. 285 f. 345 ff. 

139) Ges. v. 20. Juni 1875 88 50 ff. (G. S. S. 241). Verordnung 
v. 27. September 1875 (G. S. S. 571). Ges. v. 7. Juni 1876 (G. S. 
S.149). Verordnung v. 29. September 1876 (G.S.S. 401) Evang. Kirchen- 
verfassungsgesetz v. 3. Juni 1876 Art. 24 ff. (G.S.S.125). Verordnung v. 
9.Sept. 1876 (G.S.S.395). FrantzS.337 ff. v. Kirchenheim S.320 f. Hinschius- 
Marquardsen S. 316 ff. 356 ff. Kahl S. 373. Friedberg S. 580 f. 
G. Meyer S. 788. Zorn K.R. S. 462 ff. 467f. Schoen I. S. 178 ff. 

140) Ges. v. 14. Juli 1905 (G. S. S. 277) für die evangelische 
Landeskirche d. älteren Provinzen. Ges. v. 14. Juli 1905 (G. S. S. 281) 
betr. die katholischen Kirchengemeinden und Gesamtverbände. Ges. 
v. 22. März 1906 (G. S. S. 41) für Hannover und Schleswig-Holstein. 
Ges. v. 22. März 1906 (G. S.S. 46) für die Konsistorialbezirke Kassel, 
Wiesbaden, Frankfurt a. M. Die drei Verordnungen über die bezügl. 
Ausübung der Rechte des Staates je v. 23. März 1906 (G. S. S. 53, 
G. S. S. 54, G. S. S. 55). Durch diese Gesetze ist namentlich auch 
die Verwaltungsklage an das Oberverwaltungsgesetz sowohl für die 
Steuerpflichtigen, wie für die beteiligten Kirchengemeinden eröffnet. 
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Überhaupt beseitigt ist gegenwärtig die Ausübung einer 
kirchlichen Gerichtsbarkeit mit bürgerlicher Wirkung in 
weltlichen Angelegenheiten, sowohl in bürgerlichen Rechts- 
sachen mit Einschluß der Ehe und Verlöbnissachen, wie 
in Strafsachen.!*!) Aber selbst für rein kirchliche Ver- 
fehlungen ist die Gerichtsbarkeit der Kirchen, wie jeder 
Religionsgemeinschaft staatlich dahin beschränkt, daß keine 
anderen Straf- oder Zuchtmittel angedroht, verhängt oder 
verkündet werden dürfen, als solche, die dem rein religiösen 
Gebiete angehören oder die Entziehung eines innerhalb 
der Kirche oder Religionsgesellschaft wirkenden Rechtes 
oder die Ausschließung aus der Kirche oder Religions- 
gemeinschaft betreffen. '*?) 


In privatrechtlicher Hinsicht kommt auch den Kirchen 
mit der Rechtspersönlichkeit die allgemeine Rechtsfähigkeit 
zu. Die allgemeinen Vorschriften des B.G.B. über Vereine 
(88 21 ff.) finden auf sie als juristische Personen des Ööffent- 
lichen Rechtes aber keine Anwendung, abgesehen allein 
von der Vorschrift des $ 31 über die Verantwortlichkeit 
für Schäden, die von einem verfassungsmäßig berufenen 
Vertreter in Ausführung der ihm zustehenden Verrichtungen 
einem Dritten zugefügt werden ($ 89 B.G.B.).") An- 
wendung finden dagegen auch auf sie, wie auf alle 
juristischen Personen, die Erwerbsbeschränkungen des 
Art. 86 E.G.B.G.B. in Verbindung mit Art. 6 und 7 des 
Pr. A.G.B.G.B. Darnach bedürfen in Preußen auch 
Kirchen zum Erwerbe von Grundstücken der Genehmigung 
der staatlichen Aufsichtsbehörde nur noch für den Fall, 
daß es sich um Grundstücke im Werte von mehr als 
5000 # handelt. Damit sind die weitergehenden aufsicht- 





141) G. V. G. 8$ 13, 15. 

142) Ges. v. 13. Mai 1873 8 1 (G. S. S. 205). Ges. v. 29. April 
1887 Art. 4 (G. S. S. 127). Frantz S. 219, 225. Friedberg S. 282 f., 
285 f., 298 f. Kahl S. 354 f., 357 f. v. Kirchenheim S. 284 f., 292 ff. 
Zorn K.R. S. 479. 

143) Ein Konkurs über Kirchengemeinden findet nach preußischem 
Rechte nicht statt. 
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lichen Beschränkungen, wie sie das evangelische Kirchen- 
verfassungsgesetz (insbes. Art. 24 des Gesetzes vom 
3. Juni 1876 für die älteren Provinzen) und $ 50 des 
Gesetzes vom 20. Juni 1875 über die Vermögensverwaltung 
der katholischen Kirchengemeinden enthielten !**), insoweit 
geändert. Dies kann nach dem Wortlaute der gesetzlichen 
Bestimmungen füglich keinem Zweifel unterliegen und ist 
in der Begründung zu dem Entwurfe des preußischen A.G. 
B.G.B. auch noch besonders hervorgehoben: „Alle diese 
Bestimmungen bleiben an sich nach Art. 86 E. G. B.G.B. 
für Gegenstände im Werte von mehr als 5000 #% in Kraft. 
Der Entwurf setzt an ihre Stelle eine für alle preußischen 
juristischen Personen geltende einheitliche Regel (Art. 7 
S 1 Abs. 1).*'%) Die gleichwohl in der Praxis hervor- 
getretene Meinung, daß die bisherigen staatlichen Auf- 
sichtsbeschränkungen betreffend den Erwerb von Grund- 
eigentum seitens der Kirchengemeinden durch Art. 86 E.G. 
B.G.B. nicht berührt seien, weil es sich hierbei um eine 
öffentlichrechtliche Maßnahme handele, während das B.G.B. 
und seine Nebengesetze nur privatrechtliche Normen ent- 
hielten, kann nicht für zutreffend erachtet werden und 
ist auch schon vom Kammergerichte gemissbilligt'*‘), dessen 
Ausführungen freilich nicht durchweg beigetreten werden 
kann. Richtig ist aber jedenfalls, was auch das Kammer- 
gericht als bestimmenden Grund geltend macht, dass der 
Gesetzgeber durch nichts behindert war, in dieser Materie 
mit einzelnen Vorschriften auf das öffentliche Recht und 
speziell auf das kirchenhoheitliche Gebiet hinüber zu 
greifen, und daß dies in der tat hier geschehen ist. 





144) S, oben Note 139. 
145) Motive S. 9 (Stegemann, Materialien S. 7). 
146) K.G.J. 25 A 126; 26 A 257. Vgl. Schoen I S. 180 Note 1. 
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S 4. Der Schutz der Bekenntnisfreiheit. 


Binding I, S. 177 £.; II. S. 378 — Bott, Religionsvergehen — Frank 
zu $$ 166, 167 St. G. B. — Herrmann S. 37 — Kahl S. 38 ff. — 
Kahl, Vgl. D. S. 1—18, 27—33, 38 ff. — v. Liszt $$ 117, 118 S.391 ff. — 
v. Roenne II S. 387 £. — Roesch, Klerus —- Sartorius S. 43 f., 125 ff. — 
Olshausen zu $S$ 166, 167 St. G. B. — Wachenfeld S. 310 f. 


Zu erörtern bleibt der besondere Schutz, den die indivi- 
duelle, wie vornehmlich die gesellschaftliche Bekennntnisfrei- 
heit im Strafrechte findet. Eshandelt sich um die sog. Reli- 
gionsverbrechen. Einst hauptsächlich Verletzungen des Be- 
kenntniszwanges, sind sie seit der Zeit der Aufklärung viel- 
mehr zuVerletzungen der Bekenntnisfreiheitgeworden.') Von 
besonderem Interesse ist auch in dieser Hinsicht gerade die Ent- 
wickelung in Brandenburg-Preußen.?’) Auf demalten Stand- 
punkte steht noch die brandenburgische Halsgerichtsordnung 
von 1582 mit ihren Strafbestimmungen gegen die Ketzerei. 
Dagegen tragen die Vorschriften des Allgemeinen Land- 
rechtes Teil II Titel 20 88 214 ff. „von Beleidigungen der 
Religionsgesellschaften“ der veränderten Anschauung weit- 
gehend Rechnung. Auf ihrer Grundlage vollzieht sich die 
weitere Entwickelung im Strafgesetzbuche für die Preußi- 
schen Staaten vom 14. April 1851 Titel 10 88 135, 136 
über die „Vergehen, welche sich auf die Religion beziehen.“ 
Diese liegen dann wieder in besonderem Maße dem 
geltenden Strafgesetzbuche für das Deutsche Reich $$ 166, 
167 zugrunde. Zwar ist auch in diesem eine allgemeine 
Schutzbestimmung für die Bekenntnisfreiheit als solche 
nicht gegeben,?) wohl aber wird sie in verschiedenen ein- 
zelnen Richtungen auch strafrechtlich gesichert,*) wobei 
die Unterscheidung der Religionsgemeinschaften mit Kor- 


1) Binding I, S. 175. 

2) v. Liszt S. 26, 392. 

8) vgl. R. G. St. 39, 150. 

4) Ob die betreffenden Vorschriften eine Materie im Sinne des 
S2 E.G.R. St. G. B. darstellen, ist äusserst streitig; bejaht wird 
die Frage namentlich von Binding II S. 378 und v. Liszt S. 393. 
Anders Binding, Handbuch des Strafrechts I S. 322. 
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porationsrechten und ohne Korporationsrechte erheblich 
zurücktritt und den Kirchen eine besondere Vorzugs- 
stellung überhaupt nicht mehr eingeräumt ist, wie dies 
auch schon im preußischen Strafgesetzbuche nicht mehr 
der Fall war. 

a) Hinderung an persönlicher Gottesdienstausübung. 
Geschützt ist die Bekenntnisfreiheit durch & 167 Satz 1 
R. St. G. B. Darnach macht sich strafbar, „wer durch 
eine Tätlichkeit oder Drohung jemand hindert, den Gottes- 
dienst einer im Staate bestehenden Religionsgesellschaft 
auszuüben“. Es handelt sich hierbei im Gegensatze zu 
dem Tatbestande des $ 167 Satz 2 (unten zu b) um die 
Beeinträchtigung eines einzelnen oder einzelner in der 
Kultusausübung. Gleichgültig ist dabei, in welcher Art 
diese stattfinden soll, ob der Behinderte selb$t aktiv Kultus- 
handlungen vornehmen oder nur passiv als Andächtiger 
dem Gottesdienste beiwohnen will. Hinderung umfaßt 
auch die bloße Erschwerung.°?) Als Gottesdienst ist die 
von der Religionsgemeinschaft geordnete Verehrung und 
Anbetung Gottes anzusehen. Die Versammlung der 
Gemeinde oder die Abhaltung an dem gewöhnlichen 
gottesdienstlichen Orte sind zwar regelmäßige, aber nicht 
begrifflich notwendige Merkmale.°) Auch ein Dankgottes- 
dienst unter freiem Himmel ist Gottesdienst, selbst wenn 
es an der etwa erforderlichen polizeilichen Erlaubnis 
fehlen sollte. Subjektiv gilt der Schutz den Angehörigen 
einer jeden im Staate bestehenden Religionsgesellschaft, 
das heißt einer jeden nach den Gesetzen des Gliedstaates 
rechtmäßig bestehenden Religionsgemeinschaft, also dort, 
wo wie in Preußen freie Vereinsbildung besteht, einer 
jeden religiösen Gemeinschaft.?) Nicht nach der Sonder- 
norm des $ 167, sondern nach der allgemeinen Strafnorm 


5) So die gemeine Auslegung, vgl. Olshausen zu $ 167 Note 3; 
Kahl, Vgl. D. S. 53. 

6) Binding 1. S. 181 £. 

T), R. G. St. 31, 237; 34, 264; 39, 388 (Heilsarmee in Sachsen 
„Keine im Staate bestehende Religionsgesellschaft“). 


118 
des 8 240 macht sich strafbar, wer einen anderen durch 
Gewalt oder Drohung mit einem Verbrechen positiv zur 
Teilnahme am Gottesdienste nötigt. Nur der allgemeinen 
Strafnorm des $ 240 unterfällt auch die Hinderung einzelner 
an einzelnen gottesdienstlichen Verrichtungen (Taufen, 
Trauungen, Beerdigungen).°) 

b) Verhinderung oder Störung des Gottesdienstes oder 
einzelner gottesdienstlicher Verrichtungen. Nach dem 
zweiten Satze des $ 167 ist zu strafen, „wer in einer Kirche 
oder in einem anderen zu religiösen Versammlungen 
bestimmten Orte durch Erregung von Lärm oder Unordnung 
den Gottesdienst oder einzelne gottesdienstliche Verrich- 
tungen einer im Staate bestehenden Religionsgesellschaft 
vorsätzlich verhindert oder stört.“ Es handelt sich hier 
um den Strafschutz für die Kultusausübung der als Gesamt- 
heit organisierten Gemeinde (turbatio sacrorum), sowohl 
in bezug auf den Gottesdienst im allgemeinen’), wie hin- 
sichtlich einzelner selbständiger gottesdienstlicher Akte. 

Die geschichtliche Entwickelung dieses Strafschutzes 
durchläuft entsprechend dem jeweiligen Maßeder Bekenntnis- 
freiheit im wesentlichen drei Zeitabschnitte.. Dem ersten 
Abschnitte eignet nur der Schutz der staatlich anerkannten 
Religionsgemeinschaften. Er hebt an in spätrömischer 
Zeit mit der Sicherstellung allein des Gottesdienstes der 
katholischen Kirche!") und überträgt sich nach Jahrhunderten 
mit der Reformation auch auf die evangelische Kirche 
(ecclesiae receptae). Den zweiten Abschnitt kennzeichnen 
die Strafvorschriften der $$ 215, 216 des Allgemeinen Land- 
rechtes I, 20, die auch die bloß geduldeten Religions- 
gemeinschaften (ecclesiae toleratae) gegen die Störung ihres 
Gottesdienstes schützen, jedoch nur mit erheblich gemin- 


8) Frank zu $ 167 Note I, 2. Kahl, Vgl. D.S.54 f. Binding IS.182. 

9) R. G. St. 10, 42; 17, 316; Die Störung braucht nicht die ganze 
zum Gottesdienste versammelte Gemeinde zu treffen, muß jedoch 
immerhin einen allgemeinen Karakter angenommen haben.“ 

10) 1.10 C I. 3 (Arcadius und Honorius); Nov. 123 cap. 31 
(Justinian): sin autem ipsa etiam sacra mysteria et sacra ministeria turbet, 
vel gquominus peragantur prohibeat, capitali supplicio affıciatur. 
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derter Strafordnung. Die bis zur Gegenwart reichende dritte 
Periode bezeichnen die Vorschriften des 8136 des Preußischen 
Strafgesetzbuches und des $ 167 Satz 2 des Reichsstraf- 
gesetzbuches, die überhaupt alle im Staate rechtmäßig 
bestehenden Religionsgemeinschaften, korporierte und nicht 
korporierte, bezüglich ihres Gottesdienstes und ihrer gottes- 
dienstlichen Verrichtungen mit gleichmäßigem Strafschutze 
umgeben. 

Die einzelnen Tatbestandsmerkmale sind hier teils die 
gleichen wie im Falle des $ 167 Satz 1, teils wesentlich 
andere. Schon hervorgehoben ist die Verschiedenheit des 
geschützten Angriffsobjektes, verschieden ist die Handlung 
selbst nach ihrer Art (Verhinderung, die auch eine nur 
kurze Unterbrechung sein kann, und Störung) und nach 
ihren Mitteln (Lärm und Unordnung). Wesentlich ist hier 
ferner die (dauernde oder mindestens vorübergehende) Be- 
stimmung des Ortes zu religiösen Versammlungen ''), nicht 
genügt die bloß tatsächliche Benutzung zu solchen, wie 
etwa die Benutzung der Öffentlichen Straßen für eine 
Prozession.!?) Friedhöfe dienen zwar in erster Linie der 
Ruhe der Toten, können aber religiöse Versammlungsorte 
sein, und werden es regelmäßig sein, sofern die Bestattung in 
aller Regel mit religiöser Weihe verbundenist.'”) Nach dem 
Wortlaute des Gesetzes soll die Verhinderung oder Störung des 
Gottesdienstes „in“ einer Kirche oder „in“ einem anderen 
Versammlungsorte verübt sein. Gleichwohl wird man der 
freieren Auslegung zustimmen müssen, daß es sich hier 
nicht stets um einen räumlich umgrenzten, umfriedeten 
Raum handeln muß.!}) Wo dies aber, wie allerdings in 
der Regel, zutrifft, ist jedenfalls anzunehmen, daß die 
ursächliche Handlung selbst auch außerhalb des Raumes 


11Y,R,0G1 1814.29,2334: 

13). R.ıG.’St. 28, 303. 

13) R. G. St. 27, 296; Kahl, Vgl. D. S. 50; a. A. Hälschner II, 710 £. 
mit Rücksicht auf die Fassung des Gesetzes („in einem Orte,). Bott 
S. 46 ff. 

14) R. G. St. 29, 334; a. A. Binding I S. 183. 


begangen sein kann.'’) Erweiternd ausgedehnt ist der 
Schutz von dem allgemeinen Gottesdienste auch auf ein- 
zelne gottesdienstliche Verrichtungen. Gottesdienstliche 
Verrichtung ist jeder Akt der Religionsübung, der neben 
dem eigentlichen Gottesdienste zur Befriedigung eines be- 
sonderen religiösen Bedürfnisses bestimmt ist.'‘) Hierher 
gehören die Taufe, die Trauung, unter Umständen auch 
die Einführung in ein Kirchenamt.'”) Namentlich ist hier- 
hin auch die Bestattungszeremonie zu rechnen, insofern 
sie sich als Akt der Religionsübung einer religiösen Gemein- 
schaft darstellt.!°) Anwendbar bleibt die Schutzbestimmung 
des $ 167 auch in dem Falle, daß bei den Bestattungsfeierlich- 
keiten einer polizeilichen Vorschrift zuwidergehandelt wird. 
Zwar bedürfen gewöhnliche Leichenbegängnisse, wie schon 
früher in Preußen, so jetzt im Reiche nach $ 9 des 
Reichsvereinsgesetzes weder der polizeilichen Genehmigung 
noch der vorherigen Anzeige, jedoch sind in anderer Hin- 
sicht sehr wohl polizeiliche Einschränkungen in bezug auf 
Leichenbegängnisse aus allgemeinen Gesichtspunkten zu- 
lässig. Mag dann immerhin eine solche Vorschrift verletzt 
sein, so folgt daraus keineswegs, daß damit die Bestattungs- 
zeremonie ihres Charakters als eines Aktes der Religions- 
übung entkleidet und jedermann befugt wäre, sie durch 
Erregung von Lärm oder Unordnung zu verhindern oder 
zu stören. !?) 


Vorsorglich hebt das Gesetz in subjektiver Hinsicht 
noch besonders hervor, daß die Ausschreitung vorsätzlieh 
begangen sein muß. Von selbst versteht sich anderseits 
in objektiver Hinsicht, daß die Handlung rechtswidrig 
geschehen sein muß.?)) Darnach sind namentlich in Not- 
wehr oder Notstand begangene Handlungen auszuscheiden. 


15) R. G. St. 3, 397; 5, 258; 37, 150. Kahl, Vel. D. S. 60. 
16) R. G. St. 34, 266. 

IT) R. G. St. 23, 19. 

18) R. G. St. 5, 258; 27, 296; 34, 264. 

19) R. G. St. 34, 265. 

®0) R. G. St. 16, 15; 37, 150; 0. V. G. 33, 347. 


Eine besondere Unterfrage ist aber die, ob jemand, der 
in der Kirche von dem amtierenden Geistlichen mit Be- 
leidigungen angegriffen wird, sich in berechtigter Ehren- 
notwehr befindet, wenn er solche Angriffe sogleich seinerseits 
während des Gottesdienstes zurückweist. Diese Frage ist 
zwar vom Reichsgerichte bestimmt bejaht?'), jedoch 
keineswegs zweifellos. Allerdings steht die Heiligkeit 
des Ortes an sich der Bejahung der Frage nichtentgegen. „Der 
Angegriffene tritt dem Unrechte da entgegen, wo es geübt 
wird; er kann den Ort der Verteidigung nicht wählen; 
der Ort ist durch den Angriff gegeben, dem Angegriffenen 
aufgedrängt“. Wohl aber fragt es sich, ob die Notwehr 
auch da berechtigt ist, wo sie in Rechtsgüter unbeteiligter 
Dritter eingreift, wie hier in das Recht der versammelten 
Gemeinde auf ungestörte Ausübung ihres Gottesdienstes. ??) 

c) Beschimpfung korporierter Religionsgesellschaften. 
Zum Schutze inländischer, d. h. in irgend einem Gliedstaate 
des Reichs korporierter Religionsgesellschaften gegen Be- 
schimpfung bedroht $ 166 Satz 2 denjenigen mit Strafe, 
der „öffentlich eine der christlichen Kirchen oder eine 
andere mit Korporationsrechten innerhalb des Bundes- 
gebietes®?) bestehende Religionsgesellschaft oder ihre Ein- 
richtungen oder Gebräuche beschimpft.“ Beschimpfen be- 
deutet eine nach Form oder Inhalt besonders rohe oder 
ehrenrührige Kundgebung der Mißachtung dessen, was 
Achtung und Verehrung fordert‘), und zwar hier jede 
Art solcher Kundgebung, einschließlich der bildlichen oder 
sonstigen Darstellungen, da das Gesetz bei diesem Ver- 
gehen (im Gegensatze zur Gotteslästerung $ 166) eine Ein- 
schränkung nicht macht.) Die Beschimpfung muß 


21) R. G. St. 21, 168. 

22) Bejaht von Frank zu $53 II; a. A. v. Liszt S. 145£., insbes. 
Note 6; Olshausen zu $ 53 Note 12; vgl. auch Kahl S. 392. 

23) nicht auch der Schutzgebiete. 

24) R.G.St. 10, 146; 22, 240; 24, 21; 27, 284; 28, 403; 31, 133; 
31, 308. 

25) R. G. St. 5, 354; 6, 88. Kahl, Vgl..D. S. 45. 
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öffentlich geschehen, das heißt so, daß sie von unbestimmt 
welchen und wievielen Personen wahrgenommen werden 
konnte. ?®) 

Schon nach $ 214 des Allgemeinen Landrechtes II, 20 
waren nur „die im Staate aufgenommenen“, d. h. sowohl 
die öffentlich aufgenommenen privilegierten, wie die auf- 
genommenen nur konzessionierten ’?”) Religionsgesellschaften 
gegen Beschimpfungen geschützt. Im Anschluß hieran 
schützte $ 135 des Preußischen Strafgesetzbuches alle mit 
Korporationsrechten im Staate bestehenden Religionsge- 
sellschaften, und darüber hinaus ist auch das Reichsstraf- 
gesetzbuch mit gutem Grunde nicht gegangen. Dabei 
heben beide Gesetze unter den korporierten Gemeinschaften 
die christlichen Kirchen an erster Stelle noch besonders 
hervor, unrichtig ist aber, daß solche auch dann von dem 
Strafschutze mitbetroffen würden, wofern sie im Reichs- 
gebiete selbst nirgends korporationsberechtigt sind, wie 
die anglikanische Kirche oder die griechisch-katholische 
Kirche. Die entgegengesetzte Ansicht ist zwar in der 
Rechtslehre nicht unvertreten”®), jedoch schon mit dem 
unmittelbaren Wortlaute des Gesetzes sprachlich nicht 
vereinbar. Geschützt sind neben den christlichen Kirchen °°) 
und anderen korporierten Religionsgesellschaften selbst 
auch ihre Einrichtungen, d. h. die Bestandteile ihrer Or- 
ganisation (Papsttum, Priestertum, Zölibat, Konzilien) und 
ihre Gebräuche, d. h. die Verkörperung ihrer religiösen 
Gedanken in der Kultusübung (Messe, Reliquienverehrung).°°) 
Daß diese dogmatisch fixiert sein müssen, ist nicht zu 





26) R. G. St. 21, 254; 22, 241; 35, 159; 40, 262; 40, 359. 

STR. G. 2. 62, 360. 

28) Bott S. 32. Kahl. Vgl. D. S. 41, der übrigens die griechisch- 
katholische Kirche keinenfalls unter die schutzlosen Religionsgesell- 
schaften gestellt wissen will, da die in München bestehende Gemeinde 
Korporationsrechte besitze und es keinen Unterschied begründen könne, 
daß es sich hierbei nur um eine einzelne Gemeinde handle. 

29) vgl. über den Begriff R. G. St. 5, 188. 

30),R.7G,St.2, 438; 5,188; ,5, 354; 6,8857 24, 12; 20,392 236 
435; 27, 284; 31, 133; 33, 221. Kahl, Vgl. D. S. 42 ff. 
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erfordern. Nicht geschützt gegen Beschimpfungen sind 
alle nicht korporierten Religionsgemeinschaften. Nicht 
geschützt sind auch auf Seite der korporierten Religions- 
gemeinschaften ihre Lehren °') (Unfehlbarkeitsdogma, Dogma 
von der unbefleckten Empfängnis Mariä)°’’), einzelne Ge- 
genstände ihrer Verehrung (heiliger Rock zu Trier??), 
Bibel)’*), einzelne hervorragende Personen (Luther)??), be- 
deutsame religiöse geschichtliche Ereignisse (Vaticanum, 
Tridentinum, evangelische Union). Deren Beschimpfung 
kann vielmehr immer nur unter konkreten Umständen als 
mittelbare Beschimpfung der betreffenden Religionsge- 
meinschaft selbst, ihrer Einrichtungen oder Gebräuche zur 
Bestrafung gezogen werden°®), wobei jedoch in objektiver 
wie in subjektiver Hinsicht besondere Vorsicht zu üben 
ist, da das Gesetz offenbar eine einschränkende Absicht 
verfolgt hat. 

d) Beschimpfende Unfugsverübung an Kultusorten. 
Nach dem letzten Satze des $ 166 wird bestraft, „wer in 
einer Kirche oder in einem anderen zu religiösen Versamm- 
lungen bestimmten Orte beschimpfenden Unfug verübt“. 
Dieser Strafschutz erstreckt sich auf alle Religionsgemein- 
schaften, korporationsberechtigte wie nichtkorporations- 
berechtigte, inländische wie ausländische.?°‘) Der Grund 
liegt darin, daß derartigen Orten infolge ihrer Zweck- 
bestimmung ein erhöhter Friede innewohnt, der ihre 
Beschimpfung als eine besonders schwere Verletzung des 
religiösen Gefühles erscheinen läßt.?®) Auch im übrigen 
ist demgemäß der Tatbestand hier möglichst weit gegriffen. 
Nicht erfordert das Gesetz hier, daß die beschimpfende 


31) abweichend $ 135 Pr. St. G. B. 

32) R. G. St. 2, 428. 

3) R. G. St. 22, 238; 24, 12 (16). 

34) R. G. St. 40, 262. 

35) R. G. St. 9, 158. j 

36) R. G. St. 2, 429, 9, 158; 22, 438; 24, 15; 26, 294; 26, 435; 
40, 262. Kahl, Vgl. D. S. 41f. 


37) R. G. St. 32, 212. Kahl, Vgl. D. S. 49. 
38) R. G. St. 23, 103; 31, 410. 
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Handlung öffentlich geschieht, noch daß durch sie wirklich 
ein Ärgernis erregt ist, noch daß zur Zeit der Begehung 
gerade ein Gottesdienst oder eine gottesdienstliche Ver- 
richtung stattfindet. Wofern dies der Fall ist und durch 
die Störung zugleich eine Verhinderung oder Störung des 
Gottesdienstes oder des gottesdienstlichen Aktes herbei- 
geführt wird, würde das Vergehen gegen $& 167,2 in Ideal- 
konkurrenz vorliegen. 

e) Vergehen in bezug aufreligiös befriedete Orte, Gegen- 
stände, Zeiten. Auf dem gleichen Grunde des besonderen 
Friedens des Ortes oder des Gegenstandes oder beider 
beruhen die Strafbestimmungen der $$ 243!, 304, 306!. 
Erhöhten strafrechtlichen Schutz gegen Diebstahl genießen 
die dem Gottesdienste gewidmeten Gegenstände, sofern 
sie aus einem zum Gottesdienste bestimmten Gebäude 
gestohlen werden (sacrilegium i. e. S.). Erhöhten Schutz 
genießen ferner gegen Sachbeschädigung „Gegenstände 
der Verehrung einer im Staate bestehenden Religions- 
gesellschaft oder Sachen, die dem Gottesdienste gewidmet 
sind, zugleich ohne daß es hier wie sonst bei der Sach- 
beschädigung eines Strafantrages bedürfte. Erhöhten 
Schutz genießen endlich gegen Brandstiftung alle zu gottes- 
dienstlichen Versammlungen bestimmten Gebäude. Dagegen 
sind die Geistlichen als solche eines erhöhten weltlichen 
Schutzes nicht mehr teilhaftig. 

Nach $ 366! R. St. G. B. wird bestraft, „wer den 
gegen die Störung der Feier der Sonn- und Festtage 
erlassenen reichsrechtlichen oder landesrechtlichen®’”) An- 
ordnungen zuwiderhandelt“. Denn die Sonn- und Feier- 
tage sind, weil wesentlich dem religiösen Kultus bestimmt, 
besonders befriedete Tage, deren Feier an erster Stelle 
immer der religiösen Erbauung, an zweiter allerdings auch 


29) Die landesgesetzlichen Vorschriften sind auch nach $ 24 des 
Reichsvereinsgesetzes vom 19. April 1908 unberührt gelassen, jedoch 
mit der Maßgabe, daß für Sonntage, die nicht zugleich Festtage sind, 
Beschränkungen des Versammlungsrechtes nur bis zur Beendigung 
des vormittägigen Hauptgottesdienstes zulässig sind. 


125 


der wirtschaftlichen, bürgerlichen Ruhe und Erholung 
dienen soll.*°) 

f) Proselytenmacherei.*!) Ausdrücklich verboten war 
nach $ 43 des Allgemeinen Landrechtes II, 11 die Mit- 
glieder der anderen Religionspartei durch Zwang oder 
listige Überredungen zum Übergange zu verleiten, und 
nach $ 228 des Allgemeinen Landrechtes II, 20 sollte, „wer 
aus übel verstandenem Religionseifer zwischen Eheleuten 
oder Eltern und Kindern verschiedener Religion Mißtrauen 
und Uneinigkeit anrichtet, nach fruchtlos vorhergegangener 
gerichtlicher Abmahnung aus dem Orte, wo er sich solcher- 
gestalt in dieFamilien eingeschlichen hat, verwiesen werden.“ 
Dem Preußischen Strafgesetzbuche von 1851 und dem 
heutigen Reichsstrafgesetzbuche ist eine derartige Straf- 
vorschrift unbekannt.‘‘) In der tat entspricht es auch 
dem Grundsatze der Bekenntnisfreiheit, daß der Staat dem 
Streben nach Ausbreitung religiöser Überzeugungen nicht 
schlechthin entgegentritt, während zur Abwehr von Aus- 
schreitungen durch Anwendung ungehöriger Mittel regel- 
mäßig die allgemeinen Strafvorschriften ausreichen werden 
(vgl. 88 123, 223, 235, 240 R. St. G. B.), jedenfalls aber 
nur gegenüber solchen Ausschreitungen besondere Straf- 
vorschriften angezeigt erscheinen, wie dergleichen partiku- 
larrechtlich auch bestehen?), deren fortdauernde Gültigkeit 
allerdings mit Rücksicht auf $2 E. G. St.G.B. in Zweifel 
gezogen werden kann.*) Möglicherweise kann auch ein 
Mißbrauch des Erziehungsrechtes unterlaufen und dann 
ein Einschreiten des Vormundschaftsgerichtes angezeigt 
erscheinen. *°) 

2. Ein besonderer polizeilicher Schutz der Bekenntnis- 
freiheit findet in Preußen nicht statt.*%) Zu erwähnen ist 

40) Binding I, 184. 

41) Kahl S. 402. v. Kirchenheim S. 356. Schmidt S. 123 ff. 

42), vgl.K2.G.3.,31:Au40> (43). 

43) Sächs. Mandat vom 20. Februar 1827-8 9. 

44) vgl. oben S. 116 Note 4. 

#5) KG. Ja 20 AN 1395219 37.40)5 3A 36: 

48):0..V::G:. 33,,347:(8481.). 
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jedoch, daß der Schutz der äußeren kirchlichen Ordnung 
im Bereiche der evangelischen wie der katholischen Kirche 
ausschließlich der Landespolizeibehörde und nicht der Orts- 
polizeibehörde zusteht. ?‘) 

Anderseits ist hier hervorzuheben, wie gerade durch 
Polizeiverordnungen und durch Polizeiverfügungen, mögen 
diese auf Grund jener Verordnungen oder für sich erlassen 
sein, die Bekenntnisfreiheit in unzulässiger Weise beein- 
trächtigt werden kann.*) In derartigen Fällen hat die 
Rechtskontrolle der Verwaltung, sei es durch die ordent- 
lichen Gerichte, wie namentlich gegenüber strafpolizeilichen 
Verfügungen im ordentlichen Strafverfahren *’), sei es durch 
die Verwaltungsgerichte gegenüber sonstigen polizeilichen 
Verfügungen nach Maßgabe der 88 127, 128 des Gesetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883°°), 
entgegenzuwirken. Sowohl das ordentliche Gericht wie 
das Verwaltungsgericht hat aber nach $ 17 des Gesetzes 
vom 11. März 1850 stets nur die Rechtsgültigkeit der 
angefochtenen Verfügung, nicht ihre Notwendigkeit oder 
Zweckmäßigkeit zu prüfen.°') Im Falle der Verneinung 
ihrer Gültigkeit hat das ordentliche Gericht auf Frei- 
sprechung’?), das Verwaltungsgericht auf Aufhebung der 
Verfügung zu erkennen.°?) In Preußen ist also auch zum 





4) 8 13c 22 der Regierungsinstruction vom 23. Oktober 1817 
(G. S. S. 248). Verordnung vom 27. Juni 1845 $ 3% betr. evangelisches 
Kirchenwesen (G. S. S. 440). Verordnung v. 27. Juni 1845 betr. -die 
katholisch-kirchlichen Angelegenheiten (G. S. S. 443). Evangelisches 
Kirchenverfassungsgesetz vom 3.Juni 1875 Art. 231 (G. S. S. 125). Vgl. 
0. V. G. 16, 386; 20, 411 (422); 22, 406; 31, 420; 31, 426; 38, 435; 
50, 238; 51, 200 und Urteil des O. V. G. vom 10. Dezbr. 1884 
(i. M. Bl. f. d. i. V. 1885 S. 22). 

43) 0. V. G. 11, 369; 13, 395; 49, 370. Vgl. Anschütz II, S. 611. 

49) 88 6 ff. des pr. Ges. vom 11. März 1850 (G. S. S. 265); 
St. P. O. 88 455 ff.; pr. Ges. vom 23. April 1883 (G. S. S. 65); 
SS 136—145 des pr. Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 
(G. S. S. 195). 

50) v, Meier II, 451. 

51) 0. V.G. 8, 292; 9, 367. 

52) St.P. O. $ 259. 

58) 0. V.G. 22, 420. 
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Schutze der Bekenntnisfreiheit gegenüber polizeilichen Ver- 
fügungen, das heißt solchen, die ein polizeiliches Gebot 
(Forderung einer Leistung) oder ein polizeiliches Verbot 
(Anordnung einer Unterlassung) oder die Erteilung bezw. Ver- 
sagung einer erforderlichen polizeilichen Erlaubnis erhalten°*), 
allgemein das Verwaltungsstreitverfahren eröffnet. °°) 


$ 5. Ausscheiden (Austritt, Übertritt, Ausschluß) 
aus einer Religionsgemeinschaft. 


Frantz S. 237 f. — Friedberg S. 266 f. — Fürstenau S. 248 ff. — 
Giese, Annalen S. 383 f. — Herrmann S. 28 ff. — Kahl S. 383 £., 
293 f. — Kahl K. R. S. 266 f. — v. Kirchenheim S. 353 ff. — Richter- 
Dove-Kahl S. 1020 ff. — Schoen II S. 240— 247, 310 £. — Schmidt, Austritt. 


1. Das Wesen der Bekenntnisfreiheit erheischt mit 
zwingender Notwendigkeit, daß jedem freistehen muß, aus 
der Religionsgemeinschaft, insbesondere auch aus der Kirche, 
der er angehört, unbehindert auszuscheiden und sich einem 
anderen religiösen Verbande anzuschließen oder aber auch 
sich von jeder Religionsgemeinschaft und sogar jeder 
Religion gänzlich loszusagen.!) Das beiden Fällen Gemein- 
same und allein Wesentliche ist dabei der Austritt aus 
der bisherigen Gemeinschaft. Dieser muß nach dem 
Grundsatze der Bekenntnisfreiheit nach allen Richtungen 
offen stehen. Denn Bekenntnisfreiheit bedeutet nicht nur 
positiv, daß die unbeschränkteste Mannigfaltigkeit des 
religiösen Standpunktes freigegeben ist, sondern bedeutet 
auch negativ die Freilassung von jeder Zugehörigkeit zu 
einer Kirche oder anderen Religionsgemeinschaft und sogar 
die totale Religionslosigkeit. Dies ist denn auch gegen- 


54) 0. V.G. 34, 430. 
55) Sartorius S. 43 f., S. 125. Kahl S. 369. 
1) Hinschius-Marquardsen S. 234 f. Rothenbücher S. 453 ff. 
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wärtig der Standpunkt aller deutschen Gliedstaaten, nament- 
lich auch Preußens. Nicht beizustimmen ist der Ansicht, 
daß in den Einzelstaaten, deren Gesetze hierüber dahin 
gehende Sonderbestimmungen nicht enthalten, mit der 
Gewährleistung der Bekenntnisfreiheit zwar die Anschließung 
an jede Religionsgemeinschaft zugestanden, aber immer 
doch die Forderung der Zugehörigkeit zu irgend einer 
solchen vorbehalten sei.) Am wenigsten zutreffend ist aber 
der dafür geltend gemachte Grund, daß beim Schweigen des 
Gesetzes andernfalls anzunehmen wäre, der betreffende 
Staat legte überhaupt keinen Wert mehr darauf, ob seine 
Untertanen Religion besitzen oder nicht. Dieser Grund 
ist weder schlüssig noch haltbar, denn die äußere Zuge- 
hörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft kann überhaupt 
nicht über die innere Religiosität entscheiden. Anderseits 
müßte die Unzulässigkeit des freien Austrittes mit voller 
Religionslosigkeit im schärfsten Gegensatze zu dem Rechte 
voller Glaubens- und Gewissensfreiheit stehen, die gegen- 
wärtig in allen deutschen Staaten gewährleistet ist. 

Die Frage des Austrittes aus der Kirche oder aus 
einer anderen Religionsgemeinschaft ist zunächst eine rein 
innerkirchliche oder gesellschaftliche. Als solche ist sie 
für den Staat an sich bedeutungslos, dessen Eingriff nach 
dieser Richtung würde eine Beeinträchtigung der Religions- 
freiheit enthalten. Ohne Bedeutung ist es für den Staat, 
ob eine Religionsgemeinschaft das Ausscheiden eines Mit- 
gliedes nach ihrem Satzungsrechte überhaupt nicht kennt, 
wie die katholische Kirche oder das Judentum. Nicht 
minder ist es für den Staat gleichgiltig, welche Form und 
Folgen eine Religionsgemeinschaft für den Austritt eines 
Angehörigen ihrerseits bestimmt, wofern sie ein solches 
Ausscheiden überhaupt zulassen. Die Zugehörigkeit zu 
einer solchen Religionsgemeinschaft und namentlich zu 
einer Kirche äußert jedoch, unbeschadet der gesetzlich 
festgesetzten Unabhängigkeit der bürgerlichen und staats- 
bürgerlichen Rechte vom religiösen Bekenntnis, auch auf 


2) So Rieker S. 385. 
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dem rein weltlichen Gebiete rechtliche Wirkungen. Insofern 
hat der Staat auch heute noch ein berechtigtes Interesse 
daran, daß sich derartige Vorgänge in von ihm bestimmten 
sicheren Formen vollziehen, um eine feste, klar erkennbare 
Grundlage für die sich hieran knüpfenden Folgen zu ge- 
winnen. Aber nicht nur dies berechtigte Interesse ist es, 
das den Staat zur Regelung des Austrittes aus religiösen 
Gemeinschaften legitimiert, sondern ihm liegt dazu sogar 
die Pflicht ob, wo es der Schutz der religiösen Bekenntnis- 
freiheit erfordert, damit das Ausscheiden nicht in bürger- 
licher Hinsicht auf Hemmnisse stößt oder vermögensrecht- 
liche Wirkungen auch für die Zukunft zurückläßt. Immer 
aber handelt es sich nicht um die innere religiöse Zu- 
gehörigkeit, sondern um ihre äußeren bürgerlichen Rechts- 
folgen, um den Austritt „mit bürgerlicher Wirkung“. °) 


2. Auf diesem Standpunkte steht namentlich auch das 
preußische Gesetz vom 14. Mai 1873 betreffend den Aus- 
tritt aus der Kirche), das im Anschluß an die Verordnung 
vom 30. März 18475) den Gegenstand für den ganzen 
Umfang der Monarchie erschöpfend ordnet. Wie die 
Motive des Gesetzes‘) besonders hervorheben, handelte es 
sich damals einmal darum, in bezug auf das Eherecht 
(Eheschließung und Ehescheidung) und die Beurkundung 
des Personenstandes eine generelle Regelung herbei- 
zuführen, besonders aber um die einheitliche Ordnung der 
vermögensrechtlichen Wirkungen des Austrittes.’) In jener 
Hinsicht hat das Gesetz inzwischen seine praktische Be- 
deutung verloren, nachdem die Personenstandsverhältnisse 
zunächst für Preußen durch das Gesetz vom 9. März 1874 
und sodann für das ganze Reich durch das Gesetz vom 
6. Februar 1875 interkonfessionell und im Sinne der Be- 


3) K.G.J. 35 A 49 (52). 
4) G.S. S. 207. 
5) G.S.S. 125; s. oben S. 51. 
6) Sten. Ber. über die Versammlungen des Hauses der Abgeord- 
neten 1872/73 Anlageband 1 S. 436 ff. 
N) K.G.J. 31 A 31; 35 A 49 (52). 


130 


kenntnisfreiheit, das heißt im Sinne der völligen Loslösung 
dieser Verhältnisse von kirchlichen Akten, geregelt sind. 
Dagegen ist das Gesetz noch heute insofern maßgebend, 
als es die kirchliche Abgabenpflicht des Ausscheidenden 
für die Zukunft in Wegfall gebracht hat. Zwar hatte 
bereits $ 261 des Allgemeinen Landrechtes II, 11 vor- 
geschrieben, daß „niemand bei einer Parochialkirche von 
einer anderen, als derjenigen Religionspartei, zu welcher 
er selbst sich bekennt, zu Lasten oder Abgaben, welche 
aus der Parochialverbindung fließen, angehalten werden 
solle, wenn er gleich in dem Pfarrbezirke wohne oder 
Grundstücke darin besitze.“ Indes hatte die Rechtsprechung 
des höchsten preußischen Gerichtshofes demgegenüber in 
ständiger Praxis den Satz aufgestellt, daß die Mitglieder 
der anerkannten Kirchen durch den bloßen Austritt aus 
der Kirche (gemäß $ 17 der Verordnung vom 30. März 1847) 
oder durch ihren Übertritt zu einer vom Staate nur ge- 
duldeten Religionsgesellschaft von den Verpflichtungen, 
zu den Parochiallasten ihrer bisherigen Kirche beizutragen, 
noch nicht befreit werden.°) Es läßt sich nicht verkennen, 
daß das dieser Rechtsprechung zugrunde liegende Prinzip 
eine große Unbilligkeit und mittelbar eine Beschränkung 
der Bekenntnisfreiheit enthielt.°) Diese zu beseitigen war 
die hauptsächlichste Aufgabe des Gesetzes vom 14. Mai 1873, 
zu dessen näherer Ausführung auf grund des $ 11 d. G. 
vom Justizminister im Einverständnisse mit dem Minister 
der geistlichen Angelegenheiten die Allgemeine Verfügung 
vom 13. Juni 1873!) erlassen ist. Das Gesetz betrifft 
zwar nicht ausschließlich, wie die Überschrift anzudeuten 
scheint, aber doch vornehmlich und in erster Linie die 
Kirchen, die ja auch praktisch fast allein in Frage kommen. 
Nach $ 8 des Gesetzes soll indes, was in den $$ 1 bis 6 
von den Kirchen bestimmt ist, auf alle Religionsgemein- 
schaften, denen Korporationsrechte gewährt sind, An- 
wendung finden. | 





3) Obtr. 27, 375; 58, 351. Vgl. Fürstenau S. 1521. 
9) Motive a. a. O. S. 437. 10) J. M. Bl. S. 183. 
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Eigentümlich ist dem Gesetze vom 14. Mai 1873 die 
Unterscheidung zwischen „Austritt“ ($ 1 Abs. 1) und 
„Übertritt“ (8 1 Abs. 2). „Rücksichtslich des Übertrittes 
von einer Kirche zur anderen verbleibt es bei dem be- 
stehenden Rechte.“ Es wird also unterschieden zwischen 
dem Austritte zu vollständiger Religionslosigkeit (sog. 
Dissidentenverhältnis im gewöhnlichen Sinne)!!) und dem 
Austritte im Sinne eines Konfessions-(Religions-) wechsels, 
den das Gesetz als Übertritt bezeichnet. Diese Unter- 
scheidung ist an sich allerdings eine künstliche, da jeder 
Austritt aus der Kirche, mag er mit einem Konfessions- 
(Religions-)wechsel oder Übertritt verbunden sein oder 
nicht, immer die bisherige Zugehörigkeit zur Kirche auf- 
hebt. Das Gesetz hat jedoch diese Unterscheidung deshalb 
gemacht, weil man für den Übertritt von einer christlichen 
Kirche zur anderen, wie er seit Jahrhunderten sich gewohn- 
heitsmäßig ausgebildet hat, nicht einen neuen formellen 
Zivilakt schaffen, sondern es hierfür bei dem alten Rechte 
belassen wollte (Übertrittsform).*2) Nur für den Fall, daß 
der Übertretende auch von den Lasten seines bisherigen 
Verbandes befreit werden will, ist die im Gesetze für den 
Austritt vorgeschriebene Form (Austrittsform) zu beachten 
($ 1 Abs. 3). Soweit es sich dagegen nur um andere 
Folgen des Übertrittes handelt, genügt die Wahrung schon 
derjenigen Form, die nach dem bisherigen Rechte galt. 
Insoweit gelten denn auch für die landrechtlichen Gebiete fort- 
dauernd die Vorschriften der 88 41,42 des Allgemeinen Land- 
rechtes II, 11, wonach zum Übertritte von einer Kirche in die 
andere die ausdrückliche Erklärung vor dem zuständigen 
Geistlichen und sogar schon die Teilnahme an den Sakra- 
menten in der Form der anderen Konfession genügen soll, 
„wenn nicht das Gegenteil aus den Umständen deutlich er- 
hellet.“13) Wichtig ist diesinsbesondere für die auch nach dem 
Inkrafttreten des B.G.B. der landesrechtlichen Regelung '#) 

1) K. G. J. 21 C 38 (42). 

12) Schmidt S. 5 ff. Schoen II S. 241, Note 1. K. G. J. 24 A 30£. 


13) K. G. J. 24 A 31. Schoen II S. 244 Note 5. 
14) Art. 134 E. G.B.G. B. 
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verbliebene Frage, in welcher Religion die Kinder eines von 
einer Kirche zur anderen übergetretenen Vaters nach dessen 
Tode zu erziehen sind.”?) Eigentümlich gestaltet sich hier- 
bei in Preußen die Rechtslage bezüglich der Altkatholiken.'°) 
Da diese in Preußen staatsrechtlich nicht als eine besondere 
Religionsgemeinschaft betrachtet werden, könnte geschlossen 
werden, daß beim Ableben eines zum Altkatholizismus 
kirchlich tatsächlich übergetretenen Vaters dessen Kinder 
aus gemischter oder aus ungemischter Ehe regelmäßig 
dem römisch-katholischen Religionsunterrichte zugeführt 
werden müßten. Diese Schlußfolgerung ist indes nicht 
zutreffend, sondern die Kinder sind regelmäßig im altkatholi- 
schen Religionsunterrichte zu erziehen. Sinddie Altkatholiken 
zwar staatsrechtlich als zur römisch-katholischen Kirche 
gehörig zu betrachten, so unterscheiden sie sich doch von 
den Anhängern des Vatikanums in Lehre und Dogma in 
wesentlichster Art, andernfalls hätte die Trennung der 
Altkatholiken von den Vatikanern überhaupt nicht erfolgen 
können. Bei Erteilung des Religionsunterrichtes handelt 
es sich aber nicht sowohl um die staatsrechtliche Stellung, 
sondern um die Lehre und das Dogma der Kirche. Der 
Wille des Preußischen Gesetzgebers, insbesondere der 
Deklaration vom 21. November 1803, ist aber gerade der, 
daß die Kinder regelmäßig in der Lehre unterrichtet werden 
sollen, die dem Glaubensbekenntnisse des Vaters entspricht. 
„Den Vorschriften der Deklaration würde also gerade ent- 
gegengetreten werden, wollte man die Kinder in der Religion 
unterrichten lassen, die der Vater für falsch hielt und der 
er sich entzog.“”) 

Bezüglich der Befreiung von der bisherigen kirchlichen 
Abgabenpflicht beim  Übertritte zu einer evangelisch-alt- 
lutherischen Kirchengemeinde oder von einer solchen zu 
einer mit Korporationsrechten versehenen Gemeinde einer 
anderen Religionsgesellschaft hat wieder das oben erwähnte 
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Gesetz vom 23. Mai 190818) Sonderbestimmungen getroffen, 
die von denen des Gesetzes vom 14. Mai 1873 in mehr- 
facher Hinsicht abweichen (Art. ID). 

Dies vorausgeschickt, ist auf die im Gesetze selbst 
bestimmte Form des Austrittes (Austrittsform), dessen 
gesetzliche Vorbedingungen und Wirkungen hier im ein- 
zelnen einzugehen. 

a) Die Form des Austrittes im engeren Sinne!?) des 
Gesetzes bestimmt sich nach den $ 1 Abs. 1, $ 2 des 
Gesetzes in Verbindung mit der allgemeinen Verfügung 
des Justizministers vom 13. Juni 1873. Darnach muß die 
Austrittserklärung von dem Austretenden in Person vor 
dem Richter seines Wohnortes abgegeben werden. Richter 
des Wohnortes ist der für die Aufnahme von Handlungen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit bestimmte richterliche Be- 
amte des Wohnorts, jetzt das Amtsgericht.) Die Erklärung 
muß „vor dem Richter“ erfolgen, sie braucht indes nicht 
notwendig an der Amtsstelle, d. h. im Gerichtsgebäude 
abgegeben zu werden. Die Erklärung muß ferner „in Person“ 
abgegeben werden. Ein Austritt durch die Erklärung eines 
hierzu bevollmächtigten Dritten ist also unstatthaft. Mit 
dieser Vorschrift wollte der Gesetzgeber verhindern, daß 
schriftliche Erklärungen eingereicht werden oder gewill- 
kürte Vertreter auf Grund schriftlicher Vollmachten für 
andere Personen den Austritt erklären können, weil sonst 
das Gesetz leicht durch außergerichtliche Sammlung von 
Unterschriften unter formularmäßigen Erklärungen und 
Vollmachten zu einer unzulässigen Herbeiführung von 
unüberlegten Massenaustritten aus der Kirche mißbraucht 
werden könnte.”!) Den gleichen Grund, die Gefahren des 
übereilten Austrittes für den einzelnen wie für die Religions- 
gemeinschaft bei Wahrung der vollen Freiheit eines ernsten 
Entschlusses und der religiösen Überzeugung zu vermindern, 


18) G. S. S. 155. 

19) Schmidt S. 157 £f., 278 £f. 

20) 8 26 preuß. A. G. G. V.G. vom 24. April 1878 (G. S. S. 230). 
21) K. G. J. 31 A 34. 


haben auch die anderen Formvorschriften.”) Der Auf- 
nahme der Austrittserklärung muß ein hierauf gerichteter 
Antrag vorausgehen, der mündlich zu Protokoll erklärt 
oder auch schriftlich eingereicht werden kann. Der Antrag 
ist von dem Gerichte unverzüglich dem Vorstande der 
Kirchengemeinde, welcher der Antragsteller angehört, in 
Abschrift nachrichtlich mitzuteilen. Die Aufnahme der 
Austrittserklärung selbst findet nicht vor Ablauf von vier 
Wochen und spätestens innerhalb sechs Wochen nach 
Eingang des Antrages zu gerichtlichem Protokolle statt. 
Ein Termin zur Aufnahme der Austrittserklärung wird 
vom Gerichte nicht anberaumt. Es steht vielmehr dem 
Antragsteller frei, sich an jedem Geschäftstage der vierzehn- 
tägigen Frist, die den Charakter einer formalen Ausschluß- 
frist hat und also auch während der Gerichtsferien läuft”), 
zur Abgabe der Austrittserklärung (an Amtsstelle) zu 
melden. Versäumt er dies, so bedarf es eines neuen 
Antrages. Geschieht die Meldung rechtzeitig, so nimmt 
der Richter die Austrittserklärung zu Protokoll und ver- 
anlaßt die Zustellung einer beglaubigten”*) Abschrift des 
Protokolles an den Vorstand der Kirchengemeinde. Auf 
Verlangen ist dem Austretenden eine Bescheinigung des 
Austrittes zu erteilen. Die Abgabe der Austrittserklärung 
unter einer Bedingung oder unter einem Vorbehalte ist 
als nichtig anzusehen.) 


b) Es fragt sich weiter um die materiellen Vorbedin- 
gungen des Austrittes, nämlich einmal solche allgemeiner 
Art, die sich nach den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
bestimmen (geistige Gesundheit des Erklärenden, Freiheit 
der Entschließung)?°), sodann insbesondere um die persön- 
liche Fähigkeit des Austretenden zur Abgabe der Erklärung 





22) O0. V. G. 12, 243. 

=) 0. V. G. 12, 238. 

24) Ziffer 2 Abs. 2 der angeführten Verfügung des Justizministers 
vom 13. Juni 1873. 

25) Schmidt S. 236 ff. 

26) Schmidt S. 122 ff. 
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mit Rücksicht auf sein Alter, um die sog. Religionsmündig- 
keit.?”) Da das Gesetz in dieser Hinsicht besondere Vor- 
schriften nicht aufgestellt hat, ist anzunehmen, daß wie 
bezüglich des Übertrittes, so auch bezüglich des Austrittes 
im engeren Sinne, wie ferner in kirchlicher Hinsicht, so 
auch in bürgerlicher die für den Übertritt bestehenden 
Vorschriften über das religiöse Selbstbestimmungsrecht 
(oder die Religionsmündigkeit) in Kraft bleiben und auf 
den Fall des Austrittes (im engeren Sinne) ausgedehnt 
werden sollten. Dies Ergebnis ist für Preußen von Wissen- 
schaft wie Praxis in bezug auf das Gesetz vom 14. Mai 1873 
widerspruchslos angenommen worden.®®) Für Alt-Preußen 
ist also allgemein $ 84 des Allgemeinen Landrechtes II, 2 
maßgebend, das als das erste Partikulargesetz°’) die 
Religionsreife auf das zurückgelegte 14. Lebensjahr (Unter- 
scheidungsalter, annus diseretorius) festgesetzt hat. Fehl 
geht also die Ansicht, daß das Unterscheidungsalter sich 
nur auf die kirchliche Seite des Übertrittes, von der das 
Allgemeine Landrecht allein spreche, beziehe, daß dagegen 
dort, wo es sich um die rein bürgerliche Wirkung des 
Austrittes handele, nur die bürgerliche Geschäftsfähigkeit 
(Großjährigkeit) in Betracht kommen könne.?®) Der bürger- 
liche Austritt aus der Kirche mit der im Gesetze fixierten 
Rechtsfolge ist im Gesetze nur als Konsequenz des kirch- 
lichen Übertrittes von einer Kirche zur anderen zugelassen; 
wer kirchlich übertritt, muß sich auch wirtschaftlich und 
bürgerlich von seiner früheren Kirche trennen können, 
deshalb sagt das Gesetz: „will der Übertretende von den 
Lasten des bisherigen Verbandes befreit werden, so ist die 
in diesem Gesetze vorgeschriebene Form zu beobachten“. 
Daraus folgt, daß der Minderjährige, der nach Erreichung 
des Unterscheidungsalters kirchlich übertritt, auch hierdurch 
befähigt wird, den Austritt gemäß dem Gesetze vom 


27) Schmidt S. 82 ff., 271 ff. 
28) Schmidt S. %. 

29) Schmidt S. 9. 

30) So K. G. J. 14, 371. 


14. Mai 1873 mit bürgerlicher Wirkung zu erklären. Das 
landesgesetzlich fortbestehende Alter der Religionsmündig- 
keit äußert also seine Rechtswirkung auch bezüglich des 
durch das Gesetz vom 14. Mai 1873 neu geordneten 
Austrittes.?!) 

Eine praktisch nicht minder wichtige Frage ist die, 
ob für ein religionsunmündiges Kind dessen gesetzlicher 
Vertreter, spezieller im Bereiche des Allgemeinen Land- 
rechtes und der Deklaration vom 21. November 1803 
der Vater, die Austrittserklärung mit bürgerlicher Wir- 
kung namens des Kindes abgeben kann. Hiergegen 
scheint allerdings der Wortlaut des Gesetzes zu sprechen, 
der eine Erklärung des Austretenden „in Person“ verlangt. 
Demgemäß ist denn auch die Frage in der Rechtslehre 
von namhafter Seite??), wie auch in einer älteren Ent- 
scheidung des Kammergerichtes®®) verneint worden. Diesen 
Standpunkt hat indes das Kammergericht neuerdings mit 
Recht verlassen.) Für die Bejahung der Frage sprechen 
zunächst die Motive des Gesetzes, die zu $ 6 (dem 
heutigen $ 4) bemerken: „Der 8 6 findet selbstverständlich 
auch auf diejenigen Anwendung, welche zur Zeit, da ihre 
Väter ihren Austritt aus der Kirche erklärten, noch kirchlich 
unselbständig waren.“°) Dafür spricht ferner die Erwä- 
gung, daß unterscheidungsunreife Kinder überhaupt „nicht 
selbständig berechtigte und verpflichtete Mitglieder der 
Kirche sind und daß lediglich der Vater über ihre Mit- 
gliedschaft zu entscheiden hat.“?‘) Dies Bestimmungsrecht 
des Vaters in religiöser Beziehung ist ein Ausfluß der 
väterlichen Gewalt überhaupt. °”) Es muß neben den ungleich 


BI) RK. a 1 Zr 27 SIT, 

32) Dernburg pr. P. R. III S. 150 Note 14. 

BO KIA DTL. 

3) KR. GI. 3IEAUB0 EA 49 (53). 

85) Motive a. a. O. S. 437. 

36) Schmidt S. 135f. Schoen II S. 245 Note 4. 

37) Heute würde es ein Ausfluß der elterlichen Gewalt sein, 
sodaß es, falls der Vorbehalt in Art. 134 E. G. B. G. B. nicht gemacht 
wäre, nach dem Tode des Vaters jetzt der Mutter zugebilligt werden müßte. 
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wichtigeren Befugnissen des Vaters auf kirchlich religiöser 
und religiös erziehlicher Seite, die ihm ohne allen Zweifel zu- 
kommen, auch die bürgerliche Seite bezüglich der kirchlichen 
Abgabenpflicht umfassen. Es ist schlechterdings nicht einzu- 
sehen, weshalb der Vater, der über die kirchliche Zugehörig- 
keit oder Nichtzugehörigkeit seiner Kinder und die Art ihrer 
religiösen Erziehung rechtswirksam zu bestimmen hat, nicht 
auch das Recht haben sollte, ihren Austritt aus der Kirche mit 
bürgerlicher Wirkung zu erklären. Hierbei darf auch der 
Hinweis auf den Ausdruck des Gesetzes nicht stören. Die 
Vorschrift, daß der Austritt „in Person“ zu erklären ist, 
sollte, wie schon oben erwähnt ist, nur schriftliche Austritts- 
erklärungen und Erklärungen durch gewillkürte Vertreter 
verhindern, nicht aber das väterliche Bestimmungsrecht 
bezüglich unterscheidungsunreifer Kinder einschränken. 
An die Festhaltung der Religionsunmündigen trotz des 
Austrittes der Eltern hat der Gesetzgeber nicht gedacht. 
Nach alledem ist der rein buchstäblichen Auslegung des 
Gesetzes nicht beizutreten, vielmehr ist anzunehmen, daß 
die Befugnis des Vaters, für sein religionsunmündiges Kind 
den kirchlichen Austritt zu erklären, auch diejenige zur 
Erklärung des bürgerlichen Austrittes nach Maßgabe des 
Gesetzes vom 14. Mai 1873 einschließt. Bei einem Aus- 
tritte des Vaters für sich selbst wird es, wofern eine beson- 
dere Erklärung bezüglich der Kinder nicht abgegeben ist, 
Auslegungsfrage sein, ob hiermit auch der Austritt eines 
Kindes erklärt werden sollte, obschon der Richter jedesmal 
von amts wegen darauf wird bedacht nehmen müssen, daß 
eine besondere ausdrückliche Erklärung hierüber abgegeben 
wird. °®) 

Der Mutter oder dem Vormunde eines religionsun- 
mündigen Kindes steht dagegen im Bereiche des Allge- 
meinen Landrechtes und der Deklaration vom 21. No- 
vember 1803 ein Bestimmungsrecht über das Kind in 
kirchlicher oder in religiöser Hinsicht und folglich auch 


38) Schmidt S. 130. vgl. K. G. J. 35 A 53. 
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die Austrittserklärung namens des Kindes nach dem Tode 
des Vaters nicht zu. Dies gilt auch von der unehelichen 
Mutter, deren Austritt für sich selbst jedoch den Austritt 
des Kindes nach $ 642 des Allgemeinen Landrechtes II, 2 
jedesmal mit Rechtsnotwendigkeit nach sich zieht.°°) 


c) Die formgerechte Erklärung des Austrittes hat 
nach der bürgerlichen Seite insbesondere zur Folge®’), daß 
der Ausgetretene zu Leistungen, die auf der persönlichen 
Kirchen- oder Kirchengemeinde-Angehörigkeit beruhen, in 
Zukunft nicht mehr verpflichtet ist ($ 3 Abs. 1, 3). Diese 
Wirkung tritt jedoch erst mit dem Schlusse des auf die 
Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ein ($ 3 Abs. 2). 
Daß die Befreiung von der kirchlichen Abgabenpflicht nicht 
schon mit dem Augenblicke des Austrittes aus der Kirche 
zusammenfällt, hat den Grund, der Kirchengemeinde (ins- 
besondere bei Massenaustritten) Zeit zu lassen, um über 
den Ersatz des durch den Austritt unvorhergesehen ent- 
standenen finanziellen Ausfalles Beschluß zu fassen.*!) 
Zu den Kosten eines außerordentlichen Baues, dessen 
Notwendigkeit vor Ablauf des Kalenderjahres, in dem der 
Austritt aus der Kirche erklärt wird, festgestellt ist, hat 
der Austretende bis zum Ablaufe des zweiten auf die 
Austrittserklärung folgenden Kalenderjahres ebenso bei- 
zutragen, als wenn er seinen Austritt aus der Kirche nicht 
erklärt hätte ($ 3, Abs. 2). Mit dieser Bestimmung sollte 
verhindert werden, daß bevorstehende außerordentliche 
kirchliche Lasten für gewissenlose Mitglieder der Kirche 
zu einem gewissen Anreize werden, sich ihren Verpflich- 
tungen durch den Austritt aus der Kirche zu entziehen.*?) 
Gerade bezüglich dieser kirchlichen Abgabenpflicht und 
allein bezüglich ihrer soll dann der förmliche Austritt 
nach Maßgabe des Gesetzes selbst auch da geboten sein, 





3) KG, 10,171722-87230, 
40) Schmidt S. 247 f£f., S. 294 ff. 
41) Motive S. 437. 

42) Motive S. 437. 
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wo der Austritt mit einem Anschlusse an eine andere 
Kirche verbunden, wo also ein Übertritt mit Konfessions- 
wechsel stattfindet (8 1 Abs. 3). 

d) Das Gesetz spricht vom Austritte „aus einer Kirche“, 
von dem „bisherigen Verbande“, von dessen Lasten ein 
Übertretender befreit werden will. Wie sind diese Begriffe 
hier zu verstehen? Was bedeutet hier „eine Kirche“ oder 
„der bisherige Verband“?®?) Das Gesetz selbst spricht 
sich über diese Begriffe nicht aus, sondern setzt sie als 
gegeben voraus. Maßgebend ist hier die kirchenrechtliche 
Auffassung. Gemeint ist nicht die einzelne Kirchen- 
gemeinde, auch nicht die einzelne Parochie*‘), gemeint 
ist vielmehr, wie sich dies namentlich auch aus $ 3 des 
Gesetzes ergibt, wo nicht nur von persönlicher Kirchen- 
gemeindeangehörigkeit, sondern weitergehend auch von 
persönlicher Kirchenangehörigkeit die Rede ist, ein weiterer 
Verband. Welcher ist dies? Die Frage ist da einfach zu 
beantworten, wo eine einheitliche verfassungsmäßige kirch- 
liche Gesamtorganisation besteht, die selbst an die Grenzen 
eines einzelnen Staates nicht gebunden ist, wo wenigstens 
kirchenrechtlich die Grenzen der Rechtskirche und der 
Bekenntniskirche ohne weiteres zusammenfallen. So ver- 
hält es sich bei der römisch-katholischen Kirche. Deshalb 
muß nach der Auffassung des Gesetzes vom 13. Mai 1873 
auch der Altkatholik, der austreten will, aus der römisch- 
katholischen Kirche überhaupt austreten.*’) Schwieriger 
liegt die Beantwortung der Frage da, wo auch kirchen- 
rechtlich eine einheitliche Gesamtorganisation der Kirche 
nicht besteht, wo auch kirchlich Rechtskirche und Bekennt- 
niskirche nicht zusammenfallen, wo nur einzelne Kirchen- 
körper mit besonderer Organisation und Verfassung 
bestehen, wie dies bei den evangelischen Landeskirchen 
der Fallist. Hier kann der Austritt im Sinne des Gesetzes 
jedesmal nur so vor sich gehen, daß der einzelne aus der 


43) Schmidt S. 238 ff. 
44) Motive a. a. O. S. 438. 
45) K. G. J. 21 A 37 (42 ff). Vgl. Schmidt S. 336 Note *. 
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Landeskirche austritt und damit aus der evangelischen 
Kirche überhaupt ausscheidet. Die weitere Folge ist in 
beiden Fällen, wo nicht ein Anschluß an eine andere 
Religionsgemeinschaft (Übertritt) erfolgt, das Dissidenten- 
verhältnis. Anderseits bleibt freilich in beiden Fällen des 
Austrittes das rein innere, individuelle Bekenntnis des 
einzelnen völlig unberührt. 

3. Was in dem Gesetze von den Kirchen bestimmt 
ist, findet auf alle Religionsgemeinschaften, denen Korpo- 
rationsrechte gewährt sind, entsprechende Anwendung, ins- 
besondere also auch auf die Juden *°) im Falle des Austrittes 
aus dem Judentume überhaupt, der also, wo er ohne An- 
schließung an eine andere Religionsgemeinschaft erfolgt, 
ebenso wie der Austritt aus einer christlichen Kirchengemein- 
schaft im gleichen Falle zum Dissidentenverhältnis führt. Der 
Bekenntnisfreiheit der Juden in Preußen ist indes durch das 
spätere Gesetz vom 28. Juli 1876 betreffend den Austritt 
aus den jüdischen Synagogengemeinden *’) noch besonders 
entgegengekommen, indem nach diesem Gesetze jedem 
Juden gestattet ist, auch ohne Austritt aus der jüdischen 
Religionsgemeinschaft (dem Judentume) wegen religiöser 
Bedenken aus derjenigen jüdischen Synagogengemeinde 
(jüdischen Kultusgemeinde, religiösen jüdischen Gemeinde, 
israelitischen Religionsgemeinde) auszutreten, der er auf 
Grund eines Gesetzes, eines Gewohnheitsrechtes oder einer 
Verwaltungsvorschrift angehört. Ein Jude, der so aus- 
getreten ist, wird dann bei Verlegung seines Wohnsitzes 
in einen anderen Synagogenbezirk auch nicht Mitglied der 
dortigen Gemeinde, wofern er vor oder bei seinem Einzuge 
eine schriftliche Erklärung abgibt, daß er nicht Mitglied 
der Gemeinde werden wolle (8 1). Die Form und Wirkungen 
des Gesetzes sind im allgemeinen denen des Gesetzes vom 
13. Mai 1873 nachgebildet. Vereinigen sich die Ausge- 
tretenen behufs dauernder Einrichtung eines besonderen 
Gottesdienstes, so können ihnen durch Kgl. Verordnung 





46) Schmidt $. 27 Note 46. 
17) G. 8. S. 358. 
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die Rechte einer Synagogengemeinde beigelegt werden 
($ 8). Ob diese Sondervorschriften zugunsten der Juden 
gegenüber dem den Christen nur zugestandenen Maße 
der Bekenntnisfreiheit ausreichend veranlaßt waren, läßt 
sich füglich in Zweifel ziehen. Es kann namentlich kaum 
der kirchenpolitischen Parität noch entsprechend erscheinen, 
daß die Juden bei tatsächlich gleichen Voraussetzungen 
im Judentume verbleiben dürfen, wo die Bekenner des 
christlichen Glaubens notwendig in ein Dissidentenver- 
hältnis gedrängt werden. Seinen individuellen jüdischen 
Glaubensanschauungen nachzugehen, war aber dem aus- 
getretenen Juden auch nach dem Gesetze vom 13. Mai 1873 
durchaus nicht verwehrt. Eine besondere Bevorzugung 
ist auch darin zu erblicken, daß nach $ 8 des Gesetzes vom 
28. Juli 1876 den Ausgetretenen die Rechte einer Synagogen- 
gemeinde, d.h. Rechtspersönlichkeit schon durch Kgl. Ver- 
ordnung verliehen werden kann, während ein entsprechender 
Rechtssatz hinsichtlich der aus ihrer Kirche ausgetretenen 
Christen keineswegs besteht. Der Hinweis der Motive®*) 
darauf, daß gerade in der Judenschaft erfahrungsmäßig 
seit Jahren verschiedenartige Glaubensrichtungen und reli- 
giöse Streitigkeiten hervorgetreten seien, die auch schon 
in den 8 53 ff. des Gesetzes vom 23. Juli 1847°) eine 
gewisse Beachtung gefunden hätten, kann als hinreichen- 
der Grund für dies Ausnahmegesetz kaum gelten, da der- 
gleichen Verschiedenheiten und Zwistigkeiten auch in den 
christlichen Kirchengemeinden keineswegs selten sind, ohne 
daß das Gesetz ihnen hier Rücksicht zuteil werden läßt. 
Daß der austretende Jude, falls er sein Judentum behalten 
will, beim Austritte ausdrücklich erklären muß, daß er 
„wegen religiöser Bedenken“ aus der betreffenden Syna- 
gogengemeinde austrete, ist von geringer Bedeutung, da 
solche Angaben sich der Nachprüfung völlig entziehen"), 

48) Motive S. 1118f. (Sten. Ber. über die Verhandlungen des 
Hauses der Abgeordneten 1876 Anlageband 2). 

49) G. S. S. 263; s. oben S. 52 f, 


50) Motive S. 1120; vgl. auch Motive zum Gesetze vom 14. Mai 
1873 & 2.0.9 47. 
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anderseits nicht einzusehen ist, weshalb eben nur die Juden 
durch diese Art der Austrittserklärung sich zu einer bevor- 
zugten Stellung sollen verhelfen können. Eine Ausgleichung. 
gegenüber den Christen kann höchstens darin gefunden 
werden, daß diese leichter eine ihrer Glaubensrichtung mehr 
entsprechende Kirche oder andere christliche Religions- 
gemeinschaft finden können. 


4. Nicht besonders geregelt ist der Austritt aus 
solchen Religionsgemeinschaften, denen Rechtspersönlichkeit 
nicht zusteht. Das Gesetz vom 14. Mai 1873 bezieht sich 
nur auf die Kirchen und auf solche Religionsgemeinschaften, 
denen Korporationsrechte gewährt sind. Hinsichtlich der 
Religionsgemeinschaften ohne Rechtspersönlichkeit be- 
durfte es eben besonderer Bestimmungen nicht, da hier 
vom Staate eine besondere Kirchenhoheit (Religionshoheit) 
nicht ausgeübt wird. Wie derartige Verbände im all- 
gemeinen lediglich den Vorschriften des Privatrechtes 
unterstehen, so auch bezüglich der Frage des Austrittes.°!) 
Gegenwärtig hat der Austritt zufolge der allgemeinen Ver- 
weisung des 8 54 B.G.B. auf das Gesellschaftsrecht in 
der Rechtsform der Kündigung mit der Maßgabe zu er- 
folgen, daß einem Mitgliede niemals das Recht verkümmert 
werden darf, aus einem wichtigen Grunde jederzeit selbst 
ohne Einhaltung einer etwa vorgeschriebenen Kündigungs- 
frist auszuscheiden (88 723 f., 736).°?) Die Regel des Ge- 
sellschaftsrechtes aber, daß die Gesellschaft selbst sich 
durch Kündigung eines Gesellschafters auflöst, muß bei 
Vereinen jedesmal von vornherein als stillschweigend 
ausgeschlossen gelten.°”) Mit dieser Regelung ist dem 
Grundsatze der Bekenntnisfreiheit auch im Verhältnisse 
der Religionsgemeinschaften ohne Rechtspersönlichkeit 
voll Rechnung getragen. 


5l) Motive zum Gesetze vom 14. Mai 1873 a. a. O. S. 438. 
Schmidt S. 31. 
52) Gierke, Vereine S. 16f. Biermann S. 506. 
53) Dernburg B. R. I 245f. Biermann S. 508. 
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5. InnahemZusammenhange mit der gesellschaftlichen 
Bekenntnisfreiheit steht endlich die Frage der Ausschließung 
eines Mitgliedes aus einer Religionsgemeinschaft, soweit 
eine solche nach ihren Grundsätzen (Satzungen) überhaupt 
zulässig ist.°*) 

In dieser Hinsicht hat in Übereinstimmung mit dem 
früheren Art. 15 der Pr. V. U.5°), der noch heute in Geltung 
bestehende $ 1 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 über die 
Grenzen des Rechtes zum Gebrauche kirchlicher Straf- 
und Zuchtmittel?‘) grundsätzlich anerkannt, daß die Be- 
fugnis zur Ausschließung aus einer Kirchen- oder Religions- 
gesellschaft ein autonomes Recht dieser Verbände ist, die 
einer staatlichen Nachprüfung durch die Verwaltungs- 
behörden oder die Gerichte in keiner Weise unterliegt. 
Dieser Grundsatz beruht auf der Erwägung, daß die Frage 
der Ausschließung regelmäßig mit den dogmatischen und 
sittlichen Auffassungen der betreffenden Kirche oder 
Religionsgesellschaft derart verknüpft ist, daß ihre Ent- 
scheidung durch staatliche Behörden eine Einmischung in 
die innersten Angelegenheiten der Kirchen oder Religions- 
gesellschaften bedeuten würde. Damit sind die Bestim- 
mungen der $$ 52 ff. des Allgemeinen Landrechtes II, 11 in 
Wegfall gekommen, die vom Standpunkte des Staats- 
kirchentumes aus die Entscheidung des Streites über die 
Entziehung der Mitgliedschaft bei Kirchengesellschaften 
dem Staate zuwiesen. In Wegfall traten aber auch die 
Vorschriften der 88 44 ff. des Allgemeinen Landrechtes II, 6 
bezüglich der staatlichen Aufsicht über die Ausschließung 
von Mitgliedern einer erlaubten Privatgesellschaft, soweit 
es sich um eine derartige Gesellschaft mit religiösen 
Zwecken handelt. 

54) Motive zum Gesetze vom 13. Mai 1873 (Sten. Ber. über die 
Verhandlungen des Hauses der Abgeordneten 1872/73 Anlageband 1) 
S. 128: „welche (die Ausschließung) die evangelische Kirche oder 
eine andere Religionsgesellschaft gestatten mag.“ 

55) Völlig aufgehoben durch Gesetz vom 18. Juni 1875 (G. S. 
S. 259). 

56) G. S. S. 208. 
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Sowohl der Art.15 der Preußischen Verfassungsurkunde, 
mit dessen formeller Aufhebung das ihm zugrunde liegende 
Prinzip nicht beteiligt werden sollte, wie das Gesetz vom 
13. Mai 1873 sprechen nicht von Religionsgemeinschaften 
überhaupt, sondern unmittelbar nur von Kirchen und anderen 
Religionsgesellschaften. Es kann indes keinem Bedenken 
unterliegen, die Tragweite des in ihnen aufgestellten Rechts- 
satzes auf alle Religionsgemeinschaften schlechthin zu be- 
ziehen, denn bei ihnen allen würde die staatliche Ent- 
scheidung über das Fortbestehen von Mitgliedschafts- 
rechten einen Eingriff in die sittlichen und religiösen 
Anschauungen und eine Einmischung in die inneren An- 
gelegenheiten dieser Gemeinschaften bedeuten.’‘) Und 
zwar wird, während insbesondere nach den Vorschriften 
des B.G.B. bei bürgerlichen Vereinen, wenn auch keine 
sachliche Nachprüfung des Ausschließungsgrundes, so doch 
eine Nachprüfung der Frage, ob bei der Ausschließung 
formell satzungsmäßig verfahren ist, durch den Richter im 
ordentlichen Rechtswege gestattet ist°*), selbst eine der- 
artige nur formelle Nachprüfung bei der Ausschließung 
aus einfachen Religionsvereinen gemäß dem Prinzipe des 
früheren Art. 15 V. U. und dem Grundgedanken des Gesetzes 
vom 13. Mai 1873 als unstatthaft gelten müssen, da dar- 
nach eben jede staatliche Einmischung durch Verwaltungs- 
behörden wie durch Gerichte bei Ausschließung aus 
Religionsgemeinschaften jeder Art unterbleiben soll. 

So erscheint namentlich die gesellschaftliche Bekennt- 
nisfreiheit auch in dieser Hinsicht heute im vollsten Maße 
verwirklicht. 





5T) R. G. Z. 26, 277; 62, 252. vgl. Motive a. a. O. S. 127. Giese, 
Annalen S. 383. 

58) R. G. Z. 49, 150; 51, 66; 62, 253. Jur. Wochenschrift 1900 
S. 417; 1903 S. 40 (Beilage 5); 1905 S. 315; 1906 S. 416. 


Lebenslauf. 


Am 16. August 1884 wurde ich, Hellmut Oskar Otto 
Wentzel, in Stettin als Sohn des Landrichters, jetzigen Senats- 
präsidenten, Geheimen ÖOberjustizrates Dr. iur. Hans Wentzel 
und seiner Ehefrau Laura geb. Wentzel geboren. Ich bin evan- 
gelischer Konfession. Meinen Schulunterricht erhielt ich auf 
dem Königlichen Marienstiftsgymnasium in Stettin. Nachdem 
ich dort Michaelis 1902 die Reifeprüfung bestanden hatte, 
studierte ich die Rechtswissenschaft auf den Universitäten Berlin, 
Freiburg i. Br., Halle je ein Halbjahr und auf der Universität 
Münster drei Halbjahre. Am 13. November 1905 bestand ich 
in Hamm die erste juristische Prüfung. Am 2. Dezember 1905 
zum Referendar ernannt, war ich als solcher zunächst dem 
Königlichen Amtsgerichte in Altdamm überwiesen. Seit dem 
4. September 1906 bin ich als Referendar in Stettin beschäftigt. 

Meiner Militärpflicht habe ich vom 1. Oktober 1906 bis 
zum 1. Oktober 1907 bei dem Vorpommerschen Feldartillerie- 
Regiment Nr. 38 genügt, bei dem ich im Frühjahr 1908 auch 
die Uebung A abgeleistet habe und zum Vize-Wachtmeister 
der Reserve befördert wurde. 

Am 1. März 1909 habe ich das mündliche Doktorexamen vor 
der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät der Königlichen 
Westfälischen Wilhelms-Universität in Münster bestanden. 


Stettin, den 25. März 1909. 
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